
Heft �1�
Ausgabe 2 | 2016

ISSN 0170-4613
K 53 61
5,00 Euro

Behinderung und 
Inklusion

Verena Bentele
Teilhabe ist keine Verhandlungssache

Nils Bolwig, Henning Groskreutz
Teilhabe behinderter Menschen in der Arbeits-
welt als soziales und betriebliches Thema  

Horst Frehe
Inklusion ist ein Menschenrecht

Horst Heimann 
Wo, bitte, geht´s hier zu den Wählern?



� spw 2 | 2016

 Kurzum

Ausgabe_171_1.indd   2 26.05.09   13:57
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û  Dr. Felix Welti ist Professor an der 
Universität Kassel am Institut für Sozi-
alwesen des Fachbereichs Humanwis-
senschaften und Mitherausgeber der 
spw.

Foto: privat

Uwe Kremer hat zuletzt an dieser Stelle 
einen zornigen und fröhlichen „linksdemo-
kratischen Populismus“ in Abgrenzung zur 
gouvernementalen Attitüde der deutsch-eu-
ropäischen Sozialdemokratie begrüßt. Dies 
könnte ein Weg sein gegen Politikverdrossen-
heit, Wahlenthaltung und das Entstehen von 
Rechtspopulismus, der Zorn und Enttäuschung 
in Hass und Ausgrenzung transformiert.

Dabei gerät der Etatismus etablierter poli-
tischer Kräfte in den Blick. Wer Politik von Staat 
und Institutionen statt von Gesellschaft und 
Menschen her denkt, vernachlässigt Wesent-
liches. Ein gutes schlechtes Beispiel ist das 
Thema dieser spw: Für viele politische Akteure 
scheint das Wichtigste am Bundesteilhabe-
gesetz für behinderte Menschen zu sein, die 
Kommunen von den Kosten der Leistungen 
für behinderte Menschen zu entlasten. An-
dere wollen keine „versicherungsfremden 
Leistungen“ für behinderte Menschen in der 
Sozialversicherung. Personalchefs oder Schul-
leiter meinen, dass „der Staat“ etwas machen 
muss, nicht ihre Institution. Dieser gemein-
same Fluchtpunkt aus der eigenen Verantwor-
tung birgt die Gefahr, dass Populismus nur ein 
Spiegelbild des Etatismus ist: Alles vom Staat 
erwarten und immer von ihm enttäuscht sein, 
liegen nah beieinander. 

Kurzum:  Der Staat ist weder von Gott noch 
des Teufels, auch nicht die Wirklichkeit der sitt-
lichen Idee. Er sollte der Demokratie die Instru-
mente geben.

Insoweit ist Demokratie das aufgelöste Rät-
sel aller Verfassungen. Demos, populus, Volk 
können im Mittelpunkt politischer Strategie 
stehen. Doch ob und wie die Bevölkerung „für 
sich“ ein Volk „an sich“ konstituiert, ist nicht 
trivial. Die Gefahr des Populismus ist, dass 
dies durch Ab- und Ausgrenzung geschieht. 
In der modernen global verflochtenen Öko-
nomie und Gesellschaft ist das „Wir sind das 

Volk – und Ihr nicht“ aber kaum tauglich. Wo-
hin führt es, ein Volk gegen Abstraktionen wie 
„die 1 Prozent“, „die Kaste“ oder „Wallstreet“ 
formieren zu wollen? Den Kapitalismus, ein 
System das alle einbezieht (wenn auch nicht 
immer bewusst und demokratisch), kann man 
so nicht überwinden. Aus dieser Irre führt nur 
die Konstitution von Volk durch Tätigkeit, wie 
es das Wort Demokratie nahe legt.

Kurzum:  Das Volk definiert sich, indem es 
seine Angelegenheiten, in den Formen des so-
zialen Rechtsstaats, selbst in die Hand nimmt.

Ein solches Volk ist kein Selbstzweck, son-
dern es arbeitet bewusst an einer Gesell-
schaft, die inklusiv ist und die Menschen-
rechte schützt. Dazu bieten nicht nur der 
Staat, sondern auch Selbstverwaltung und 
Wirtschaftsdemokratie der Produzenten und 
Konsumenten Optionen gemeinsamen Han-
delns. Ein solches Volk grenzt Minderheiten 
und ungewöhnliche Lebenssituationen nicht 
aus, sondern ist Rahmen für Vielfalt und Koo-
peration. Diese konstruktiven Elemente sind in 
den aktuellen Bewegungen, auf die sich Uwe 
Kremer bezieht, durchaus zu entdecken.

Kurzum:  Wenn ich im Ensemble von Volk, 
Gesellschaft und Staat ein Element als -ismus 
herausheben sollte, würde ich die Gesellschaft 
wählen. Damit sind wir zurück beim demokra-
tischen Sozialismus. Dass dieser Begriff gerade 
in den USA und Europa eine gewisse Renais-
sance erlebt, wird kein Zufall sein.	 ó
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Mit  den drei Landtagswahlen in Sach-
sen-Anhalt, Baden-Württemberg und Rhein-
land-Pfalz haben wir ein genaueres Bild dar-
über erhalten, wie die deutsche Gesellschaft 
die Flüchtlingskrise politisch verarbeitet. 
Zugleich verdichten sich aber in diesen Er-
gebnissen langfristige Veränderungen des 
deutschen Parteiensystems und insbeson-
dere des Reformlagers. Die Thesen versuchen 
dieses neue politische Terrain zu sondieren, 
denn die Märzwahlen haben eine über die 
jeweiligen Bundesländer hinausweisende 
politische Signalwirkung.

1.
Die Flüchtlingskrise wird zur Umbruchs-

krise des deutschen Parteiensystems, in der 
das Mitte-Links-Lager Gefahr läuft, struktu-
rell nicht mehr mehrheitsfähig zu sein. Die 
Flüchtlingskrise hat dabei eine Katalysato-
renfunktion, entfaltet aber ihre Wirkungen 
erst vor dem Hintergrund einer über Jahre 
– auch von links – ignorierten Krise der po-
litischen Repräsentation, die sich vor allem 

�	 Der Beitrag ist einer anonymen Zuhörerin eines Rolling-Stones-Konzert 
gewidmet, die genau diesen Satz der Band zuruft. Der Zwischenruf ist do-
kumentiert auf der Live-LP von 1969: „Get Yer Yas Yas out“. 
Eine weitgehend übereinstimmende Fassung des Artikels erscheint in Blät-
ter 5/2016.spw dankt der Redaktion der Blätter für deutsche und internatio-
nale Politik herzlich für die Kooperation.

Debatte: „Paint it black, you devil“1

Eine politische Terrainvermessung nach den Landtagswahlen im März  

von Peter Reif-Spirek

dadurch auszeichnet, dass die Demokra-
tie in den Unterschichtenquartieren keine 
Mehrheit mehr hat und in großen Teilen der 
Bevölkerung Gefühlslagen bestehen, in der 
politische Obdachlosigkeit und soziale Ent-
sicherungsgefühle ein brisantes Gemisch er-
geben. Dass die AfD überdurchschnittlich im 
Nichtwählerbereich mobilisieren konnte, ist 
Ausdruck einer ressentimentgeladenen, de-
mokratischen Rebellion: Sie wollen auf der 
politischen Bühne gehört werden und nicht 
aus den Mustern politischer Repräsentation 
herausfallen.

Die Gefahren des Rechtspopulismus

2.
Die AfD ist als rechtspopulistische Kraft 

vorerst bundesweit etabliert. Damit sind 
zwei Gefahren verbunden: Fremdenfeind-
liche Gewalttäter werden sich dadurch er-
mutigt fühlen, das vielfach verbreitete Res-
sentiment verlässt den privaten Raum und 
wird öffentlich, die Grenzen des Sagbaren 
verschieben sich nach rechts. Schon jetzt 
darf wieder im öffentlichen Raum von der 
„Volksgemeinschaft“ fabuliert werden, wie 
jüngst der Spitzenkandidat der AfD Sach-
sen-Anhalt, ohne vom Wähler sanktioniert 
zu werden.

3.
Die andere Gefahr: Assistiert von der CSU 

droht der rechte Protest auf Straßen und 
in Parlamenten – wie in den frühen 1990er 
Jahren – das gesamte Parteiensystem (und 
die politische Kultur) nach rechts zu schie-
ben, wie der alltägliche Wettbewerb um die 
repressivste Flüchtlingspolitik zeigt. „Köln“ 
war gewissermaßen ein Brandbeschleuniger 

û  Peter Reif-Spirek ist Sozialwissen-
schaftler und arbeitet seit 1990 in der 
politischen Bildung in Thüringen. Er ist 
seit 40 Jahren Sozialdemokrat und hat 
bessere diskussionsfreudigere Zeiten 
der Partei gesehen. Zahlreiche Veröf-
fentlichungen zu Fragen des Rechts-
extremismus und der historisch-poli-
tischen Bildungsarbeit.

Foto: privat
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für einen Paradigmenwechsel von der Will-
kommenskultur zur Abschottungspolitik. 
Die europäischen Festungsmauern werden 
hochgezogen, das individuelle Grundrecht 
auf Asyl europäisch geschleift – der Wahler-
folg der AfD ist zugleich radikaler Ausdruck 
und radikalisierender Faktor einer Politik 
der Abschottung, die vom Elend der Welt 
nicht berührt sein will. Das Agieren der eu-
ropäischen Sozialdemokratie kann man da-
bei nur als moralische und politische Bank-
rotterklärung bewerten. Von einer Politik, 
die wirklich Fluchtursachen bekämpft (und 
damit auch zu einer grundlegenden Verän-
derung internationaler Ungleichheitsver-
hältnisse und hegemonialer Lebensweisen 
bereit sein müsste) kann keine Rede sein. 
Schon die Versorgung der Flüchtlingslager 
in der unmittelbaren Krisenregion, eigent-
lich eine humanitäre Selbstverständlichkeit, 
wird als Bekämpfung von Fluchtursachen 
gefeiert. Man fühlt sich an Peter Weiss er-
innert: „Europa ist ein einziger Friedhof von 
betrogenen, verratenen und abgemordeten 
Hoffnungen“.�

4.
Mit der Etablierung  der AfD als bundes-

weite Kraft ist eine „antifaschistische Moral-
politik“ der Selbstvergewisserung gescheitert, 
die über keinerlei politische Kommunikati-
onsstrategie gegenüber den verunsicherten 
Milieus verfügt und politisch blind gegenü-
ber den sozialstrukturellen und soziokultu-
rellen Gelegenheitsstrukturen agiert, die den 
politischen Aufstieg des Rechtspopulismus 
begünstigen. Mit traditionslinken Reflexen 
einer „Einheitsfront gegen rechts“ kommen 
wir nicht weiter. Wir brauchen eine alltags-
taugliche „demokratische Pluralität gegen 
rechts“, die von unterschiedlichen sozialen 
und politischen Positionen ausgehend das 
Potential des Rechtspopulismus begrenzt. Es 
geht um neue Formen demokratischen Quar-

�	 Peter Weiss: Rekonvaleszenz. Frankfurt am Main 1991, S. 81

tiermanagements von unten. Ohne linke 
Antwort auf die Krise der politischen Reprä-
sentation (und im Osten auf die Gefahren der 
Implosion demokratischer Strukturen) keine 
Bekämpfung des Rechtspopulismus. Wer nur 
noch über Flüchtlingspolitik redet, stärkt die 
kulturalistische Spaltungslinie des Parteien-
systems, was nur der AfD nutzt statt die so-
zialökonomischen Interessensgegensätze im 
politischen Raum schärfer zu artikulieren.

5.
Die spannende Frage wird sein, wie sich 

die CDU unter den neuen Bedingungen hal-
ten wird. Bisher ist es ihr noch wesentlich 
besser als der SPD gelungen, fragmentierte 
Milieus politisch zu bündeln. Jetzt gerät sie 
doppelt unter Druck: Durch die „Doppelstra-
tegie“ von AfD und CSU, die auf Abschottung 
setzt, aber auch durch modernisierte bürger-
liche Milieus, die sich nicht mehr durch eine 
piefige CDU Baden-Württemberg repräsen-
tiert sehen, sondern als „moderne Konserva-
tive“ Kretschmann wählen.

Die politische Zäsur der Märzwahlen: 
Zweitklassige Sozialdemokratie

6.
Rot-grün hat allein keine Mehrheit, R2G ist 

politisch blockiert – diese Konstellation wird 
perspektivisch auf eine Stärkung des schwarz-
grünen Flügels und eine Schwächung der so-
zialökologischen Kräfte innerhalb der Grünen 
hinauslaufen. Kann Schwarz-grün im Westen 
die Wiedervereinigung bürgerlicher Milieus 
auf modernisierter Basis bedeuten, hat diese 
Option im Osten nur eine marginale sozio-
kulturelle Basis. Hier drohen Wanderungs-
verluste an die Linkspartei, die durchaus die 
parlamentarische Existenz der Grünen in den 
neuen Bundesländern gefährden können. 
Die Grünen müssen zudem in vielen Ländern 
jede Erhöhung der Wahlbeteiligung als Be-
drohung empfinden, da ihr Potential ausmo-
bilisiert ist. 
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7.
Für die Sozialdemokratie waren die Land-

tagswahlen im März 2016 eine politische 
Zäsur, weil mit ihr der Abstieg in die bun-
despolitische Zweitklassigkeit verbunden 
ist. Die SPD ist nur noch Mehrheitsbeschaf-
fer, keine Mehrheitspartei, und diese poli-
tische Subalternität gefährdet die demokra-
tische Statik des Landes�. In diesem Ergebnis 
kommt zum Ausdruck, dass die SPD über 
einen langen Zeitraum hinweg ihren volks-
parteilichen Charakter zerstört hat. Seit der 
deutschen Vereinigung hat die SPD über die 
Hälfte ihrer Mitglieder verloren. Damit ist 
ein umfangreicher sozialer Transformations-
prozess der Partei verbunden, der sich weder 
kurz- noch mittelfristig durch geschicktes 
Campaigning auffangen lässt. Die Sozialde-
mokratie hat mit diesem Mitgliederverlust 
ihre Sonden in die soziale Wirklichkeit ver-
loren. Gegangen sind vor allem die „sozialen 
Kümmerer im Kiez“, denen anderseits die 
Linkspartei viel zu ideologisch ist, um sie 
attraktiv zu finden. Damit hat die Demokra-
tie insgesamt eine soziale Schlüsselgruppe 
verloren. Die Sozialdemokratie kann nicht 
mehr in der „Mitte“ gewinnen, weil sie das 
gesellschaftliche „Unten“ nicht mehr mobi-
lisieren kann. Versteht man unter Sozialde-
mokratie einen historischen Block, der ein 
sozialstaatliches Projekt mit innerpartei-
licher Diskussionsbreite/Flügelbildung (um 
die Zentralfrage der Regulierungstiefe in die 
kapitalistische Marktlogik) und sozialstruk-
tureller Verankerung in den gesellschaft-
lichen Unterschichten verbindet, kann von 
Sozialdemokratie in einem emphatischen 
Sinn nicht mehr gesprochen werden. Alle 
drei konstitutiven Merkmale von Sozialde-
mokratie treffen heute nicht mehr zu. Es 
ist gewissermaßen ein realsozialdemokra-
tisches Ambiente: außen auf dem Türschild 
steht noch stolz „SPD“, während das Innere 

�	 Vgl. Albrecht von Lucke: Die schwarze Republik und das Versagen der 
deutschen Linken. München 2015

mehr als grundsanierungsbedürftig ist. Und 
die Partei diskutiert noch nicht einmal über 
Tapetenwechsel.

9.
Die Ostausdehnung der SPD in den mittel-

deutschen Raum ist gescheitert. Die „sozial-
demokratische Funktion“ im Parteiensytem 
ist in Mitteldeutschland weitgehend auf 
die Linkspartei übergegangen. Vom mit-
teldeutschen Raum ausgehend zieht sich 
über Baden Württemberg bis Bayern eine 
Zone gescheiterter Landesverbände. Wer in 
einem Viertel der Bundesländer über eine so 
schwache Basis verfügt, ist auf Bundesebe-
ne nicht mehr erstklassig.

Die Linkspartei in der Doppelkrise

10.
Die Westausdehnung der Linkspartei ist 

– und dies ist ein paralleler Prozess – eben-
falls gescheitert. Das desaströse Wahler-
gebnis des Parteivorsitzenden Riexinger ist 
Ausdruck dieses Scheiterns.  Jenseits von La-
fontaine verfügt die Linkspartei im Westen 
über kein Personalisierungspotential. Die 
Gewerkschaften haben nur noch eine margi-
nale gesellschaftspolitische Orientierungs-
funktion – es nützt der Linkspartei nichts, 
dass wichtige Teile des Gewerkschaftsappa-
rats  in Baden-Württemberg sie unterstützt 
haben. Die Linkspartei proftiert weder von 
der anhaltenden Krise der Sozialdemokratie 
(wie lange Zeit) noch von dem politischen 
Terrainverlust linksgrüner Positionen.

11. 
Im Osten verliert die Linkspartei an die AfD. 

Die Linkspartei war über lange Jahre als poli-
tischer Ausdruck einer spezifischen ostdeut-
schen Erfahrungsgemeinschaft erfolgreich. 
Dieser regionalisierte Linkspopulismus gerät 
doppelt unter Druck: Zum einen lässt sich 
durch den Generationswandel diese Erfah-
rungsgemeinschaft immer weniger anrufen. 
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Zum anderen ist jedem Populismus aufgrund 
seiner binären politischen Codierung ein Kipp-
moment nach rechts eigen: Das ostdeutsche 
Wir gegen die Vereinigungspolitik des Wes-
tens ist schnell in ein deutsches Wir gegen die 
Flüchtlinge transformiert – vor allem, weil das 
ostdeutsche Wir auf ethnischen Homogeni-
tätserfahrungen beruht. In einer Umbruchs-
krise, in der die ostdeutschen Gesellschaften 
– bei Strafe ihrer weiteren ökonomischen Mar-
ginalisierung – lernen müssen mit Heteroge-
nität umzugehen, bietet das alte erfolgreiche 
Mobilisierungsmodell der Linkspartei keine 
progressiven Potentiale mehr. 

12.
Linkspartei und Sozialdemokratie müssen 

ein Interesse haben, dass die AfD nicht noch 
weitere Nichtwähler mobilisieren kann bzw. 
verlorene Wähler zurückgewinnen. In der 
Linkspartei gibt es darüber eine absurd wirken-
de Debatte: Auf der einen Seite macht Sahra  
Wagenknecht mit Gastrecht-Parolen dem 
fremdenfeindlichen Milieu Protestavancen  
– ganz wie Oskar Lafontaine, der schon in den 
80er Jahren auf die Ressentimentkarte (da-
mals gegen Aussiedler) setzte, um Wahlen zu 
gewinnen. Auf der anderen Seite erklärt das 
Kipping-Lager die eigene Strategielosigkeit 
zur höheren Moral und vernebelt damit auch 
alle strategischen Fragen, wie verhindert 
werden kann, dass rechtspopulistische Arbei-
terparteien das soziale Terrain übernehmen, 
das einst die Arbeiterbewegung besetzt 
hielt. Die Wähler, die von der Linken zur AfD 
wechseln, sind weder alle ausgewiesene Ras-
sisten noch ziellose Protestwähler. Sie gehen 
zur AfD, weil sie in Zeiten eines krisenhaften 
Umbruchs für ethnisierende Gesellschaftsin-
terpretationen anfällig sind, die eine Schutz-
hütte des Nationalen und eine Abschottung 
von den Weltproblemen versprechen. Ihre 
gesellschaftliche Fremdheit findet in der Per-
son des Flüchtlings eine Projektionsfläche – 
zumal im Osten, wo  der Geschichtsumbruch 
von 1989 noch unverarbeitet ist und sich jetzt 

wieder alles zu ändern droht. Zugleich sind 
diese ethnisierenden und ausgrenzenden Lo-
giken mit berechtigten sozialen Forderungen 
und Gemeinschaftsvorstellungen verbun-
den. Oder um es mit Gramsci zu formulieren: 
Im Alltagsverstand finden sich „Elemente 
des Höhlenmenschen und Prinzipien der 
modernsten und fortgeschrittensten Wis-
senschaft, Vorurteile aller vergangenen, lokal 
bornierten geschichtlichen Phasen und In-
tuitionen einer künftigen Philosophie...“.� Es 
geht weder um Anpassung noch um Verach-
tung des Alltagsverstands, sondern um seine 
„intellektuelle und moralische Reform“.

Jenseits antirassistischen Protests und 
flüchtlingspolitischem Moralismus verfügt 
die Linkspartei über keinerlei migrations-
politische Agenda mittlerer Reichweite. Sie 
hat kein Konzept für Einwanderungspoli-
tik und versucht, das Fehlen einer linken 
international(istisch)en Ordnungsidee durch 
großzügige Migrationspolitik zu kompensie-
ren. In Zeiten, in denen es einen gestiegenen 
Bedarf an der steuernden Funktion von Po-
litik gibt, hat die migrations- und außenpo-
litische „Ordnungslosigkeit“ der Linkspartei 
fatale Folgen.

13.
Gerade die Wahlkämpfe in Rheinland-

Pfalz und Baden-Württemberg waren durch 
eine Personalisierung geprägt, die auf eine 
neue Qualität des politischen Branding hin-
weist. Kretschmann und Malu Dreyer wa-
ren nicht nur Spitzenkandidaten, sondern 
das Angebot einer „sozialen Erzählung“, mit 
der man sich identifizieren kann. Kretsch-
mann steht für das moderne Baden-Würt-
temberg; so piefig wie die Wolf-Mappus-
Union des alten Baden-Württemberg will 
keiner mehr sein. Malu Dreyer steht für das 
soziale, konsensorientierte Rheinland-Pfalz. 
In einer Wahlkampfsituation, die durch per-

�	 Antonio Gramsci: Gefängnishefte 6. Hamburg 1994, S.1376
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sonelle Polarisierungen mit solchen Erzäh-
lungen geprägt ist, geraten die kleineren Ko-
alitionspartner unter die Räder. Das ist ein 
Warnschild für die subalternen SPD-Lan-
desverbände: Juniorpartnerschaft kann den 
weiteren Abstieg bedeuten.

Die Zukunft der Parteien oder was tun 
nach der Bundestagswahl?

14.
Wie sich die deutsche Parteiendemo-

kratie entwickeln wird, ist im hohen Maße 
offen. Gewinnen wird nicht der Stärkste, 
sondern der bündnisfähigste, der einen 
Block über 50 Prozent zu formieren vermag. 
Wenn dafür immer mehr Dreierkoalitionen 
nötig werden, wird auch das Terrain einer 
rechtspopulistischen Opposition da sein. 
Bekommen wir „italienische Verhältnisse“ 
mit einer neuen Demokratischen Partei, die 
die (vielleicht gespaltene) Merkel-Union mit 
der Rest-Sozialdemokratie (so wie in Italien 
DC und PCI-Mitglieder) vereint? Oder be-
kommen wir österreichische Verhältnisse 
mit zwei ehemaligen Volksparteien, die es 
zusammen mit Mühe noch knapp über 50 
Prozent schaffen? Und was wird aus der 
gesellschaftlichen Linken – wo immer sie 
auch derzeit organisiert sein mag? Es wäre 
schon viel gewonnen, wenn sie z.B. ihre Defi-
zite und Differenzen diskutieren würde: Wie 
sieht ein europäischer Sozialstaat ohne eth-
nische Unterschichtung aus? Welche inter-
nationale Ordnungsidee haben wir für die 
„Eine Welt“?

15.
Die Bundesrepublik ist ein Grundpfei-

ler der internationalen Sicherheitstruktur. 
Außenpolitische Handlungsfähigkeit muss 
gesichert werden – zumal in Zeiten, in de-
nen die Zonen gewalttätigen Staatszerfalls 
näher rücken. Das unterscheidet die Situ-
ation auf Bundesebene grundlegend von 
möglichen politischen Konstellationen in 

den Bundesländern. R2G hat für 2017 daher 
keine Perspektive – und wird auch so lange 
perspektivlos bleiben, wenn in der Kardinal-
frage staatlicher Sicherheit kein tragfähiger 
Konsens und keine Ordnungsidee besteht, 
die dem Vergesellschaftungsniveau der in-
ternationalen Politik und den Konfliktlagen 
der neuen Weltunordnung angemessen ist. 
Die Sozialdemokratie darf sich einer selbst-
kritischen Bilanz der von ihr unterstützten 
(und gescheiterten) Militäreinsätze wie 
auch ihrer Europapolitik nicht verweigern. 
Umgekehrt ist die Linkspartei-Mischung von 
Pseudopazifismus und Cuba si, Russland-
verteidigung und Kurdensolidarität keine 
außenpolitische Konzeption, die auch nur 
im Ansatz tragfähig wäre. Nach der Bundes-
tagswahl muss – nicht nur – diese Debatte 
um eine internationale Ordnungsidee in al-
ler Schonungslosigkeit geführt werden. 	 ó
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Debatte: Lehren aus dem AfD-Wahlerfolg und Konse-
quenzen für solidarische Politik 
von Kai Burmeister

Die Flüchtlingsfrage hat die Landtags-
wahl im Südwesten bestimmt. Auch wenn 
der populäre Ministerpräsident Kretschmann 
erheblich zulegen konnte, ist die AfD mit 
15 Prozent in den Landtag eingezogen. Den 
Rechtspopulisten ist es gelungen, mit Stim-
mungsmache gegen Flüchtlinge und gegen 
die „Politik da oben“ zur drittstärksten Partei 
zu werden.

Eine Antwort darauf muss differenziert 
ausfallen. Ein Teil der AfD-Wähler besteht aus 
nichts anderem als Biedermännern, Brand-
stiftern und Rassisten.� Für Rassismus und 
Hetze darf es keine Toleranz geben, nicht ei-
nen Millimeter. Aber gleichzeitig dürfen die 
Sozialdemokratie und die politische Linke die 
AfD-Wähler nicht in Gänze verloren geben. So 
würde es zu kurz greifen, Rassismus als ein-
zigen Grund für die Wahl der AfD anzuneh-
men oder gar mit überheblicher Attitüde auf 
die fehlende Bildung dieser Wählergruppe 
hinzuweisen. Vielmehr hat vor allem die SPD 
ihre soziale Integrationskraft nicht mehr aus-
reichend wahrgenommen und so auch dazu 
beigetragen, dass sich Wähler von „denen da 
oben“ verprellt fühlen. Der Stimmenanteil 

�	 Siehe Max Reinhardt, Autoritäre Milieus, autoritäre gesellschaftspolitische La-
ger und Parteipräferenzen im Wandel? Biedermann und die Brandstifter sowie die 
Einleitung im gleichen spw Schwerpunkt Aufstieg der neuen Rechten? (Heft 208)

von ca. einem Drittel der Arbeiter und der 
Arbeitslosen für die AfD deutet auf eine tief-
sitzende Verunsicherung und verbreitete Sor-
gen hin, die sich unterhalb der allgemeinen 
Lageeinschätzungen eines „wirtschaftlich 
starken Deutschlands“ und „uns geht’s doch 
allen gut“ abspielen.

Flüchtlingspolitik aus verschiedenen Blick-
winkeln

Im linken Bürgertum hat die Bundeskanz-
lerin für ihre Rolle in der Flüchtlingspolitik 
ohne Zweifel an Ansehen gewonnen. Eine an-
dere Sichtweise dazu gibt es in anderen Mili-
eus. Dazu ein Beispiel aus der Praxis: Im Som-
mer des letzten Jahres sprang Daimler-Chef 
Dieter Zetsche der Bundeskanzlerin in der 
Flüchtlingspolitik bei und erklärte in einem 
Interview: „Die meisten Flüchtlinge sind jung, 
gut ausgebildet und hoch motiviert. Genau 
solche Leute suchen wir.“ � 

Einige Tage später erklärte mir ein Beschäf-
tigter, der am prekären Rand der automobilen 
Wertschöpfungskette tätig ist, er unterstütze 
die Aussage zu Gunsten der Flüchtlinge. Aller-
dings sehe er eine gewisse Ungerechtigkeit, 
schließlich würde er anstelle einer Tätigkeit 
für ein Subunternehmen auch gerne direkt 
bei dem Autobauer arbeiten. Allerdings sei es 
nahezu ausgeschlossen, da reinzukommen. 
Das fände er ungerecht, obwohl er es jedem 
Flüchtling von Herzen gönne. Mit Rassismus 
hatte dieser Beschäftigte nichts am Hut, im 
Mittelpunkt steht die richtige Kritik an der 
Spaltung auf dem Arbeitsmarkt.

�	 http://www.manager-magazin.de/unternehmen/autoindustrie/daim-
ler-chef-zetsche-will-fluechtlinge-anwerben-a-1051688.html

û  Kai Burmeister ist Mitglied der 
spw-Redaktion und im Kreisvorstand 
der SPD Stuttgart

Foto: IG Metall
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es nicht mehr Konkurrenz und Ausnahmen 
vom Mindestlohn, sondern mehr sichere Ar-
beit und faire Einkommen für alle. 

„Einen Denkzettel für die da oben“

In weiten Bevölkerungsteilen ist sowohl 
eine große Verunsicherung als auch eine Kri-
tik an einem als von den Ansprüchen norma-
ler Menschen abgekoppelten Politiksystem 
zu beobachten. Zwar gibt es auch in der Tei-
len der Bevölkerung eine Verachtung für Po-
litik als solche, aber zuvorderst geht es um 
eine Krise der politischen Repräsentation und 
dabei eine Krise der SPD im Besonderen.

Eine Ursachenerklärung bietet DIW-Chef 
Marcel Fratzscher in seinem Buch „Vertei-
lungskampf“, in dem er Deutschland als Land 
der Ungleichheit klassifiziert. „In kaum einem 
anderen Land beeinflusst die soziale Her-
kunft das eigene Einkommen so stark wie in 
Deutschland. In kaum einem anderen Land 
bleibt Arm so oft Arm und Reich so oft Reich – 
über Generationen hinweg“.� „In kaum einem 
anderen Land haben Kinder aus einem sozial 
schwachen, bildungsfernen, ausländischem 
und von einem alleinerziehenden Elternteil 
geprägten Umfeld so schlechte Chancen, ihre 
Talente zu entwickeln, wie in Deutschland.“� 
Diese gläsernen Decken zwischen Oben und 
Unten existieren. Wer, wenn nicht die Sozial-
demokratie muss diese benennen und deren 
Überwindung zu einem politischen Projekt 
des progressiven Lagers machen.

Solidarpaket als richtiger Ansatz 

Ob die Sozialdemokratie aktuell als glaub-
würdiger Träger einer populären Kritik an den 
gesellschaftlichen Hürden und des Politikbe-
triebs taugt, sei an dieser Stelle dahingestellt. 
Tatsächlich geht der Vorschlag Sigmar Gabri-

de, der von Gewerkschaftern, Wissenschaftlern sowie von Mitgliedern der 
SPD, der Grünen und der Linken initiiert wurde.
�	  Marcel Fratzscher, Verteilungskampf, S.12
�	 Ebd., S.16

Soziale Gerechtigkeit als Motiv!

37 Prozent der AfD-Wähler haben angege-
ben, dass (fehlende) soziale Gerechtigkeit für 
ihre Wahlentscheidung ausschlaggebend ge-
wesen sei. Ein Blick in die Programmatik der 
AfD zeigt zwar, dass die Partei wirtschafts-
politisch neoliberale Positionen – beispiels-
weise die Einführung einer Flattax sowie die 
Abschaffung der Arbeitslosenversicherung 
– vertritt. Trotzdem scheinen viele Wähler 
der AfD ein Signal zu Gunsten von mehr so-
zialer Gerechtigkeit setzen zu wollen. Nun ist 
unstreitig, dass mit „sozialer Gerechtigkeit“ 
sehr unterschiedliche konkrete Vorstellungen 
verbunden sein können, und dass für manche 
„sozial gerecht“ auch ein Ausschluss ganzer 
Gruppen von solidarischen Leistungen sein 
kann.

Die historische Stärke der Volkspartei SPD 
ist es stets gewesen, auf die Interessen der 
Arbeitnehmer und Arbeitslosen eine sozi-
alintegrative Antwort zu finden, ohne diese 
gegen andere benachteiligte Gruppen aus-
zuspielen. Jenseits von Forderungen nach 
„Herdprämien“ oder einem „bedingungs-
losen Grundeinkommen“ als abzulehnende 
Elemente vermeintlicher sozialer Sicherheit 
muss es für die Sozialdemokratie jetzt um 
ein erneuertes Sozialstaatsangebot gehen, 
das für weite Teile von traditionellen bis hin 
zu modernisierten Arbeitnehmerhaushalten 
anschlussfähig ist.

Es stellt sich die Frage, ob die Sozialde-
mokratie die vorhandene gesellschaftliche 
Verunsicherung aufgreifen und mit einem 
Angebot zu Gunsten von mehr sozialer Ge-
rechtigkeit verbinden könnte. Die einfache 
Überlegung dazu lautet: Dauerhafte Solida-
rität mit Flüchtlingen gelingt dann, wenn 
sozialer Zusammenhalt gestärkt und gesell-
schaftliche Spaltungen eben nicht weiter for-
ciert werden.� Auf dem Arbeitsmarkt braucht 

�	 Siehe hierzu den aktuellen Aufruf auf www.europa-neu-begruenden.
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els für ein erneuertes Solidarpaket in die rich-
tige Richtung. Selbstredend geht es nicht um 
Sozialleistungen für Deutsche, sondern um 
ein solidarisches Angebot an die verunsicher-
ten Teile der Bevölkerung: Bessere Kitaplätze, 
mehr Bildungschancen, mehr sozialer Woh-
nungsbau und eine Umkehr des Rentenab-
baus in Richtung einer solidarischen Alterssi-
cherung sind richtige Bestandteile, mit denen 
die SPD 2017 in die Bundestagswahl ziehen 
kann.

Die schwarze Null überwinden

Natürlich wird mehr Sozialstaatlichkeit 
nicht zum Nulltarif zu haben sein. Volkswirt-
schaftlich ist eine verteilungspolitische Um-
kehr gefordert, schließlich erweist sich die 
Schieflage in der Vermögensverteilung als 
Wachstumshemmnis.� Als Konsequenz aus 
den aktuellen Wahlniederlagen muss eine 
wieder erfolgreiche Sozialdemokratie die ide-
ologisch überhöhte „Politik der schwarzen 
Null“ zu Gunsten einer expansiven Sozial-
staatspolitik aufgeben. 

Dies wird zu politischem Streit führen 
müssen. Genau an diesem Punkt wird dann 
die Trennungslinie mit bürgerlichen Ansät-
zen in ihren grünen und schwarzen Varianten 
verlaufen. Im Sinne einer Profilschärfung für 
mehr soziale Gerechtigkeit und Solidarität 
ist dies jedoch nötig. Dafür braucht es keinen 
plumpen Populismus, wohl aber mehr Klar-
heit im Auftritt und eine einfache Sprache. 
Aktuell bieten die Panama-Papers und die 
dahinter stehende Steuerflucht der Vermö-
genden die Chance, mit einer ernsthaften 
Aufarbeitung und der Zuspitzung des gesell-
schaftlichen Skandals wieder populär zu wer-
den.	 ó

�	 Gert G. Wagner und Karl Brenke, Ungleiche Verteilung der Einkommen 
bremst das Wirtschaftswachstum, In: Wirtschaftsdienst Heft 2/2013

Tel.: (02 21) 44 85 45  |  mail@papyrossa.de  
www.papyrossa.de

Mit der Hinnahme des von Berlin durchgesetzten 
Spardiktats wurde der gesamten europäischen 
Linken eine schwere Niederlage beigebracht. In 
der Konsequenz hält Andreas Wehr ein »demo­
kratisches und soziales Europa« unter den Be­
dingungen des Euro und der EU für eine Illusion.

P a p y R o s s a  V e r l a g

Jürgen Leibiger

WiRtschafts-
Wachstum
Mechanismen, Wider­
sprüche und Grenzen

Pocketformat
978­3­89438­607­8
138 Seiten   |   € 9,90

Andreas Wehr
DER kuRzE
GRiEchischE
fRühlinG
Das Scheitern von Syriza
und seine Konsequenzen

Paperback
978­3­89438­602­3
191 Seiten |   € 13,90

Jürgen Leibiger zeigt, was Wachstum ist und worin 
seine Triebkräfte bestehen. Er erläutert, warum es 
im Kapitalismus stets krisenhaft verläuft und wie 
es sich verteilt. Sodann behandelt er die Grenzen 
des Wachstums und das Verhältnis von Wachstum 
und menschlicher Emanzipation. 
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Behinderung und Inklusion1

Einleitung zum Heftschwerpunkt 

von Stefan Stache und Felix Welti

Demokratie und Menschenrechte

Für  manche ist Behindertenpolitik noch 
eine besondere Unterkategorie der Sozial- und 
Gesundheitspolitik, ein Feld mit spezifischen 
Institutionen, Berufen, Gesetzen und Wissen-
schaftsdisziplinen, in dem Wohlfahrtsverbän-
de und Fürsorgebehörden den Ton angeben. 
Doch seit einigen Jahrzehnten ist immer 
schwerer zu übersehen, dass gesellschaftliche 
Gestaltung für Menschen mit Behinderungen 
und durch sie zu einem zentralen Feld der 
Auseinandersetzungen um Demokratie und 
Menschenrechte geworden ist. Forderungen 
nach mehr demokratischer Partizipation und 
gesellschaftlicher Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen sind Teil eines umfassenden  
gesellschaftlichen Modernisierungsprozesses, 

�	 spw stellt seinen Leserinnen und Lesern auf Anfrage an redaktion@spw.de 
gern alle Artikel als barrierefreie Word-Dokumente zur Verfügung.

in dem das Bedürfnis nach Autonomie und 
mehr demokratischen Teilhabemöglichkeiten 
vor allem in der modernen Arbeitnehmer-
mitte gewachsen ist. Der Kampf um selbst-
bestimmtes Leben, gegen Bevormundung 
und Ausgrenzung in Politik und Gesellschaft, 
Bildungswesen und Arbeitswelt, für Barrie-
refreiheit als Gestaltungsprinzip bewegt von 
der Kommune bis zu den Vereinten Nationen 
alle politischen Ebenen. Deutlicher Ausdruck 
dafür ist die UN-Behindertenrechtskonventi-
on, die seit 2006 schon von mehr als 150 Staa-
ten ratifiziert worden ist und seit 2009 auch 
in der Bundesrepublik Deutschland im Mit-
telpunkt politischer, rechtlicher und gesell-
schaftlicher Diskussionen steht und auf die 
auch fast alle Autorinnen und Autoren dieses 
Schwerpunkts Bezug nehmen. Diese wach-
sende Bedeutung von sozialen Menschen-
rechten und Minderheitenrechten wird auch 
auf andere Felder rückwirken. Nicht anders als 
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beim Geschlechterverhältnis ist auch hier das 
Gleichheitsrecht ein Treiber gesellschaftlicher 
Entwicklungen.

Dagegen zeigen sich altes Denken und die 
Beharrungskraft gewachsener Strukturen 
in der politischen Debatte auch aktuell: Das 
Bundesteilhabegesetz wird von relevanten 
politischen Akteuren primär unter dem Ge-
sichtspunkt der Ent- oder Belastung von 
Kommunen (oder Sozialversicherung) gese-
hen anstelle der Wirkungen auf die Betrof-
fenen. Der aktuelle Koalitionsvertrag nennt 
eine konkrete Zahl – aber die fünf Milliarden 
Euro Entlastung in der Behindertenpolitik 
werden den Kommunen versprochen, nicht 
den Betroffenen, die mit ihren Partnern und 
Familien mit ihren Einkommens- und Ver-
mögensprüfungen in der Sozialhilfe stecken. 
Auch Wohneinrichtungen, Werkstätten und 
Sonderschulen und die sie tragenden Verbän-
de, Behörden und Professionen bedenken die 
Reformen oft primär von ihren Interessen her. 
Zweck und Mittel verkehren sich und die Nut-
zerinnen und Nutzer drohen eine Restgröße 
der Interessen ihrer fürsorglichen Dienstleis-
ter zu werden. Unternehmen und Betriebe 
als Arbeitgeber und Anbieter von Waren 
und Dienstleistungen sehen in der Forde-
rung nach Barrierefreiheit von Abläufen und 
Gebäuden kostentreibende externe Anfor-
derungen anstatt die Chancen eines univer-
sellen Designs zu internalisieren. Hier zeigt 
sich, dass ein unregulierter Arbeits-, Güter- 
und Dienstleistungsmarkt nicht im Selbst-
lauf Inklusion – und damit auch Wachstum 
und Prosperität – hervorbringt, sondern dazu 
der Regeln bedarf, um die auch für diesen 
Sektor gestritten werden muss. Gelingt es, 
diese Regulierung im Wirtschaftsleben zu in-
ternalisieren – auch durch institutionalisierte 
Betroffenenbeteiligung der Menschen mit 
Behinderungen in Betrieb, Gewerkschaften 
und Verbraucherschutz – ist dies effizienter 
und nachhaltiger als wenn das Thema Son-
derinstitutionen überantwortet wird.

Ein Thema der modernen demokratischen 
Mitte

Behindertenpolitik ist ein Thema in der Mit-
te der Gesellschaft. Es betrifft nicht eine abge-
grenzte Gruppe, sondern eine Lebenssituation. 
Etwa ein Viertel aller Menschen ist aktuell ge-
sundheitlich beeinträchtigt, ungefähr ein Zehn-
tel ist in der Bundesrepublik Deutschland an-
erkannt schwerbehindert. Ob dieser relevante 
Teil der Gesellschaft aus Arbeit und Konsum, 
gesellschaftlichem Leben und Demokratie aus-
gegrenzt wird oder nicht, ist ein Thema, das po-
litische und ökonomische Relevanz für alle hat.

Behinderung ist nur selten angeboren, sie ist 
meist erworben. Behinderung ist ein Lebens-
lauf-Thema. Fast jeder Mensch muss gewär-
tigen, im Lebenslauf selbst von Behinderung 
betroffen zu sein, hat behinderte Familienmit-
glieder, Kolleginnen und Kollegen, Freundinnen 
und Freunde. Mit guter Behindertenpolitik kön-
nen Wahlen gewonnen, mit schlechter Wahl-
en verloren werden. In den letzten Monaten 
schien es so, als ob diese Erkenntnis nicht an 
allen Stellen des politischen Prozesses präsent 
war. In der politischen und medialen Kommuni-
kation war nichts davon zu spüren, dass das seit 
langem diskutierte und für eine große Gruppe 
von Menschen wichtige Bundesteilhabegesetz 
von den letzten Auseinandersetzungen in der 
Regierungskoalition mitbetroffen war.

Wer nun eine thematische Front „Flücht-
linge“ gegen „deutsche Behinderte“ ausma-
chen würde, unterschätzte Differenzierungs-
vermögen und Solidarität vieler Menschen. 
Sehr wohl ist vielen bewusst, dass nicht wenige, 
die vor Krieg und Elend fliehen, körperlich oder 
seelisch beeinträchtigt sind und Rehabilitation 
und Teilhabe Geflüchteter eine eigenständige 
Frage von Humanität und Rechten ist. Zermür-
bend wird aber von Menschen, die auf poli-
tische Reformen mit großer Wirkung für ihre Le-
benssituation warten, das Gefühl empfunden: 
„Alles ist wichtiger.“ Der politische und mediale 
Prozess scheint unter einem Aufmerksamkeits-
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Defizit für Probleme zu leiden, die dauerhaft da 
sind. Wer aber demokratische Politik an Lebens-
weise und Alltag der Menschen anknüpfen will, 
kommt daran nicht vorbei, wie mit dem Alltags-
Phänomen gesundheitlicher Beeinträchtigung 
und damit verknüpfter Behinderung in der Ge-
sellschaft umzugehen ist. Schon die öffentlich 
präsenten Bilder von Behinderung – Rollstuhl, 
Blindenstock, Gebärdensprache oder Down-
Syndrom – engen die Wahrnehmung oft ein: 
Ebenso gehören Hunderttausende mit auf den 
ersten Blick unsichtbaren Beeinträchtigungen 
dazu, die etwa durch Rheuma, Krebs oder Herz-
schwäche, Schwerhörigkeit, psychische Krank-
heiten oder Demenz verursacht werden.

Verena Bentele, Beauftragte der Bundesre-
gierung für die Belange behinderter Menschen, 
mit Erfahrungen aus der Münchener Kommu-
nalpolitik und 12-fache Paralympics-Siegerin im 
Biathlon, beschreibt den Rahmen für eine auf 
Teilhabe gerichtete Politik für behinderte Men-

schen. Joachim Steinbrück, Behindertenbeauf-
tragter der Freien Hansestadt Bremen, ergänzt 
dies mit Erfahrungen von der Ebene der Länder 
und Kommunen. Hier geht es oft um die soziale 
Infrastruktur und Barrierefreiheit, die gleichbe-
rechtigte Teilhabe behinderter Menschen erst 
ermöglicht. Karl Finke, Vorsitzender der Arbeits-
gemeinschaft selbstaktiv in der SPD, betont, 
dass dazu die politische Teilhabe der Menschen 
mit Behinderungen erforderlich ist, auch in den 
Parteien. „Nichts über uns ohne uns“ ist ein tra-
gender Grundsatz der Behindertenbewegung 
geworden, der immer auch gegen Routinen 
der Fürsorge durchgesetzt werden muss. Gesa 
Rünker, Journalistin und Kolumnistin der spw, 
zeigt auf, dass oft auch mangelnde Kompetenz 
und Sensibilität der Medienberichterstattung 
den nötigen Diskurs über den Umgang der Ge-
sellschaft mit Beeinträchtigungen behindern. 
Die Behindertenbewegung, das zeigt sich in 
diesen Beiträgen, deren Autorinnen und Auto-
ren ihr in unterschiedlicher Weise biographisch 

Zu sagen, was ist, bleibt die 
revolutionärste Tat.

Sozialismus monatlich
Analysen | Positionen | Berichte
täglich www.Sozialismus.de
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und institutionell verbunden sind, ist ein viel-
fältiger, internationaler und oft unterschätzter 
Faktor des politischen Lebens. Mit der Dialektik 
von politischem Erfolg, Institutionalisierung 
und Bürokratisierung hat sie im Übrigen nicht 
weniger zu tun als jede andere erfolgreiche po-
litische Bewegung auch. 

Teilhabe und Gleichstellung als sozialpoli-
tische Ziele

Ist Behinderung also weit mehr ein soziales 
als ein medizinisches Phänomen und geht Behin-
dertenpolitik weit über soziale Fürsorge hinaus, 
so ist sie doch erst recht die Herausforderung für 
eine zeitgemäße Verknüpfung von menschen-
rechtlich begründeter Emanzipation und Inklu-
sion mit moderner Sozialpolitik, gleichermaßen 
Arbeitsmarkt und Bildung, Verbraucherschutz, 
Gesundheit und Pflege betreffend. Horst Frehe, 
bis 2015 Staatsrat in Bremen und langjähriger 
Aktivist der Behindertenbewegung, zeigt dies 
am Beispiel der aktuellen Gesetzgebung zum 
Behindertengleichstellungsgesetz und zum 
Bundesteilhabegesetz auf. Bettina Schulze be-
handelt die Herausforderungen der Rehabili-
tation im Kontext der Gesundheitspolitik. Hier 
sind ebenso eine inhaltliche Neuorientierung 
weg von der Konzentration auf akute schnell 
behandelbare Krankheiten wie eine gerechte 
Finanzierung und gute Arbeitsbedingungen für 
die Beschäftigten zu fordern. Die Gestaltung 
der Humandienstleistungen im Interesse ihrer 
Nutzerinnen und Nutzer wird dabei eine poli-
tische Kernfrage, an der sich sehr unterschied-
liche Konzepte von Gesundheitswirtschaft 
unterscheiden lassen. Modische Debatten der 
Sozial- und Gesundheitspolitik wie die über 
„Care“ oder „Aktivierende Arbeitsmarktpoli-
tik“ können anhand ihrer Beachtung der Inter-
essen behinderter Nutzerinnen und Nutzer 
auf ihre Realitätstauglichkeit geprüft werden. 
Wenn „Care“ vor allem von den Interessen der 
fürsorglichen Professionen her gedacht wird 
oder aktivierende Arbeitsmarktpolitik nur bei 
jungen gesunden Arbeitsfähigen funktioniert, 
haben Konzepte und Diskussionen noch blinde 

Flecken. Auch die Diskussionen über den de-
mografischen Wandel könnten zielgenauer ge-
führt werden, wenn klargestellt würde, dass vor 
allem die gesundheitlichen Beeinträchtigungen 
der zweiten Lebenshälfte Veränderungsbedarf 
in Betrieben, Gemeinden und anderswo bedin-
gen. Um die topfit und kaufkräftig konstruier-
ten „Silver-Ager“ muss man sich dagegen weni-
ger kümmern. Barrierefreiheit nützt eben nicht 
nur dem Rollstuhlfahrer, sondern auch dem Rol-
lator – schon vergrößert sich die politische und 
ökonomische Zielgruppe ganz erheblich. 

Recht auf Bildung, Recht auf Arbeit

Kernfragen für die Realisierung von Inklusion 
und Teilhabe sind die Rechte auf Bildung und Ar-
beit. Bertram Sauer ordnet die Diskussion über 
das inklusive Schulwesen in die bildungspoli-
tischen Debatten und sozialwissenschaftlichen 
Erkenntnisse ein. Er zeigt, dass die inklusive 
Schule nicht isoliert diskutiert und durchgesetzt 
werden kann. Nils Bolwig und Henning Grosk-
reutz beleuchten aus gewerkschaftlicher Sicht 
die Teilhabe behinderter Menschen am Ar-
beitsleben. Auch hier wird deutlich, dass Selbst-
bestimmung, Teilhabe und Demokratie eng 
miteinander verknüpft sind. Die Schwerbehin-
dertenvertretung ist insoweit ein unterschätztes 
Feld betrieblicher Interessenvertretung. Ebenso 
sind die arbeits- und gesundheitspolitischen An-
liegen einer Humanisierung der Arbeitswelt mit 
den arbeitsmarktpolitischen Zielen stärkerer 
Erwerbsteilhabe zusammenzubringen. Werk-
stätten für behinderte Menschen müssen mit 
Übergangschancen näher an den allgemeinen 
Arbeitsmarkt rücken. Auch der aktuelle Diskurs 
zu Behinderung zeigt, dass der Zugang zu gesi-
cherter und gehaltvoller Erwerbsarbeit nichts 
von seiner Zentralität für die Lebens- und Teil-
habechancen verloren hat. Der Verweis auf ein 
angeblich erfülltes Leben mit Grundsicherung 
und irgendwie zu findender Beschäftigung ent-
spricht gerade nicht dem Konzept von Inklusion 
und gleichberechtigter Teilhabe. Besonders au-
genfällig ist die ungleiche Verteilung der Chan-
cen zwischen behinderten und nichtbehinder-
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Wenn wir heute über Inklusion sprechen, 
so sehen wir alle einen kleinen Film vor dem 
inneren Auge, eine Schlagzeile, die auf unserer 
Netzhaut blinkt oder wir glauben zu hören, 
wie jemand laut und eindringlich die Wah-
rung seiner Rechte als Bürger dieses Landes 
einfordert.

Dennoch ist für viele Menschen das Wort 
sehr abstrakt und weit weg von der eigenen 
Lebensrealität. Die Stufe vor dem Bäcker be-
hindert den unbekannten Mann im Rollstuhl, 
es ist die unbekannte blinde Frau auf dem 
Bahnhof, die nicht sieht, dass ihr der Zug we-
gen einer Gleisänderung vor der Nase weg-
fährt.

Deshalb möchte ich in diesem Beitrag das 
Wort „Inklusion“ durch das Wort „Teilhabe“ er-
setzen. Der Begrifflichkeit Teilhabe gebe ich im 
Folgenden unterschiedliche Bedeutungen, die 
am Ende eine Ebene erzeugen: Eine Ebene, auf 
der sich alle Menschen begegnen können, egal 
wie alt sie sind, egal welcher Herkunft, egal, ob 
sie eine Behinderung haben oder nicht.

Auf der ersten Ebene meint Teilhabe die 
Gestaltung einer Gesellschaft durch gesetz-
liche Rahmenbedingungen, die garantieren, 
dass Menschen mit und ohne Behinderung 
ohne Hindernisse gemeinsam alle Lebensbe-
reiche teilen können – von der Arbeit, über die 
Gestaltung der Freizeit, von der Nutzung der 
Gesundheitsversorgung bis hin zu politischem 
Engagement.

Ein aktuelles Gesetzesvorhaben, das die-
sem Ziel verpflichtet ist, ist beispielsweise die 
Reform des Behindertengleichstellungsrechts 
(BGG). In dieser Reform soll unter anderem ge-
regelt werden, dass zukünftig alle Menschen 
einen amtlichen Bescheid einer Bundesbehör-
de als Erläuterung in leichter Sprache erhalten 

Teilhabe ist keine Verhandlungssache 
von Verena Bentele

können. Leichte Sprache meint, dass wesent-
liche Inhalte in kurzen Sätzen, ohne Fremd-
wörter, leicht verständlich dargestellt werden. 
Mit dieser Erläuterung halten zukünftig viele 
Menschen einen neuen Schlüssel in der Hand: 
Sie werden so in die Lage versetzt, selbst zu 
entscheiden wann sie von wem Hilfe erhalten 
wollen, um mit staatlichen Stellen in Kontakt 
zu treten.

Dieses vom Gesetzgeber geplante Verfah-
ren hilft sicher vielen Menschen. Menschen 
mit Lernschwierigkeiten, Menschen, die gera-
de die deutsche Sprache lernen; ja, vielleicht 
hilft es auch jedem von uns wenn Sätze nicht 
dazu gemacht sind, uns zu irritieren.

Im Moment sind auf der Ebene der Gesetz-
gebung tiefgreifende Reformen angedacht: So 
steht derzeit ein neues Gesetz zur Regelung 
der Teilhabe von Menschen mit Behinderung 
kurz vor der Zustimmung durch das Kabinett. 
In diesem Gesetz soll unter anderem neu ge-
regelt werden, dass Menschen mit Behinde-
rungen selbst entscheiden können, wo sie 
wann und von wem Hilfe und Unterstützung 
erhalten.

Und dies durch einen gesetzlichen Rahmen 
zu klären, ist zwingend notwendig. Denn von 
einer echten Selbstbestimmung sind wir in 
Deutschland noch immer weit entfernt. Das 
klingt abstrakt, ist es aber für viele Menschen 
im Alltag nicht.

Nehmen wir einmal ein konkretes Beispiel: 
Ein 25-jähriger Mann hat mitten im Studium 
einen schweren Unfall. Nach dem Unfall ist er 
so eingeschränkt, dass er im Alltag Unterstüt-
zung beim Aufstehen am Morgen braucht. Er 
benötigt Hilfe beim Waschen, beim Anziehen 
der Kleidung und beim Einnehmen des Früh-
stücks.
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Der Weg zur Universität kann mit Hilfe 
eines Fahrdienstes zurückgelegt werden. An 
der Universität kann der junge Mann mit Hil-
fe des Assistenten alle Bücher aus der Tasche 
holen, in der Mensa am Mittagessen teilneh-
men oder auch Räume erreichen, vor denen 
eine Stufe ist, die ein Rollstuhl nicht ohne Hilfe 
überwinden kann.

So weit so fiktiv.

In der Realität könnte das Leben unseres 
Studenten mit Hilfe von persönlichen Assis-
tenten trotz der Einschränkungen noch sehr 
selbstbestimmt und vielfältig gestaltet wer-
den.

Allzu oft jedoch werden die Lebensent-
würfe von Menschen mit Behinderungen von 
Regelungen bestimmt, die ein solches Modell 
nicht fördern. Wie weit das im konkreten Fall 
so ist, wird wesentlich von dem Zufall abhän-
gen, ob sein Unfall auf dem Weg zur Universi-
tät oder Arbeit geschah oder in der Freizeit. Im 
ersten Fall ist er durch die gesetzliche Unfall-
versicherung gut gesichert, im zweiten Fall auf 
Sozialhilfe angewiesen.

Allzu oft höre ich von Fällen junger Men-
schen, die in Pflegeeinrichtungen für Senioren 
leben, die dort nicht mit Gleichaltrigen spre-
chen, lernen, arbeiten oder auch feiern gehen 
können.

Selbstbestimmung, und das muss ganz ein-
deutig der Gesetzgeber regeln, bedeutet also, 
dass jeder Mensch seinen Bedürfnissen ange-
messen unterstützt wird und nicht wegen Be-
hinderung in Armut fällt.

Eine weitere Ebene der Teilhabe ist neben 
der Gesetzgebung die der Ressourcen.

Viele größere Firmen leisten sich inzwi-
schen in ihrer Personalabteilung den Posten 
des Diversity Managers. Dieser hat vor allem 
die Aufgabe zu gewährleisten, dass die Unter-

schiedlichkeit der Beschäftigten dem Unter-
nehmen ein Mehr an Effektivität, Kreativität 
und Innovationskraft verleiht. Dieses Potential 
sollte, so die Anforderung aus gängigen Stel-
lenprofilen, am besten unaufgefordert zur 
Verfügung gestellt werden.

Will jedoch ein Unternehmen wirklich Pro-
dukte und Dienstleistungen anbieten, die sich 
von anderen unterscheiden, die aber auch ei-
ner Gesellschaft Rechnung tragen die immer 
älter, immer multikultureller und immer indi-
vidueller wird, so bedarf es wohl doch mehr 
einer aktiven Förderung von gelebter Vielfalt.

Teilhabe bedeutet hier also, dass wir drin-
gend Ressourcen benötigen, die das Arbeiten 
für alle Menschen zu einem Raum der Sinnge-
bung und Wertschöpfung werden lassen.

Immer mehr Menschen scheiden heute aus 
dem Arbeitsleben aus, teils wegen körperlicher 
Beeinträchtigungen, viel häufiger jedoch ist 
die Ursache eine psychische Erkrankung. Wenn 
wir all diese Menschen dauerhaft in der Mitte 
der Gesellschaft behalten wollen, so bedarf 
es hier sicher mehr als nur des guten Willens 
eines Diversity-Managements, das zwischen 
Vortragsreihen und Erlebnispädagogik weni-
ge Ansätze findet.

Wer jedoch Teilhabe als Aufgabe aller 
versteht, der Unternehmen ebenso wie der 
Rehabilitationsträger, der muss dringend 
Möglichkeiten entwickeln um Menschen mit 
besonderen Voraussetzungen Unterstützung 
zu geben.

Der Einsatz von Ressourcen kann also 
bedeuten, dass für Menschen mit Behinde-
rungen eine notwendige Arbeitsassistenz 
finanziert wird, der Arbeitsplatz barrierefrei 
umgestaltet wird, dass aber auch alle Mög-
lichkeiten der Rehabilitation genutzt werden, 
bevor eine Verrentung das Mittel der Wahl ist. 
„Rehabilitation vor Rente“ ist im besten Sinne 
aktivierende Sozialpolitik und ökonomisch ef-
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fektiv. In der Praxis scheitert der Grundsatz viel 
zu oft, weil es für Unternehmen oder Kranken-
kassen ganz kurzfristig rationaler ist, auf Ver-
rentung zu setzen.

Teilhabe, und das ist eine dritte Ebene, be-
deutet auch die aktive Gestaltung einer Ge-
sellschaft.

Wir alle argumentieren aus unserem Erle-
ben, nutzen eigene Erfahrungen und haben 
Werte, die unser Handeln beeinflussen.

Dass unsere Erlebnisse und Erfahrungen 
unterschiedlich sind, ist in der Biografie jedes 
Einzelnen begründet. Deshalb ist es eine we-
sentliche Voraussetzung für Teilhabe, dass 
möglichst viele Perspektiven in gesellschaft-
liche Prozesse und politisches Handeln einge-
bracht werden.

Vor nicht allzu langer Zeit habe ich eine 
Frau kennengelernt, die sich politisch engagie-
ren wollte. So weit so gut. Die Frau ist jedoch 
gehörlos und benötigt für ihre Kommunikati-
on einen Gebärdensprach-Dolmetscher.

Da die Kosten für Dolmetscher nicht uner-
heblich sind, ist das politische Engagement in 
ihrem Fall sehr schnell keine Frage der persön-
lichen Fähigkeiten und des eigenen Wollens 
mehr. Vielmehr wurden die Möglichkeiten der 
Teilhabe von Sozialhilfeträger und Partei ver-
handelt.

In der Realität entscheiden oft Barrieren 
wie Stufen vor dem Veranstaltungsraum, kei-
ne Informationen in leichter Sprache für Men-
schen mit Lernschwierigkeiten oder auch die 
fehlende Begleitung zu einem Kongress von 
blinden Menschen darüber, ob eine indivi-
duelle Perspektive eingebracht werden kann 
oder nicht.

Verhandelbar sind auf allen Ebenen die Ge-
lingensbedingungen für Teilhabe. Denn diese 
Wege sind sehr individuell und sehen für alle 

Menschen mit besonderen Bedürfnissen un-
terschiedlich aus. 

Nur etwa 4 Prozent aller Menschen mit Be-
hinderungen haben diese von Geburt an, 96 
Prozent jedoch erwerben ihre Behinderung im 
Lauf ihres Lebens. In einer Gesellschaft, die im-
mer älter wird, in der jeder von uns in seinem 
Umfeld Kontakt zu Menschen mit Behinde-
rungen hat, in der das Morgen auch für uns 
anders aussehen kann als das Heute, muss 
eines klar sein: Zum Recht auf Teilhabe muss 
sich eine Gesellschaft eindeutig und kompro-
misslos bekennen. Dieses Bekenntnis formu-
liert unser Grundgesetz im ersten Satz: „Die 
Würde des Menschen ist unantastbar.“ Und 
dieser erste Satz wird konkretisiert durch Ar-
tikel 3, Absatz 3, Satz 2: „Niemand darf wegen 
seiner Behinderung benachteiligt werden“.

Teilhabe braucht also alle Menschen, denn 
eine Gesellschaft ohne Hindernisse ist auf 
Weitsicht, Verständnis und Mitbestimmung 
gegründet.	 ó

û  Verena Bentele ist die Beauftragte der Bundesregierung für die Be-
lange behinderter Menschen.
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Ein Auszubildender mit einer Hörbehinderung, 
der auf Gebärdendolmetschung angewiesen 
ist, bekommt zwar im Betrieb die erforderliche 
Unterstützung, für den Berufsschulunterricht 
jedoch kann – trotz entgegenstehender Rechts-
lage – keine Dolmetschung ausreichend finan-
ziert werden. Das Ausbildungsverhältnis muss 
wieder aufgelöst werden. Derartige Fälle ereig-
nen sich leider und selbst wenn es gelingt, eine 
Lösung für die Schule zu finden, kommt es vor, 
dass gehörlose Azubis nicht inklusiv in der allge-
meinen Berufsschule unterrichtet werden, son-
dern nur auf speziellen Förderschulen. Dadurch 
sind sie von ihrem betrieblichen Ausbildungs-
jahrgang isoliert und es kommt zu Störungen 
im Ausbildungsablauf. Auch im Beschäftigungs-
verhältnis gibt es diese Kommunikationsbarri-
eren. Weil in der Regel niemand im Betrieb die 
Deutsche Gebärdensprache beherrscht und 
Dolmetscher kurzfristig nicht zu organisieren 
sind, bleiben die gehörlosen Beschäftigten 
von wichtigen Informationen ausgeschlossen.

In einer Autowerkstatt müssen beispielswei-
se Reifen oder andere schwere Bauteile an den 
PKWs getauscht werden. Ein Reifen inkl. Felge 
wiegt bis zu 25 Kilogramm. Diese Montagetäti-
gkeit kann daher von Mitarbeitern mit einer kör-
perlichen Behinderung nicht ausgeführt werden 
und führt auch für nichtbehinderte Menschen 
zu körperlichen Fehlbelastungen. Durch den 
Einsatz von technischen Hebehilfen ist der Mon-
tagevorgang auchfür Beschäftigte mit einer 
körperlichen Behinderung möglich und zugleich 
wird eine Fehlbelastung für alle Beschäftigten 
vermieden. Leider sind derartige technischen 
Einrichtungen nicht die Regelausstattung in 
Werkstätten.

Das sind nur einige Beispiele für die Schwie-
rigkeiten, die Menschen mit Behinderungen in 

Teilhabe behinderter Menschen in der Arbeitswelt als 
soziales und betriebliches Thema 
von Nils Bolwig und Henning Groskreutz

der Arbeitswelt haben. 2013 lebtenüber 10 Milli-
onen Menschen mit einer amtlich anerkannten 
Behinderung in Deutschland. 7,5 Millionen 
Menschen waren als schwerbehindert im Sinne 
des SGB IX anerkannt.� 3,3 Millionen Menschen 
davon sind zwischen 15 und 65 Jahre alt. Man 
könnte also annehmen, dass der Umgang und 
die Inklusion dieser großen Personengruppe in 
die Arbeitswelt eine Selbstverständlichkeit ist. 

I.	 Wie sieht die Teilhabe für Menschen mit 
Behinderung am Arbeitsleben aus?

Die Zahl der schwerbehinderten Beschäf-
tigten in den Unternehmen ist – auch aus demo-
grafischen Gründen – in den vergangenen Jah-
ren leicht angestiegen (auf ca. eine Million). Dies 
hat jedoch leider zu keinem nennenswerten 
Abbau der anhaltend überdurchschnittlich ho-
hen Arbeitslosenquote von schwerbehinderten 
Menschen geführt. 2012 lag diese bei 14,1 Pro-
zent, die allgemeine vergleichbare Arbeitslosen-
quote betrug 8,8 Prozent.

2014 waren 181.000 schwerbehinderte Men-
schen arbeitslos gemeldet. Während die Ar-
beitslosigkeit insgesamt von 2013 auf 2014 um 
zwei Prozent sank, stieg die Zahl der arbeitslosen 
schwerbehinderten Menschen um ein Prozent 
(+2.500). Bei älteren arbeitslosen Menschen (55 
Jahre und älter) mit Schwerbehinderung hat sich 
die Zahl der Arbeitslosen um drei Prozent und 
damit stärker als die Arbeitslosigkeit in dieser Al-
tersgruppe (+zwei Prozent) insgesamt erhöht .In 
der Gruppe der 55-Jährigen und Älteren war im 
Jahr 2014 im Vergleich zu 2007 ein Anstieg von 
54 Prozent zu verzeichnen. Bei allen Arbeitslosen 

�	 www.destatis .de/DE/PresseService/Presse/Pressemittei-
lungen/2014/07/PD14_266_227.html
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ist die Arbeitslosigkeit im gleichen Zeitraum bei 
dieser Altersgruppe um 23 Prozent gestiegen.

Die Inklusion von Menschen mit Behinde-
rungen in das Erwerbsleben kann nur in den 
Betrieben und Dienststellen erfolgen. Die 
Werkstätten für Menschen mit Behinderungen 
verzeichnen jedoch einen deutlichen Zuwachs. 
Zurzeit sind ca. 300.000 Menschen mit Behin-
derungen in Werkstätten beschäftigt, das ist 
ein Anstieg der Werkstattbeschäftigten von 
1994 bis heute um 150.000 (Verdoppelung), 
Anstieg von 2005 bis heute um 55.000; aktuell 
zwei Prozent im Jahr. Eine Ursache dafür könnte 
sein, dass sich ein Automatismus entwickelt 
hat, wonach ganze Abgangsklassen der Förder-
schulen im Klassenverband in die Werkstatt für 
behinderte Menschen eingegliedert werden, 
ohne individuelle Alternativen zu prüfen.� Aber 
auch sozialrechtliche Regelungen können hier 
eine Hürde darstellen, so ist nur über die Be-
schäftigung in einer Werkstatt nach 20 Jahren 
ein Übergang in die Erwerbsminderungsrente 
möglich.� Für Beschäftigte außerhalb von Werk-
stätten gibt es diese Möglichkeit nicht.

Insgesamt gelingt die Teilhabe am Arbeitsle-
ben also nicht in ausreichendem Maße. Warum 
ist dies der Fall? Hier gilt es verschiedenen Ebe-
nen zu betrachten. 

II.	 Rechte auf Teilhabe am Arbeitsleben

Der Rechtslage ist zwar ausbaufähig, aber 
eindeutig. Artikel 3 Abs. 3 Satz 2 unseres Grund-
gesetzes legt fest, dass niemand wegen seiner 
Behinderung benachteiligt werden darf, auch 
die Konvention der Vereinten Nationen über die 
Rechte von behinderten Menschen – UN-Behin-
dertenrechtskonvention– die in Deutschland im 
Jahr 2009 in Kraft getreten ist. Hiermit hat sich 
die Bundesrepublik auch verpflichtet, die Diskri-
minierung aufgrund einer Behinderung in allen 
Angelegenheiten von Beschäftigung und Beruf 

�	 http://www.bagwfbm.de/page/24
�	  Vgl. § 43 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 6 SGB VI.

zu verbieten.� Auch die Europäische Union aner-
kennt und achtet den Anspruch von Menschen 
mit Behinderung auf Maßnahmen zur Gewähr-
leistung ihrer Eigenständigkeit, ihrer sozialen und 
beruflichen Eingliederung und ihrer Teilnahme 
am Leben der Gemeinschaft als Grundrecht�.

Um diese Menschenrechtedurchzusetzen, 
gibt es in Deutschland gesetzliche Regelungen, 
die den abstrakten Zielen einen konkreten recht-
lichen Rahmen geben. Für die Arbeitswelt sind 
insbesondere folgende Gesetze von Bedeutung:

Mit dem Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setz (AGG) sollen mögliche Benachteiligungen 
im Arbeitsleben auch aufgrund einer Behin-
derung verhindert oder beseitigt werden. Hier 
wird den Betroffenen bei Verstößen bzw. bei 
einer festgestellten Benachteiligung das Recht 
auf Entschädigung und Schadensersatz einge-
räumt. Dies bezieht sich auch auf die Ausschrei-
bung für eine Stelle.

Das Behindertengleichstellungsgesetz des 
Bundes (BGG) und die entsprechenden Rege-
lungen der Landesbehindertengleichstellungs-
gesetze verpflichten die öffentlichen Einrich-
tungen zur Herstellung von Barrierefreiheit 
insbesondere für den Bereich Bau und Verkehr. 
Dies hilft den Bürgerinnen und Bürgern als Nut-
zerinnen und Nutzer öffentlicher Dienstleistun-
gen und als Nebenergebnis den Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst, da damit auch deren Ar-
beitsumgebung barrierefrei zu gestalten ist.

Die Arbeitsstättenverordnung erfasst die 
Räumlichkeiten für privatwirtschaftliche Tätig-
keiten. Der Arbeitgeber hat die Arbeitsstätten 
barriefrei einzurichten und zu betreiben, aller-
dings nur, wenn er tatsächlich Menschen mit 
Behinderungen beschäftigt. 

Die zentralen Regelungen, die die Arbeitswelt 
betreffen, finden sich im Sozialgesetzbuch IX. 

�	  Artikel 27 UN BRK.
�	  Art 20 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union.
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ò	 Danach sind Unternehmen mit mehr als 
20 Beschäftigten verpflichtet, mindestens 5 
Prozent der Arbeitsplätze mit schwerbehin-
derten Menschen zu besetzen.� Um dieses 
Ziel zu erreichen, sind die Arbeitgeber immer 
verpflichtet zu prüfen, ob freie Arbeitsplätze 
mit schwerbehinderten Menschen besetzt 
werden können.� Dazu müssen sie bei der 
Bundesagentur für Arbeit nachfragen. Aller-
dings wird diese Verpflichtung in der Praxis 
nicht umgesetzt und obwohl die Nichtbe-
achtung eine Ordnungswidrigkeit ist, nicht 
konsequent geahndet. Wie schon in den 
Vorjahren wurde die Beschäftigungsquote 
von 5 Prozent in 2012 mit 4,6 Prozent in der 
Privatwirtschaft nicht erfüllt. Dabei haben 
ca. 37.600 privatwirtschaftliche Unterneh-
men und damit ein Viertel (26 Prozent) der 
beschäftigungspflichtigen Unternehmen 
dauerhaft gar keine schwerbehinderten Be-
schäftigten.

ò	 Wenn Arbeitgeber die Beschäftigungs-
pflichtquote nicht erreichen, ist eine gestaf-
felte Ausgleichsabgabe zu zahlen. Diese Geld-
mittel (ca. 543 Millionen Euro 2014) dürfen 
nur für besondere Leistungen zur Förderung 
der Teilhabe schwerbehinderter Menschen 
am Arbeitsleben verwendet werden. Hierzu 
erhalten die Integrationsämter 80 Prozent 
der Ausgleichsabgabe (ca. 434 Millionen Euro 
2014). Die Integrationsämter erbringen da-
mit vor allem Leistungen im Rahmen beglei-
tender Hilfe im Arbeitsleben. Damit soll die 
Beschäftigung von Menschen mit Behinde-
rung im regulären Arbeitsmarkt ermöglicht 
werden. Die Mittel aus der Ausgleichsabga-
be reichen jedoch nicht aus, 2014 gab es wie 
in den Jahren zuvor eine deutliche Entnahme 
aus den Rücklagen� (73 Millionen Euro). Eine 
angemessene Erhöhung ist daher angezeigt.

ò	 Das SGB IX verpflichtet Arbeitgeber zu-
dem, „angemessene Vorkehrungen“ zu 

�	  § 71 SGB IX.
�	  § 81 SGB IX.
�	  BIH Geschäftsbericht 2014/2015, Seite 28

treffen, die die Beschäftigung von Men-
schen mit Behinderung sicherstellen. Dazu 
zählt auch die behinderungsgerechte Ein-
richtung und Unterhaltung der Arbeits-
stätten einschließlich der Betriebsanlagen, 
Maschinen und Geräte sowie der Gestal-
tung der Arbeitsplätze, des Arbeitsum-
feldes, der Arbeitsorganisation und der 
Arbeitszeit. Dies kann zudem die Ausstat-
tung mit technischen Arbeitshilfen bedeu-
ten. Zunächst ist dies auch Aufgabe des 
Arbeitgebers, soweit dies zumutbar und 
nicht mit unverhältnismäßigem Aufwand 
verbunden ist.

ò	 Das SGB IX sieht für schwerbehinderte 
Menschen eine eigene betriebliche Inter-
essenvertretung, die Schwerbehinder-
tenvertretung (SBV) vor. Diese ist in allen 
Angelegenheiten die schwerbehinderte 
Menschen betreffen einzubeziehen. Die 
SBV arbeitet eng mit dem Betriebs- oder 
Personalrat zusammen und nimmt an 
allen Sitzungen und Besprechungen teil. 
Auch bei personellen Einzelmaßnahmen 
wie Einstellungen oder gar Kündigungen 
ist die SBV anzuhören. 

	 Die Arbeiten und Aufgaben der SBV sind in 
den letzten Jahren ständig gewachsen, die 
Rolle der Schwerbehindertenvertretung als 
Interessenvertretung der schwerbehinder-
ten Menschen in der Arbeitswelt hat sich 
deutlich gewandelt. So lässt sich auch hier 
feststellen, dass ein breites Spektrum an 
Wissen für die Arbeit der SBV erforderlich 
ist. Die Themen alternsgerechte Arbeits-
plätze, Anpassungsprozesse der Arbeit an 
die Digitalisierung, Krankheits- und Kündi-
gungsprävention, Beratung von erkrankten 
und/oder behinderten Beschäftigten neh-
men mit dem demografischen Wandel und 
der Verlängerung der Lebensarbeitszeit an 
Bedeutung zu. Hier leistet die Schwerbehin-
dertenvertretung zusammen mit dem Be-
triebs- oder Personalrat einen erheblichen 
Anteil der äußerst anspruchsvollen Arbeit. 
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	 Wesentlich dabei ist auch die Präventions-
arbeit im Rahmen des betrieblichen Einglie-
derungsmanagements, damit es bei einer 
längeren Erkrankung nicht zur Beendigung 
der Beschäftigung kommt, sondern die Be-
schäftigung fortgeführt werden kann.

	 In der täglichen Beratungspraxis zeigt sich 
hierbei ein deutlicher gesetzlicher Anpas-
sungsbedarf, damit die Interessenvertre-
tungen notwendige Aufgaben wie z.B. Be-
ratung von Beschäftigten und Arbeitgebern, 
Überwachung der Schutzrechte der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, Krank-
heits- und Kündigungsprävention tatsäch-
lich wahrnehmen können. Aber auch im 
Zusammenhang mit dem Wandel der Ar-
beitswelt durch die Digitalisierung ist die 
SBV bei der Einführung gefordert, damit 
neue Technologien im Sinne eines „Univer-
sal Designs“ an die individuellen Bedürfnisse 
der Beschäftigten angepasst werden kann. 
Barrierefreie Software und ein barrierefrei-
es Intranet sind in vielen Unternehmen lei-
der immer noch keine Selbverständlichkeit. 
Große Chancen bestehen bei Mensch-Robo-
ter Kooperationen. Die direkte Zusammenar-
beit ermöglicht gerade auch Beschäftigten 
mit z.B. Muskel-Skelett- oder Rheumaer-
krankungen sowie Menschen im Rollstuhl 
eine Mitarbeit im Produktionsprozess. Die 
Bewegungen, die der Mensch aufgrund sei-
ner Behinderung nicht ausüben kann, über-
nimmt der Roboter. Auch für Menschen mit 
Sehbehinderung oder Blinde wird durch die 
neue Technik eine unterstützte Orientierung 
möglich. Dadurch erweitern sich die Einsatz-
möglichkeiten um ein Vielfaches. Die SBVen 
werden sich deshalb von Beginn an in die 
Planungsgespräche mit einbringen.

	 Im Zusammenhang mit dem Bundesteilha-
begesetz und der Reform des SGB IX liegt 
hierin eine große Chance, dass die erforder-
lichen Instrumente, wie etwa ein Qualifi-
zierungsanspruch, auch für die stellvertre-
tenden SBV-Mitglieder geschaffen werden, 

denn wer betroffene Beschäftigte berät, 
muss dafür auch qualifiziert werden.

III.	Warum ist die Rechtswirklichkeit anders?

Obwohl die rechtlichen Instrumente vorhan-
den sind, wirken sie nur unzureichend. Hierfür 
gibt es sicherlich verschiedene Gründe.

So ist eine Vertrauensperson für schwerbe-
hinderte Menschen zu wählen, wenn es fünf 
oder mehr schwerbehinderte Menschen in 
einem Betrieb gibt. In der Praxis zeigt sich, dass 
nur dort, wo funktierende Mitbestimmungs-
strukturen durch Betriebs- und Personalräte 
existieren, auch eine SBV eingerichtet werden 
kann. Mangelnde Akzeptanz durch Arbeitgebe-
rinnen und Arbeitgeber zeigt sich auch bei der 
Bestellung der sog. Beauftragten des Arbeit-
gebers für die Angelegenheiten schwerbehin-
derter Menschen.� Auch hier zeigt sich, dass die 
wesentliche Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen ein 
Bewusstseinswandel bei Personen mit Perso-
nalverantwortung und Entscheidungsträgern in 
den Unternehmen ist. 

Gleichzeitig werden bestehende Rechts-
durchsetzungsmöglichkeiten nicht genutzt 
oder sind unzureichend. So hat etwa die Bun-
desagentur für Arbeit darüber zu wachen, dass 
die Rechte der SBVen nicht verletzt werden und 
ggf. Bußgelder zu verhängen. Dies kommt in der 
Praxis nicht vor. Der Grund dafür könnte auch 
darin liegen, dass diese Aufgabe nicht mit ent-
sprechenden Zielvorgaben bei der Steuerung 
innerhalb der BA versehen sind und die perso-
nellen Ressourcen für diese Aufgabe nicht im 
erforderlichen Maße zur Verfügung stehen. 

IV.	Warum kommt es zur Benachteiligung im 
Arbeitsleben?

Die Benachteiligung ist Folge verschiedener 
Faktoren. Neben einem fehlendem Bewusst-

�	  § 98 SGB IX.
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sein und einer Sensibilität für die Belange be-
hinderter Menschen sind Barrieren am Arbeits-
platz und im Arbeitsumfeld oft die Ursache für 
Ausgrenzung im Arbeitsleben. Rechtlich gese-
hen eigentlich gar nicht möglich, aber in der be-
trieblichen Praxis bittere Realität.

Private Arbeitgeber müssen ihre Arbeitsplät-
ze nicht von vornherein barrierefrei und behin-
dertengerecht gestalten. Erst wenn sie einen 
schwerbehinderten Menschen beschäftigten 
wollen, müssen die Betriebsteile, die von dem 
betroffenen Beschäftigten genutzt werden, 
behindertengerecht eingerichtet werden. Dies 
führt in der Praxis immer zu einem Problem, 
wenn Beschäftigte plötzlich bauliche Anpas-
sungen am Arbeitsplatz benötigen.

Bei der Wiedereingliederung von bereits be-
schäftigten Personen wird argumentiert, dass 
eine Weiterbeschäftigung nicht möglich ist oder 
aber ein Arbeitsplatzumbau dem Arbeitgeber 
gegenüber nicht zumutbar sei. 

Bewerbungen von Menschen mit Behinde-
rungen, die einen Arbeitsplatz suchen haben es 
bedeutend schwerer. Noch immer gibt es die 
„Barrieren im Kopf“ bei den Personalverantwort-
lichen. Daher ist es bis heute nicht verwunder-
lich, dass Bewerber versuchen ihre Behinderung 
zu verschweigen. Die Barriere besteht häufig im 
notwendigen Umbau. Hier wäre eine Verpflich-
tung erforderlich, Gebäude mit Arbeitsplätzen 
generellbarrierefrei zu bauen. Dies würde bei 
Neubauten zu keinen nennenswerten Mehr-
kosten führen und gleichzeitig auch den– we-
gen des demographischen Wandels– alternden 
Belegschaften insgesamt zu Gute kommen. Bei 
der Planung von Neu- oder Umbauten sollte die 
Barrierefreiheit von Anfang an berücksichtigt 
werden. Unnötige Stufen, Schwellen, unebene 
Untergründe und Fußbodenbeläge sind zu ver-
meiden. Behinderungsgerechte Sanitärräume 
sind einzuplanen und die Zugänglichkeit ist zu 
berücksichtigen. Hierzu gab es mit der überar-
beiteten Arbeitsstättenverordnung auch eine 
klare Regelungsidee. Diese wurde im vergangen 

Jahr in der Ressortabstimmung auf Intervention 
der Arbeitgeberverbände – die hier unangemes-
sene Mehrkosten befürchten –gestoppt.

V.	 Was ist politisch auf den Weg zu bringen?

Die hohe Arbeitslosigkeit schwerbehinderter 
Menschen kann verringert werden, wenn die 
Unternehmen stärker in die Pflicht genommen 
werden, schwerbehinderten Menschen eine 
Chance zu geben. Der Gesetzgeber hat nun mit 
dem Bundesteilhabegesetz die Möglichkeit, ent-
sprechende Verbesserungen einzuführen.

1.	 Inklusionsvereinbarung verbindlich regeln

Die heutige Integrationsvereinbarung 
könnte ein wichtiges betriebliches Rege-
lungsinstrument für bessere betriebliche 
Beschäftigungsmöglichkeiten sein. Diese 
Vereinbarungen enthalten Regelungen 
im Zusammenhang mit der Eingliederung 
schwerbehinderter Menschen, insbeson-
dere zur Personalplanung, Arbeitsplatz-
gestaltung, Gestaltung des Arbeitsum-
felds, Arbeitsorganisation und Arbeitszeit. 
Aber auch Regelungen darüber, wie eine 
angemessene Berücksichtigung schwer-
behinderter Menschen bei der Besetzung 
freier Stellen möglich ist. Leider sind diese 
Vereinbarungen bis heute nicht rechtlich 
durchsetzbar. Den betrieblichen Akteuren 
sollte daher zukünftig die Möglichkeit 
eingeräumt werden, eine Einigungs- bzw. 
Schlichtungsstelle mit verbindlichem Er-
gebnis anzurufen für den Fall, dass der Ar-
beitgeber sich verweigert eine wirksame 
Inklusionsvereinbarung abzuschließen. 
Denkbar wäre die Aufnahme der Inklusi-
onsvereinbarung in den Mitbestimmungs-
katalog des Betriebsrates.

2.	 Betriebliche Handlungsfelder stärken

Neben der Inklusionsvereinbarung wird 
es zusätzlich darauf ankommen, dass die 
vorhandenen Instrumente der Gefähr-
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dungsbeurteilung, der betrieblichen Ge-
sundheitsförderung und des betrieblichen 
Eingliederungsmanagements miteinander 
verknüpft werden, um individuelle Anpas-
sungen des Arbeitsplatzes sicherzustellen. 
Viele Unterstützungsinstrumente knüpfen 
an den Status der „Schwerbehinderung“ an. 
Dies wird jedoch der europarechtlichen und 
völkerrechtlichen Verpflichtung nicht ge-
recht. So sollten auch die Integrationsfach-
dienste für Beschäftigte mit einer (noch) 
„nicht schweren“ Behinderung in Anspruch 
genommen werden können.

3.	 Übergänge zwischen Werkstätten und 
Betrieben erleichtern

Um die Betroffenen nicht auf die Werk-
stätten für Menschen mit Behinderungen 
verweisen zu müssen, sollten die Übergän-
ge durch Integrationsabteilungen stärker 
genutzt werden. Gerade mit sog. Außenar-
beitsplätzen von Werkstätten, die in Betrie-
ben angesiedelt sind, kann der Übergang 
aus der Werkstatt auf den ersten Arbeits-
markt erleichtert werden. Die bisherigen 
Übergangszahlen liegen mit 0,14 Prozent 
deutlich zu niedrig. Die Brückenfunktion 
der Werkstatt für Menschen mit Behinde-
rung zum ersten Arbeitsmarkt ist nicht er-
folgreich.10

4.	 Stärkung der Schwerbehindertenvertretung

Die SBV kümmert sich in der Praxis nicht 
nur um die Belange schwerbehinderter 
Menschen, sondern auch um die aller be-
hinderten und von Behinderung bedrohter 
Menschen. Die Beratung und Betreuung 
von Menschen mit Behinderung ist in je-
dem Fall individuell, der Arbeits- und Zeit-
aufwand wird durch die Zusammenarbeit 
mit Behörden und Leistungsträgern erhöht. 
Vor diesem Hintergrund sind die bisherigen 

10	 Forschungsfragen der Teilhabeforschung Bd.1, Arbeitsgruppe Teilhabe-
forschung (Hg.), Seite 34

Freistellungsregelungen, die sich an der 
Zahl der schwerbehinderten Beschäftigten 
orientieren, nicht ausreichend. Der Schwel-
lenwert für eine Freistellung der Schwerbe-
hindertenvertretung sollte von 200 auf 100 
herabgesetzt und für eine Heranziehung 
der stellvertretenden SBV-Mitglieder sollte 
der Schwellenwert auf jeweils 100 bzw. ab 
jeweils 100 weiteren beschäftigten schwer-
behinderten Menschen geregelt werden.

Es ist zudem ein Anspruch auf Qualifizie-
rung für alle stellvertretenden SBV-Mit-
glieder verbindlich zu regeln. Die Tätigkeit 
der SBV erfordert ein breites Wissen bei ei-
ner sich permanent weiterentwickelnden 
Rechtslage und Rechtsprechungsentwick-
lung.

5.	 Information und Anhörung der SBV ver-
bindlich festlegen

Obwohl die Schwerbehindertenvertretung 
bei allen Personalmaßnahmen, die schwer-
behinderte Menschen betreffen, durch 
den Arbeitgeber beteiligt werden muss, 
ist dies in der Praxis oftmals nicht der Fall. 
Die Nichtbeteiligung der Schwerbehinder-
tenvertretung kann zwar ein Bußgeld für 
den Arbeitgeber zur Folge haben, die Maß-
nahme bleibt jedoch wirksam. Hinsicht-
lich der Durchführung von Maßnahmen 
einschließlich der Ausgestaltung von Ar-
beitsbedingungen und des Arbeitsplatzes 
muss der Schwerbehindertenvertretung 
eine stärkere Rechtsstellung eingeräumt 
werden. Entscheidungen des Arbeitgebers, 
die schwerbehinderte Menschen betreffen 
und ohne die Information und Anhörung 
der SBV beschlossen wurden, sollten daher 
grundsätzlich unwirksam sein.

6.	Erhöhung der Beschäftigungsquote

Wenn es mehr behinderte Erwerbsper-
sonen in der Gesellschaft gibt, muss sich di-
ese Entwicklung auch in den Unternehmen 
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bemerkbar machen. Damit entsprechend 
dem demografischen Wandel auch der An-
teil der schwerbehinderten Beschäftigten 
größer wird, sollte die Beschäftigungs-
pflichtquote wieder auf 6 Prozent angeho-
ben werden. Das Nichterfüllen der Beschäf-
tigungspflicht muss wirksamer als bisher 
geahndet werden!

7.	 Eine wirksame Ausgleichsabgabe

Diejenigen Unternehmen, die ihrer gesetz-
lichen Beschäftigungspflicht gar nicht oder 
nur in geringem Umfang nachkommen, 
benötigen stärkere wirtschaftliche Anreize, 
um diese Haltung zu ändern. 

Wer als Arbeitgeber seine Quote nicht er-
füllt, zahlt bisher einfach die Ausgleichsab-
gabe. Die aber ist zu gering bemessen, um 
einen wirksamen Ausgleich zu erreichen 
und wurde zuletzt auch nur minimal ange-
passt. Um einer Inklusion und Unterstüt-
zung nach Kassenlage vorzubeugen ist die 
Ausgleichsabgabe anzuheben. 

VI.	Ausblick

Die Gruppe der behinderten Beschäftigten 
und die Gruppe der Menschen mit Behinde-
rungen im erwerbsfähigen Alter sind groß und 
ihre Beschäftigungschancen müssen steigen. 
Dabei mitzuarbeiten und dies zu unterstüt-
zen, ist auch Aufgabe der Gewerkschaften. 
Die gleichberechtigte Ausübung von Arbeit-
nehmerrechten für Menschen mit Behinde-
rungen fordert auch die UN-BRK ein. Dieses 
Ziel ist in den Satzungen der Gewerkschaften 
zu finden. Der DGB hat die aktive Bekämpfung 
von Diskriminierung in Wirtschaft, Staat und 
Gesellschaft aus Gründen der Behinderung 
zu einem Ziel erklärt. Bei ver.di findet sich die 
Förderung und Verwirklichung der sozialen, 
gesellschaftlichen und betrieblichen Integrati-
on behinderter Menschen als Ziel. Die IG Me-
tall hat ihre Satzung ebenfalls angepasst und 
die Vertretung und Förderung der gleichbe-

rechtigten Teilhabe behinderter Menschen zu 
einem ihrer Ziele erklärt. Die Gewerkschaften 
sind handlungsbereite Akteure, um gemein-
sam mit den Vertrauenspersonen der schwer-
behinderten Beschäftigten die Teilhabe behin-
derter Menschen im Betrieb zu fördern.

Qualifizierte und engagierte betriebliche 
Akteure in den SBVen, den Personal- und Be-
triebsräten und auf Seiten des Arbeitgebers 
können diese Aufgabe jedoch nicht alleine 
schaffen. Ebenfalls ist ein Netzwerk von Ak-
teuren aus der Bundesagentur, den Integra-
tionsämtern und weiteren Rehabilitations-
trägern erforderlich, auf das die Betroffenen 
und die Betriebe zurückgreifen können. Das 
Bundesteilhabegesetz muss diesen Rahmen 
verbessern.

Die Digitalisierung der Arbeit bietet die 
Chance, dass durch technische Hilfsmittel und 
ein universelles Design der Arbeitsumwelt 
der Aufwand für Anpassungen an die beson-
deren Bedarfe von behinderten Beschäftigten 
sinkt und ein inklusives betriebliches Umfeld 
selbstverständlich vorausgesetzt werden 
kann. Hier wird es insbesondere die Aufgabe 
der Gewerkschaften und Schwerbehinder-
tenvertretungen sein, die Digitalisierung der 
Arbeitswelt konstruktiv und kritisch so mit-
zugestalten, dass auch die Anforderungen der 
Menschen mit Behinderungen mitgedacht 
werden.	 Ó

û  Nils Bolwig ist Gewerkschaftssekretär beim Vorstand der IG Metall in 
Frankfurt. Er befasst sich mit der Behinderten- und Teilhabepolitik.

û  Henning Groskreutz ist Gewerkschaftssekretär beim Vorstand der IG 
Metall in Frankfurt. Er befasst sich mit dem Sozialrecht und der Sozialpo-
litik.
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Einleitung

Im Dezember 2008 haben Bundesrat und 
Bundestag das „Übereinkommen der Verein-
ten Nationen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen“ (Behindertenrechtskon-
vention – UN-BRK) ratifiziert. Im März 2009 
ist die Konvention in Deutschland in Kraft 
getreten. Sie basiert auf den zentralen Men-
schenrechtsabkommen der Vereinten Nati-
onen und konkretisiert die dort verankerten 
Menschenrechte für die Lebenssituation von 
Menschen mit Behinderungen. Damit hat 
der Begriff der Inklusion in der gesellschafts- 
und behindertenpolitischen Debatte auch in 
Deutschland an Bedeutung gewonnen. Der 
vorliegende Beitrag stellt in den folgenden 
Abschnitten inklusive Ansätze in der Landes- 
und Kommunalpolitik dar. Aufgrund der viel-
fältigen und umfassenden Maßnahmen, die 
auch auf kommunaler und Landesebene zur 
Umsetzung der BRK in Deutschland zu er-
greifen sind, werden vom Verfasser vor allem 
schwerpunktmäßig diejenigen Aspekte dar-
gestellt, die ihm vor dem Hintergrund seiner 
Erfahrungen als (Landes-)Behindertenbeauf-
tragter eines Stadtstaates mit kommunal- 
und landespolitischen Aufgaben bedeutsam 
erscheinen.

Zum Begriff der Inklusion

Art. 2 UN-BRK ist in seiner amtlichen deut-
schen Übersetzung zwar mit „Begriffsbe-
stimmungen“ überschrieben; eine Definition 
des Begriffs „Inklusion“ enthält die Konven-
tion aber weder in dieser Regelung noch an 
anderer Stelle. Verwendet wird der Begriff 
lediglich

ò	 in Art. 24, wonach die Vertragsstaaten ein 
inklusives Bildungssystem gewährleisten 
sowie 

ò	 in Art. 27, mit dem die Vertragsstaaten 
das gleiche Recht von Menschen mit Be-
hinderungen auf Arbeit anerkennen; dies 
beinhaltet das Recht auf die Möglichkeit, 
den Lebensunterhalt durch Arbeit zu ver-
dienen, die in einem offenen, inklusiven 
und für Menschen mit Behinderungen 
zugänglichen Arbeitsmarkt und Ar-
beitsumfeld frei gewählt oder angenom-
men wird.

Zu beachten ist hierbei, dass die amtliche 
im Bundesgesetzblatt veröffentlichte Über-
setzung der UN-BRK� den in der englischspra-
chigen und nach Art. 50 UN-BRK verbindlichen 
Fassung verwendeten Begriff „inclusive“ mit 
„integrativ“ übersetzt hat; dies ist vielfach kri-
tisiert worden.� Auch wenn die UN-BRK keine 
ausdrückliche Definition des Begriffs Inklusion 
enthält, lässt sich aus ihr ermitteln, was unter 
„Inklusion“ zu verstehen ist. Sie konkretisiert 
die allgemeinen Menschenrechte für die Le-
benssituation von Menschen mit Behinde-
rung. Sie verbietet die Diskriminierung von 
Menschen mit Behinderung in allen Lebens-
bereichen.

Die Grundsätze der UN-BRK sind in Artikel 3 
aufgezählt. Hierzu gehören:

ò	 die Achtung der dem Menschen inne-
wohnenden Würde, seiner individuellen 
Autonomie, einschließlich der Freiheit, 
eigene Entscheidungen zu treffen, sowie 
seiner Unabhängigkeit;

ò	 die volle und wirksame Teilhabe an der 
Gesellschaft und Einbeziehung (Englisch: 
Inclusion) in die Gesellschaft;

�	 BGBl. Teil II, 2008, S. 1419.
�	 Vgl. hierzu zum Beispiel Netzwerk Artikel 3 e.V. und seine Schattenü-
bersetzung der BRK unter http://www.nw3.de/index.php/vereinte-natio-
nen/93-international-schattenuebersetzung.

Inklusionspolitik in Ländern und Kommunen 
von Joachim Steinbrück
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ò	 die Achtung vor der Unterschiedlich-
keit von Menschen mit Behinderungen 
und die Akzeptanz dieser Menschen als 
Teil der menschlichen Vielfalt und der 
Menschheit;

ò	 die Zugänglichkeit;

ò	 die Gleichberechtigung von Mann und 
Frau;

ò	 die Achtung vor den sich entwickelnden 
Fähigkeiten von Kindern mit Behinde-
rungen und die Achtung ihres Rechts auf 
Wahrung ihrer Identität.

Schlüsselbegriffe sind mit Blick auf den 
Begriff der Inklusion „die individuelle Au-
tonomie, einschließlich der Freiheit, eigene 
Entscheidungen zu treffen“ (Selbstbestim-
mung), „die Nichtdiskriminierung“ sowie 
„die volle und wirksame Teilhabe an der Ge-
sellschaft und die Einbeziehung in die Gesell-
schaft“. Inklusion meint demnach „die volle, 
wirksame und gleichberechtigte Teilhabe an 
der Gesellschaft“ sowie das Recht auf Selbst-
bestimmung.

Inklusionspolitik in den Ländern

Mit ihrem In-Kraft-Treten hat die UN-BRK 
Gesetzeskraft erlangt, was durch das Bundes-
verfassungsgericht ausdrücklich bestätigt 
worden ist�, und sie ist deshalb auf allen Ebe-
nen staatlichen Handelns zu beachten. Sie 
beruht auf der Erkenntnis, dass Behinderung 
aus der Wechselwirkung zwischen Menschen 
mit Beeinträchtigungen und einstellungs- 
und umweltbedingten Barrieren entsteht, 
die sie an der vollen, wirksamen und gleich-
berechtigten Teilhabe an der Gesellschaft 
hindern (Buchst. E) der Präambel). Die in der 
Konvention vorgesehenen Maßnahmen zur 
Erreichung der gleichberechtigten Teilhabe 
zielen vor allem auch auf den Abbau der um-

�	 BVerfG, 2 BvR 882/09 vom 23.3.2011, Absatz-Nr. 52.

welt- und einstellungsbedingten Barrieren 
ab, die Menschen mit Beeinträchtigungen 
behindern („Behindert ist man nicht, behin-
dert wird man.“).

Die Pflicht zur Umsetzung der Regelungen 
der Konvention in innerstaatliche Maßnah-
men richtet sich nach der allgemeinen Kom-
petenzordnung des Grundgesetzes. Hiernach 
sind die Länder zum Beispiel für die Gesetz-
gebung des schulischen Bildungsrechts und 
damit auch für die Transformation der ent-
sprechenden Regelungen der BRK in natio-
nales Recht zuständig�.

So ergibt sich für die Länder aufgrund der 
Verpflichtung aus Art. 24 UN-BRK, ein inklu-
sives Bildungssystem zu gewährleisten, die 
Aufgabe, ihre jeweiligen Schulsysteme, die 
bisher überwiegend noch auf die Segrega-
tion behinderter Schülerinnen und Schüler 
ausgerichtet sind, in ein auf gleichberech-
tigte Teilhabe am allgemeinen Unterricht 
ausgerichtetes System umzuwandeln.

Dies hat zwischenzeitlich auch seinen 
Niederschlag in novellierten Schulgesetzen 
der Bundesländer gefunden.� Das Bremische 
Schulgesetz beispielsweise bestimmt, dass 
sich die Schulen zu inklusiven Schulen zu 
entwickeln haben. Die Bilanz fällt – bundes-
weit betrachtet – jedoch ernüchternd aus: 

Deutschland ist dem Ziel, den Anteil 
der Kinder und Jugendlichen, die an sepa-
rierenden Förderschulen unterrichtet wer-
den, deutlich zurückzuführen, insgesamt seit 
seinem Beitritt zur UN-Konvention kaum nä-
her gekommen.

�	 Poscher/Langer/Rux; dem Recht auf Bildung nach Art. 24 des UN-Ab-
kommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen und zur 
Vereinbarkeit des deutschen Schulrechts mit den Vorgaben des Überein-
kommens - erstellt im Auftrag der Max-Traeger-Stiftung und der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft, 2008, S. 16.
�	 Vgl. den Überblick bei Klemm, Klaus; Inklusion in Deutschland – Daten 
und Fakten, Bertelsmann Stiftung 2015, S. 17 m.w.N. (download unter: htt-
ps://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/in-
klusion-in-deutschland-1/).
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Während im Westen Deutschlands im 
Schuljahr 2008/09 noch 3,8 Prozent der Sieb-
tklässler in Förderschulen unterrichtet wur-
den, waren es 2013/14 noch 3,6 Prozent und 
auch in Deutschland insgesamt ging in die-
sem Zeitraum die auf alle Jahrgangsstufen 
bezogene Exklusionsquote nur von 4,9 Pro-
zent auf 4,7 Prozent zurück.“� Dass gleichzei-
tig der Anteil der behinderten Schülerinnen 
und Schüler, die nach der Klemm-Studie in-
klusiv unterrichtet werden, gestiegen ist und 
im Schuljahr 2013/14 bei 31,4 Prozent lag, ist 
darauf zurückzuführen, dass der Anteil der 
Kinder und Jugendlichen, bei denen ein son-
derpädagogischer Förderbedarf festgestellt 
wurde, gestiegen ist.� Damit besteht in den 
meisten Bundesländern noch ein erheblicher 
Handlungsbedarf, um ein tatsächlich inklusi-
ves Bildungssystem zu etablieren.

Für die Länder ergeben sich neben der 
Bildungspolitik weitere Handlungsfelder, in 
denen sie Maßnahmen zur Umsetzung der 
UN-BRK zu ergreifen haben. Der überwie-
gende Teil der Bundesländer hat hierzu Ak-
tions- und Maßnahmenpläne verabschiedet. 
Auf der Internetseite „Gemeinsam-einfach-
machen“ des BMAS werden aktuell 13 Län-
deraktionspläne aufgelistet.�

Rheinland-Pfalz, das im März 2010 als 
erstes Bundesland einen Aktionsplan verab-
schiedet hatte, hat im Dezember 2015 wieder-
um als erstes Land seinen fortgeschriebenen 
Aktionsplan der Öffentlichkeit vorgestellt.� 
Ähnlich wie die anderen Landesaktionspläne 
(LAP) benennt er verschiedene Handlungs-
felder wie Bildung und Erziehung, Arbeit und 
Beschäftigung, Wohnen, Kultur, Freizeit und 
Sport, Gesundheit und Pflege, Gleichstellung 
und Schutz der Grund- und Menschenrechte, 
Interessenvertretung, Barrierefreiheit und 

�	 Klemm, ebenda, S. 17 f.
�	 Vgl. Klemm, ebenda, S. 10.
�	 www.gemeinsam-einfach-machen.de/GEM/DE/AS/Aktionsplaene/Ak-
tionsplaene_Laender/aktionsplaene_laender_node.html [aufgerufen am 
03.04.2016].
�	 http://inklusion.rlp.de/de/landesaktionsplan/. 

Mobilität, Barrierefreie Kommunikation und 
Information sowie Bewusstseinsbildung und 
(inter-)nationale Vernetzung. Zugeordnet 
sind dem jeweiligen Handlungsfeld Aussa-
gen zum Stand des Aktionsplans 2010 im 
Jahre 2015, zu den geplanten Maßnahmen 
bis 2020 und über gute Beispiele; dem ein-
zelnen Handlungsfeld zugeordnet ist darü-
ber hinaus die jeweilige Stellungnahme des 
Landesbeirates behinderter Menschen.

Die in den Aktionsplänen der Länder übli-
cherweise genannten Handlungsfelder ma-
chen deutlich, dass sie sich auf alle Politikfel-
der beziehen und sich nicht etwa nur auf die 
Sozial- sowie die Bau- und Verkehrspolitik 
beschränken. Dies schließt auch die Über-
prüfung des Landesrechts daraufhin ein, ob 
es mit der UNBRK vereinbar ist und ob es 
der Umsetzung der in ihr anerkannten Rech-
te dient (Art. 4 Abs. 1 Buchstaben a. und b.). 
Landesaktionspläne enthalten daher auch 
Aussagen zur Normprüfung, so zum Beispiel 
in Nordrhein-Westfalen und Bremen. Berlin 
und Sachsen-Anhalt haben die Monitoring-
stelle zur BRK beim Deutschen Institut für 
Menschenrechte mit der Überprüfung lan-
desrechtlicher Bestimmungen beauftragt.10

Einige Länder haben nach In-Kraft-Treten 
der UN-BRK ihre Behindertengleichstellungs-
gesetze novelliert, die zum weitaus überwie-
genden Teil nach dem Behindertengleich-
stellungsgesetz des Bundes (BGG), das 2002 
in Kraft getreten ist, verabschiedet worden 
waren; andere beabsichtigen dies noch.11

§ 1 des Landes-Behindertengleichstel-
lungsgesetzes Baden-Württemberg (L-BGG 
BW) formuliert als Gesetzesziel: „Ziel dieses 
Gesetzes ist es, in Umsetzung des Überein-

10	 http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-
brk/themen/normpruefung/.
11	 Vgl. hierzu die Übersicht der Monitoringstelle zur BRK mit dem Stand 
Sept. 2015 unter http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-
stelle-un-brk/monitoring/gleichstellungsgesetze/; entgegen der dortigen 
Angabe beabsichtigt aber auch das Land Bremen – wie sich aus seinem LAP 
ergibt – sein Behindertengleichstellungsgesetz zu novellieren.



30 spw 2 | 2016

ó ó Im Fokus

Ausgabe_171_2a.indd   10 26.05.09   14:07

kommens der Vereinten Nationen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen 
vom 13. Dezember 2006 (BGBl. 2008 II S. 
1420) den vollen und gleichberechtigten Ge-
nuss aller Rechte durch alle Menschen mit 
Behinderungen zu fördern, zuschützen und 
zu gewährleisten.“

Als eines der Prinzipien, die bei der Ver-
wirklichung der Rechte von Menschen mit 
Behinderungen zu beachten und die in der 
UN-BRK verankert sind, wird unter Ziffer 4 
der Regelung ausdrücklich die Inklusion ge-
nannt. Auch die Behindertengleichstellungs-
gesetze von Brandenburg (Bbg BGG) und 
Sachsen-Anhalt (BGG LSA) enthalten jeweils 
in § 1 einen Hinweis auf die UN-BRK.

Hervorzuheben ist, dass § 15 L-BGG BW 
vorsieht, dass in jedem Stadt- oder Landkreis 
kommunale Behindertenbeauftragte zu be-
stellen sind und dass das Land die Bestellung 
hauptamtlicher Behindertenbeauftragter in 
den Stadt- und Landkreisen fördert.

Besondere Beachtung verdient der Ent-
wurf zum „Gesetz zur Stärkung der Sozialen 
Inklusion in Nordrhein-Westfalen“, den die 
Landesregierung dem Landtag im Septem-
ber 2015 zugeleitet hat. Das Gesetz soll noch 
2016 verabschiedet werden.12 In der Begrün-
dung des Entwurfs wird darauf hingewiesen, 
dass das Ziel der UN-BRK, Menschen mit Be-
hinderungen den vollen, gleichberechtigten 
und wirksamen Genuss der Menschenrechte 
zu ermöglichen, und damit eine inklusive 
Gesellschaft anzustreben, sowohl vielen 
Trägern öffentlicher Belange als auch in der 
Gesellschaft selbst nicht bekannt oder zu-
mindest nicht gegenwärtig ist. Dies unter-
streiche die Notwendigkeit im Sinne der Ent-
wicklung eines inklusiven Bewusstseins auf 
diese Träger einzuwirken. Gesetzliche Rege-
lungen könnten hierzu einen wichtigen Bei-

12	 Landtag Nordrhein-Westfalen, Drucks. 16/9761; Vgl. auch Fuchs, Harry; 
Zum Entwurf „Erstes allgemeines Gesetz zur Stärkung der Sozialen Inklusi-
on in Nordrhein-Westfalen“; Beitrag D5-2016 unter www.reha-recht. 

trag leisten. Der Gesetzentwurf besteht aus 
insgesamt 11 Artikeln, wobei an dieser Stelle 
nur kurz auf Art. 1 und Art. 2 eingegangen 
wird.

In Art. 1, dem Inklusionsgrundsätzegesetz 
(IGG NRW), sollen wesentliche Grundsätze 
der Anforderungen des allgemeinen Teils 
der UN-BRK in Nordrhein-Westfalen landes-
gesetzlich verankert werden; in Artikel 2, der 
Novelle des BGG NRW, sollen insbesondere 
notwendige Anpassungen für die Sicher-
stellung der vollen, wirksamen und gleich-
berechtigten Teilhabe von Menschen mit Be-
hinderungen vorgenommen werden.13

In § 1 Abs. 1 des Entwurfs IGG NRW wird 
das Gesetzesziel wie folgt beschrieben: „In 
Umsetzung des Übereinkommens der Ver-
einten Nationen vom 13. Dezember 2006 
über die Rechte der Menschen mit Behin-
derungen (BGBl. 2008 II S. 1420; UN-Behin-
dertenrechtskonvention) verankert dieses 
Gesetz Grundsätze für Nordrhein-Westfa-
len, die den vollen und gleichberechtigten 
Genuss aller Menschenrechte und Grund-
freiheiten durch alle Menschen mit Behinde-
rungen fördern, schützen und gewährleisten 
und die Achtung der ihnen innewohnenden 
Würde fördern. Damit werden die Träger öf-
fentlicher Belange gleichzeitig aufgefordert, 
die Ziele der UN-Behindertenrechtskonven-
tion im Rahmen ihres Zuständigkeits- und 
Aufgabenbereichs zu verwirklichen.“

Mit dieser Regelung werden die Träger 
öffentlicher Belange, also unter anderem 
alle Dienststellen und Einrichtungen des 
Landes, der Gemeinden und Gemeindever-
bände, der sonstigen der Aufsicht des Landes 
unterstehenden juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts und der Beliehenen auf-
gefordert, die Ziele der UN-BRK, also auch die 
Inklusion, zu verwirklichen.14

13	 So auch die Darstellung bei Fuchs, ebenda. 
14	 Zu den weiteren Aspekten des Entwurfs des IGG NRW s. Fuchs, ebenda
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Der Entwurf zur Änderung des Behinder-
tengleichstellungsgesetzes enthält in § 3 
eine Regelung zu angemessenen Vorkeh-
rungen, die sich an der entsprechenden For-
mulierung des Art. 2 BRK orientiert, und be-
stimmt, dass die Versagung angemessener 
Vorkehrungen eine Diskriminierung dar-
stellt. Unzulässig ist hiernach also auch die 
Aufrechterhaltung von (diskriminierenden) 
Barrieren, wenn diese durch angemessene 
Vorkehrungen beseitigt werden können.

Abzuwarten bleibt, in welchem Umfang 
das „Gesetz zur Stärkung der Sozialen Inklu-
sion in Nordrhein-Westfalen“, nach seiner 
Verabschiedung einen Beitrag zur Entwick-
lung einer inklusiven Gesellschaft zu leisten 
vermag.

Die vorstehend skizzierten Aspekte der 
Inklusion in den Ländern machen deutlich, 
dass es sich hierbei um einen vielschichtigen 
Prozess handelt, dessen Fortschritt sich aus 
der Summe vieler Schritte ergibt.

Inklusion in den Kommunen

Ähnlich komplex wie in den Ländern stellt 
sich auch die Entwicklung der Inklusion in 
den Kommunen dar. Auch auf kommunaler 
Ebene haben sich Aktionspläne als Instru-
ment zur Umsetzung der BRK entwickelt. 
Das BMAS listet auf seinem Informations-
portal 17 Aktionspläne von Landkreisen, Kom-
munen und Städten auf15.In der „Arbeitshilfe 
kommunale Aktionspläne“ des Städtetages 
Baden-Württemberg werden 49 kommunale 
Aktionspläne genannt, darunter diejenigen 
der Städte Hamburg, Köln, München, Han-
nover, Dresden, Mannheim und Stuttgart.16 
Die in der Arbeitshilfe vorgenommene Un-
tersuchung der Aktionspläne von zehn Kom-

15	 www.gemeinsam-einfach-machen.de/GEM/DE/AS/Aktionsplaene/Ak-
tionsplaene_Landkreise_Kommunen_Staedte/aktionsplaene_landkreise_
kommunen_staedte_node.html [aufgerufen am 03.04.2016, wobei der 
Link zu weiteren Aktionsplänen nicht funktionierte].
16	 Download der Arbeitshilfe unter http://www.staedtetag-bw.de/index.
php?NavID=2295.201.

munen in Baden-Württemberg zeigt, dass 
es ganz unterschiedliche Wege zu einem 
solchen Planwerk gibt und auch unter-
schiedliche Auffassungen darüber, was ein 
Aktionsplan leisten soll. „Verbindend ist die 
Überzeugung, dass das Konzept sich nicht 
auf unverbindliche Absichtserklärungen be-
schränkt, sondern konkrete Handlungen be-
schreibt, die sich umsetzen und überprüfen 
lassen. Wesentlich am Aktionsplan ist also, 
dass er nicht für die Schublade gemacht, 
sondern gelebte kommunale Praxis ist“.17

Häufig orientieren sich auch die kommu-
nalen Aktions-, Teilhabe- oder Maßnahmen-
pläne an Handlungsfeldern wie zum Beispiel 
der kommunale Teilhabeplan der Seestadt 
Bremerhaven.18 Dieser nennt als Handlungs-
felder unter anderem „Erziehung und Bil-
dung“, „Arbeit und Beschäftigung“, „Bauen 
und Wohnen“, „bürgerschaftliches und po-
litisches Engagement – Bewusstseinsbil-
dung“, „barrierefreie Mobilität“, „genderspe-
zifische Aspekte“. 

Im Abschnitt des Teilhabeplans „Leitziele 
/ Absichten – Bremerhavens Inklusionsge-
bote“ heißt es unter anderem: „Bremerhaven 
wird eine barrierefreie Stadt. Im Rahmen von 
Umbaumaßnahmen bzw. bei städtischen 
Neubauten erfolgt eine barrierefreie Ge-
staltung. Die im Bestand befindlichen Ge-
bäude werden im Rahmen der finanziellen 
Möglichkeiten barrierefrei umgestaltet und 
entsprechend zugänglich für alle Menschen 
gemacht.“

Entscheidend für die Umsetzung kommu-
naler Aktionspläne ist, dass diese in der Kom-
mune verankert sind, von den kommunalen 
Gremien beachtet werden, in der Stadtge-
sellschaft und vor allem auch bei denjenigen, 
die an seiner Umsetzung beteiligt sind bzw. 

17	 So die Aussage in Abschnitt 4 der Arbeitshilfe.
18	 Download unter http://www.lbb.bremen.de/sixcms/detail.php?gsid= 
bremen55.c.9914.de.
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werden sollen, bekannt sind.19 Entscheidend 
ist des Weiteren, dass behinderte Menschen 
sowie ihre Vertretungen – was auch den 
Anforderungen der UN-BRK entspricht – ak-
tiv in die Erarbeitung sowie die praktische 
Realisierung und Fortschreibung der Pläne 
einbezogen sind. Um letzteres zu gewähr-
leisten, haben zahlreiche Kommunen – wie 
zum Beispiel Bremerhaven– kommunale Be-
hinderten-, Inklusions- oder Teilhabebeiräte 
gebildet.

Schlussbemerkung

Inklusion im Sinne einer wirksamen 
gleichberechtigten Teilhabe und Selbst-
bestimmung behinderter Menschen setzt 
nicht nur auf kommunaler, sondern auch auf 
Landes- und Bundesebene ihre Beteiligung 
an Entscheidungen voraus, die sie betreffen. 
Dies entspricht auch den Anforderungen der 
UN-BRK. Gremien wie Inklusions- oder Teil-
habebeiräte können diese Beteiligung ge-
währleisten. Wichtig ist jedoch, dass es auch 
behinderte Menschen und ihre Vertretungen 
sind, die in ihnen getreu der Forderung der 
Behindertenbewegung „Nichts über uns 
ohne uns“ den Ton angeben und die Mehr-
heit bilden.

Aktionspläne sind überwiegend darauf 
ausgerichtet, verschiedenste umwelt- und 
auch einstellungsbedingte Barrieren ab-
zubauen. Dies sind notwendige Maßnah-
men, um einer gleichberechtigten Teilhabe 
behinderter Menschen näher zu kommen. 
Allein durch den Abbau von Barrieren kann 
eine gleichberechtigte Teilhabe jedoch nicht 
erreicht werden. Denn die betroffenen Per-
sonen müssen auch über die materiellen 
Voraussetzungen verfügen, eine barriere-
freie bzw. barrierearme Umwelt nutzen und 
selbstbestimmt Leben können. Um gleich-
berechtigt und selbstbestimmt an der Ge-

19	 Vgl. insoweit auch Abschnitt 4 der Arbeitshilfe zu kommunalen Aktions-
plänen, a.a.O.

sellschaft teilhaben zu können, müssen zum 
Beispiel Menschen mit hohem Unterstüt-
zungsbedarf die notwendigen Kosten für 
ihre Assistenzkräfte ohne Anrechnung ihres 
Einkommens und Vermögens erstattet be-
kommen. Gleichberechtigte Teilhabe und 
Selbstbestimmung sind nur erreichbar, wenn 
sie durch flankierende sozialstaatliche Maß-
nahmen und Leistungen materiell abgesi-
chert werden, um die weiterhinbestehenden 
Nachteile auszugleichen. Notwendig ist da-
her ein Bundesteilhabegesetz, das die Selbst-
bestimmung und gleichberechtigte Teilhabe 
behinderter Menschen konsequent fördert. 
Dieses Gesetzgebungsvorhaben  darf nicht 
noch auf der Zielgeraden, auf der es sich ge-
rade befindet, scheitern.	 ó

û  Dr. Joachim Steinbrück ist 1956 geboren, hat 1983 an der Universität 
Bremen sein Studium der Rechtswissenschaften abgeschlossen und war 
dort anschließend zwei Jahre als wissenschaftlicher Mitarbeiter tätig. In 
der Folgezeit hat er seine Dissertation abgeschlossen und war freiberuf-
lich in der Erwachsenenbildung tätig. Von 1990 bis 2005 war er als Richter 
am Arbeitsgericht Bremen tätig. Seit 2005 ist er Behindertenbeauftragter 
des Landes Bremen.
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Nach Inkrafttreten der UN-Behinderten-
rechtskonvention (UN-BRK) 2009 haben die 
Bemühungen um die Einbeziehung von Men-
schen mit Behinderung in das allgemeine Bil-
dungswesen einen neuen Schub bekommen. 
Insbesondere Artikel 24 schließt Diskriminie-
rung aufgrund von Behinderung beim Zugang 
zum und der Teilhabe im allgemeinen Bildungs-
wesen aus. Diese völkerrechtlich verbindliche 
Norm unterliegt in Deutschland einer Reihe ma-
terieller, ideologischer, schulorganisatorischer 
und alltagspraktisch hemmenden Faktoren. So-
wohl sozialstrukturelle als auch institutionelle 
Schranken in der Pädagogik und dem Schulsys-
tem engen inklusive Bemühungen um die Bil-
dung von Menschen mit Behinderung ein.

Unterfinanzierung und Antiinklusion

Eines der meist genannten Argumente ge-
gen inklusive Bildung ist das der fehlenden 
Ressourcen. Dies erklärt sich vor allem durch 
die unterdurchschnittliche Bildungsfinanzie-
rung in Deutschland sowohl im europäischen 
als auch im OECD-Vergleich.

Die OECD weist im Jahre 2013 den Anteil der 
zusammengenommenen öffentlichen und 
privaten Bildungskosten am BIP in Deutsch-
land mit 5,3 Prozent, Kanada mit 6,1 Prozent, 
Schweden mit 6,8 Prozent und Dänemark 
mit 7,8 Prozent aus. Eurostat beziffert 2011 
den pro Schüler ausgegebenen Wert in Kauf-
kraftstandard (KKS) für Deutschland mit 8042, 
in Schweden mit 8571 und in Dänemark mit 
9665. Kanada hat im letzten Jahrzehnt inner-
halb des Bildungssystems ein Inklusionsni-
veau erreicht, das mit dem in skandinavischen 
Ländern vergleichbar ist. Das Inklusionsniveau 
im Bildungswesen kann also mit der über-
durchschnittlichen Finanzierung desselben 
im internationalen Vergleich in einen Zusam-
menhang gestellt werden.

Inklusive Bildung in Deutschland – Ein Stückwerk 
von Bertram Sauer

Seit 1999 Preuss-Lausitz erstmalig die Ge-
samtkosten von inklusivem Unterricht mit se-
pariertem Unterricht an Förderschulen verg-
lich, kann die These, inklusive Bildung sei teurer 
als Exklusion in der Förderschule, als widerlegt 
betrachtet werden. Gleichwohl wies Klemm 
in einer Studie für die nordrhein-westfälische 
Landesregierung für die inklusive Bildung eine 
zunächst höhere Anschubfinanzierung nach. 
In seinen Kriterien für inklusive Schulen posi-
tionierte sich der DGB Bundesvorstand gegen 
schulische Exklusion wie folgt: „Das Argu-
ment, Inklusion sei zu teuer, kann nicht gelten, 
wenn sich Deutschland stattdessen ein teures, 
mehrgliedriges und weit ausdifferenziertes 
Regel- und Sonderschulsystem leisten kann, 
das weder gerecht noch leistungsstark ist. Ne-
ben deutlichen Mehrinvestitionen für Schulen 
ist ein finanzpolitisches Umdenken notwen-
dig, das Ressourcenbündelung in den Mittel-
punkt stellt.“

Über die Effektivitätssteigerung durch Res-
sourcenbündelung beim Aufbau eines inklusi-
ven Bildungssystems hinausmuss auch noch 
auf größere volkswirtschaftliche Effizienz 
durch inklusive Bildung verwiesen werden. 
Am Beispiel Kanada kann von einer BIP-Stei-
gerung von 7,5 Prozent nach Hillenbrand 2012 
ausgegangen werden. Darüber hinaus darf 
eine Höherqualifizierung durch inklusive Bil-
dung gerade bei geringqualifizierten Schüle-
rinnen und Schülern unterstellt werden. Ließe 
sich dies tatsächlich verwirklichen, wären Kos-
ten für Nachqualifikation, Bezuschussung von 
Werkstattarbeitsplätzen (WfbM) und weitere 
Sozialtransfers durch eine mögliche Teilhabe 
am ersten Arbeitsmarkt überflüssig. Unter 
den beschriebenen finanziellen Restriktionen 
ist für den weiteren Aufbau eines inklusiven 
Bildungswesens die Umschichtung der Mittel 
aus der exklusiven Förderung unabwendbar. 
Über das rein Finanzielle hinaus formulierte 
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der ehemalige Bundesbehindertenbeauf-
tragte Hubert Hüppe im Jahr 2013: „Also es ist 
nur dann finanzierbar und machbar, wenn sie 
bereit sind, Förderschulen zu schließen, und 
wer was anderes sagt, ist ein Träumer, weil wir 
haben so viele Sonderpädagogen gar nicht, 
wie wir sie brauchen.“ Hüppe weist hier auf 
ein Problem hin, das nicht ohne Sprengkraft 
ist: Die Pädagogen mit sonderpädagogischer 
Kompetenz in den Förderschulen müssen 
zur Unterstützung des Aufbaus und der Ver-
stetigung inklusiver Bildung gewonnen wer-
den! Die Arbeitsbedingungen von Sonder-
pädagogen unterliegen zur Realisierung der 
pädagogischen Förderung weitreichenden 
Veränderungen, über die in Cent und Euro zu 
berechnenden Ressourcen hinaus.

Soziale Selektion und Inklusionsdickicht

Der Anteil von Akademikerkindern unter 
Studierenden wird von Wolter 2011 mit 71 Pro-
zent, im Vergleich zu 24 Prozent bei Kindern 
aus Familien ohne akademische Tradition 
angegeben. Kinder von verbeamteten bezie-
hungsweise selbstständigen Akademikern 
weisen mit 84 Prozent bzw. 87 Prozent eine 
viermal so hohe Studierquote auf wie Kinder 
aus Arbeiterfamilien, bei denen sie 17 Prozent 
beträgt. Bei Absolventen mit Migrationshin-
tergrund liegt die Abiturquote laut Statisti-
schem Bundesamt mit 30 Prozent um über 
20 Prozentpunkte hinter dem Durchschnitt 
des Altersjahrgangs mit 50,6 Prozent 2014. 
Diese wenigen mit PISA und anderen Ergeb-
nissen der Bildungsforschung untermauerten 
Zahlen weisen die Exklusivität von Bildung 
soziokulturell nach. Eine auf die Kategorie Be-
hinderung konzentrierte schulische Inklusion 
begrenzt sich selbst. Das Nicht-Akademiker-
kind mit Migrationshintergrund behält eine 
deutlich schlechtere Inklusionsperspektive im 
Vergleich zum Akademikerkind ohne Migra-
tionshintergrund. Die Analyse von Bourdieu 
und Passeron bringt den Zusammenhang von 
Herkunft und Bildungserfolg auf den Punkt: 
„Bei der augenblicklichen Beschaffenheit der 

Gesellschaft und der pädagogischen Traditi-
onen bleibt die Vermittlung der intellektuellen 
Techniken und Denkgewohnheiten, auf denen 
das Bildungswesen aufbaut, in erster Linie 
dem Familienmilieu vorbehalten.“.

Inklusionsvorbehalte ergeben sich nicht nur 
durch soziokulturelle Faktoren, sondern spie-
geln sich häufig auch in den Einstellungen von 
allgemeinen und Sonderpädagogen wieder.

Die Vorbehalte von Lehrkräften sowohl im 
Allgemeinen als auch im Förderschulwesen 
werden gern mit dem Argument der „feh-
lenden Ressourcen“ kaschiert, etwa nach der 
Devise: „Wir würden ja gern, aber uns fehlen 
die Fachleute.“ Abgesehen davon, dass dieses 
Argument bei einem tendenziell unterfinan-
zierten Bildungssystem für jede pädagogische 
Herausforderung gilt, sei hier auf einige bil-
dungsgeschichtliche und kulturelle Inklusi-
onsbarrieren in der deutschen Bildungsland-
schaft verwiesen.

Nach der Niederlage des Nationalsozialis-
mus mit Euthanasie und Zwangssterilisation 
von Menschen mit Behinderung verstanden 
sich verschiedene Strömungen der Sonder-
pädagogik als humanistische Alternative. 
Spezielle, exklusive Förderung galt in beiden 
deutschen Staaten als Abgrenzung zur natio-
nalsozialistischen „Sonderbehandlung“. Nicht 
zuletzt dieser Tatbestand sorgte in Deutsch-
land für eine Modernisierungsverspätung in 
Sachen Inklusion.

Aktuell fasst Schumann die Position der 
Sonderschulprotagonisten und ihrer bildungs-
politischen Apologeten folgendermaßen zu-
sammen: „Den Kindern und Jugendlichen, 
die als Schulversager im Regelschulsystem ihr 
Wohlbefinden, ihre Leistungsmotivation, ihre 
Lernfreude und ihr Selbstwertgefühl verloren 
haben, soll die Sonderschule als „Schonraum“ 
mit individuell angepassten, bedürfnisge-
rechten Leistungsanforderungen und persön-
lichen Hilfestellungen das Verlorene wieder-
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geben bzw. ihnen helfen, in der Bezugsgruppe 
der Sonderschüler/innen ohne den üblichen 
Konkurrenz- und Leistungsdruck ein positives 
Selbst- und Leistungskonzept zu entwickeln.“ 
Indem sie diesen sonderpädagogischen Maß-
nahmen Stigmatisierung und Diskriminie-
rungserfahrungen durch die Exklusion entge-
genstellt, spricht sie von der „Schonraumfalle“. 
Im Anschluss an die These von der Schonraum-
falle argumentiert beispielsweise Pfahl in der 
Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsy-
chologie im Jahr 2012: „Des Weiteren zeigen 
Studien, dass die vorhandenen institutionellen 
Schul- und Berufsbildungsstrukturen sich 
selbst erfüllende Prophezeiungen hervorrufen, 
weil die Klassifizierung der Betroffenen in die 
verschiedenen Behinderungstypen der Logik 
der vorhandenen Schultypen oder Schulplätze 
folgt.“ Unter Berücksichtigung dieser beiden 
Hypothesen lässt sich die Frage nach der stel-
lenweise so hartleibigen Befürwortung der 
Sonderschule stellen. Zugespitzt lässt sich for-
mulieren: Nicht die Schüler, sondern die Son-
derschullehrer brauchen die Sonderschule!

Darüber hinaus zeigt die landauf landab 
zur Zweigliedrigkeit eingeebnete dreiglied-
rige Schulstruktur der Inklusion immer noch 
ihre engen Grenzen im Bildungswesen. Die 
zunächst in der Grundschule einfacher zu rea-
lisierende inklusive Bildung stößt an Grenzen, 
wenn die Segregation in der weiterführenden 
Schule beginnt. Hier setzt eine Pädagogik der 
allerfeinsten Unterschiede ein. Je nachdem, 
ob es sich um sogenannte lernzielgleiche 
oder lernzieldifferente Beschulung handelt, 
wird nun agiert. Schüler mit körperlichen und 
Sinneseinschränkungen, die dem Gymnasi-
um gewachsen erscheinen, stoßen seltener 
auf Vorbehalte. Damit sollen die Durchset-
zungsschwierigkeiten der Finanzierung von 
baulichen Veränderungen und technischen 
Ausstattungen nicht kleingeredet werden. 
Für Menschen mit Lerneinschränkungen oder 
mit sogenannten Einschränkungen der geisti-
gen Entwicklung, bei denen das Erreichen von 
allgemeinen Lernzielen fraglich erscheint, ist 

eine Teilhabe im allgemeinen Bildungswesen 
deutlich schwerer. Insbesondere dieser Per-
sonenkreis wird gern in die untergymnasiale 
Bildungshierarchie der Sekundar-, Gemein-
schafts-, Ober- und Gesamtschule (oder wie 
auch immer die Lernorte für die vom Gymna-
sium ausgesonderten Schüler gerade genannt 
werden) verwiesen.

Das für Außenstehende oftmals verwir-
rende Dickicht aus verschiedenen sonderpäd-
agogischen Unterstützungsbedarfen, unter-
schiedlichen Schulstrukturen, in sechzehn 
Bundesländern verschiedenen Wegen zur 
inklusiven Schule plus Modellversuchen und 
Übergangsregelungen wurde 2012 von Schuck 
folgendermaßen kommentiert: „Die Schulen 
sind im Übergang, sie haben viel Nachhol-
bedarf, die unterrichtlichen und schulischen 
Prozesse im Sinne einer inklusiven Pädagogik 
weiterzuentwickeln. In dieser Übergangspha-
se wird es eine Reihe von Verwerfungen ge-
ben. Aber der Weg ist insgesamt richtig und 
unumkehrbar.“

Regionale Unterschiede

Die Inklusionsquoten (der Anteil der Schüler 
mit sonderpädagogischem Unterstützungsbe-
darf in der allgemeinen Schule) wurden 2013 
seitens der Bertelsmann-Stiftung erhoben. 
Spitzenreiter waren danach Bremen mit 68,5 
Prozent und Schlusslicht Hessen mit 21,5 Pro-
zent. Unter den Flächenländern ragt Schleswig-
Holstein mit 60,5 Prozent heraus. Zugang zu 
Reichweite und Qualität der inklusiven Bildung 
unterscheiden sich regional außerordentlich. 
Das Bedürfnis nach inklusiver Bildung steigert 
sich mit ihren Möglichkeiten. So ist beispiels-
weise nach der inklusiven Öffnung von sechs 
Schuljahrgangsstufen in Niedersachsen (1-3 
und 5-7) die Inklusionsquote von 44,9 Prozent 
auf 58,5 Prozent gestiegen. Der von 6,0 Prozent 
auf 6,8 Prozent gestiegene Anteil von Schülern 
mit sonderpädagogischem Unterstützungsbe-
darf relativiert die gestiegenen Inklusionsquo-
ten. Je nach Bundesland zum Teil erhebliche 
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Unterschiede in den diagnostischen Standards 
zur Feststellung sonderpädagogischem Un-
terstützungsbedarfs markieren weitere Un-
schärfen beim regionalen Vergleich. All diese 
Faktoren machen erklärlich, warum die Exklu-
sionsquote (der Anteil der Schülerinnen und 
Schüler mit sonderpädagogischem Unterstüt-
zungsbedarf) die nach wie vor in Sonderschu-
len unterrichtet werden, erheblich langsamer 
sinkt als die Inklusionsquote steigt. Gleichwohl 
erscheinen Aufbau und Verstetigung inklusiver 
Bildung als die Bildungsreform der Epoche.

Schöne Aussicht Inklusion

Die Konzentration von inklusiver Bildung 
auf die Kategorie Behinderung und Nicht-Be-
hinderung oder gar Unterscheidung nach un-
terschiedlichen Gruppen mit verschiedenem 
sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf 
schwächt die inklusive Wirkung. So erweitert 
Schuck 2012 die Debatte um inklusive Bildung 
und spitzt sie gleichermaßen zu: „Inklusion 
kann nur gelingen, wenn die Schulklassen he-
terogen sind, wenn die Stärkeren die Schwä-
cheren mitziehen können. Dann profitieren 
alle. Wir müssen uns fragen, ob das Gymna-
sium nicht ein Relikt ist, eine überholte, im 
klassischen Denken verwurzelte Vorstellung.“ 
In diesem Sinne wird eine inklusive Schule er-
folgreicher, je mehr sie nicht nur Diskriminie-
rung aufgrund von Behinderung ausschließt, 
sondern auch geschlechtsspezifische, migra-
tionsbedingte und nicht zuletzt soziale Dis-
kriminierung überwindet. Eine Reform der 
Lehrerausbildung in der Perspektive einer re-
flexiven Pädagogik ist diesbezüglich mehr als 
angesagt. Allgemeine Pädagogen brauchen für 
die zukünftig inklusiver werdende Schule nicht 
nur sonderpädagogische Basiskompetenzen, 
sondern auch die Fähigkeit zur Teamarbeit mit 
Sonderpädagogen und anderen Fachkräften. 
Reflexivität und pädagogische Handlungs-
fähigkeit können die grundlegenden Heran-
gehensweisen in den immer wieder unbe-
stimmten pädagogischen Situationen einer 
inklusiven Schule sein. Darüber hinaus werden 

inklusive Bildungsbemühungen ohne massive 
Investitionen in die Fortbildung der vorhan-
denen Sonder- und allgemeinen Pädagogen 
steckenbleiben oder gar versanden. Trotz aller 
didaktisch, methodisch und schulorganisa-
torisch praktischen Konkretisierung inklusi-
ver Anstrengungen im pädagogischen Alltag 
beschrieb Schuck schon 2007 den bildungs-
politisch pädagogisch möglichen Gezeiten-
wechsel nachstehend so: „Die inklusive Schule 
könnte eine Bedingung der Möglichkeit sein, 
die bei uns vorherrschenden Bilder von Schu-
le, Unterricht und Kindern international an-
schlussfähig so zu verändern, dass wir bereit 
und in der Lage sind, allen Kindern im gesam-
ten Heterogenitätsspektrum differenzierende 
Bedingungen für nächste, erfolgreiche Lern-
schritte auf dem Weg in eine erfolgreiche Bil-
dungskarriere zu schaffen.“ Darüber hinaus 
lässt sich mit Löser und Werning feststellen: 
„Inklusion ist kein Sparmodell und erfordert 
höchste pädagogische Kompetenz.“. In diesem 
Sinne wird die inklusive Schule noch lange bil-
dungspolitische Zähigkeit und pädagogische 
Ausdauer benötigen.	 ó

û  Bertram Sauer, Jahrg. 1961, Studium der Sonderpädagogik und Poli-
tikwissenschaft bis 1989 an der Universität Hamburg, war Förderschul-
lehrer an der Franz-Mersi-Schule der Region Hannover.
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„Nichts über uns ohne uns“ wurde bereits 
2003 im europäischen Jahr der Menschen 
mit Behinderungen gefordert und noch heu-
te ist diese Forderung brandaktuell. Partizi-
pation ist eines der zentralen Elemente der 
aktuellen UN-Behindertenrechtskonvention 
(UN-BRK). 35 Mal ist der Begriff darin in un-
terschiedlichen Kontexten enthalten. Die 
UN-BRK sieht in mehreren Passagen die un-
mittelbare Teilhabe behinderter Menschen 
selbst vor, also nicht die Vertretung durch 
nichtbehinderte Funktionäre. So wird dem 
Gedanken der behinderten Menschen als 
Expertinnen und Experten in eigener Sache 
Rechnung getragen. 

Zentrale Artikel der UN-BRK, die Partizipa-
tion und Teilhabe am politischen und öffent-
lichen Leben für Menschen mit Behinderung 
fordern, sind Art. 4 Abs. 1c, Art. 4 Abs. 3, Art. 
8 und Art. 29. In Artikel 4, Absatz 1c ist aus-
geführt, den Schutz und die Förderung der 
Menschenrechte von Menschen mit Behin-
derung in allen politischen Konzepten und 
allen Programmen zu berücksichtigen. Arti-
kel 4, Absatz 3 gibt vor: Bei der Ausarbeitung 
und Umsetzung von Rechtsvorschriften und 
politischen Konzepten zur Durchführung der 
UN-BRK und bei anderen Entscheidungspro-
zessen in Fragen, die Menschen mit Behinde-
rungen betreffen, führen die Vertragsstaa-
ten mit den Menschen mit Behinderungen, 
einschließlich Kindern mit Behinderungen, 
über die sie vertretenden Organisationen 
enge Konsultationen und beziehen sie aktiv 
ein. Bei allen Belangen zur Lebenssituation 
behinderter Menschen ist die aktive Teilhabe 
behinderter Menschen vorzunehmen.

In Artikel 8 steht die Bewusstseinsbildung 
im Fokus; hier werden die Vertragsstaaten 
verpflichtet, Maßnahmen zu ergreifen, um 
in der gesamten Gesellschaft, einschließlich 

Partizipation als Herausforderung an die Politik  
von Karl Finke

auf der Ebene der Familien, das Bewusstsein 
für Menschen mit Behinderungen zu schär-
fen und die Achtung ihrer Rechte und Würde 
zu fördern. Zugleich verpflichtet der Artikel 
die Unterzeichner, Klischees und Vorurteile 
zu bekämpfen, sowie das Bewusstsein für 
die Fähigkeiten von Menschen mit Behinde-
rungen und ihren gesellschaftlichen Beitrag 
zu fördern. 

Artikel 29 beschäftigt sich mit der Teilha-
be am politischen und öffentlichen Leben; er 
beinhaltet die gleichen politischen Rechte 
und Teilhabemöglichkeiten für Menschen 
mit Behinderungen. Hierzu gehört auch das 
Recht und die Möglichkeit zu wählen und ge-
wählt zu werden.

In den genannten Passagen wird deut-
lich, dass Menschen mit Behinderungen von 
vornherein bei allen Initiativen, Projekten 
und Vorhaben als Entscheider gleichberech-
tigt am Tisch sitzen und mitbestimmen müs-
sen. Insbesondere die Möglichkeit, selbst zu 
wählen und auch gewählt zu werden, spielt 
eine zentrale Rolle bei der Teilhabe am poli-
tischen Entscheidungsprozess. Hieran muss 
sich politisches Handeln messen lassen.

Hervorzuheben ist bei dem verwendeten 
Begriff Partizipation, dass er nicht nur als 
Teilhabe interpretiert wird. Dies hieße, die 
unterrepräsentierten Bevölkerungsgruppen 
könnten bei der politischen Mitentscheidung 
nachrangig behandelt werden. Teilhabe um-
fasst alle gesellschaftlichen Bereiche, ist aber 
auch Fundament der UN-BRK im Sinne von 
Mitentscheidung als Empowerment und 
Kompetenzübertragung an behinderte Men-
schen und Auftrag demokratisch struktu-
rierter Parteien. Das Institut für Menschen-
rechte hat dem Thema Partizipation bereits 
seine dritte Broschüre gewidmet, umso ins 
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Bewusstsein zu bringen, behinderte Men-
schen nicht nur zu dulden, sondern gezielt zu 
fördern und zu unterstützen.

In politischen Parteien, Verbänden und 
Nichtregierungsorganisationen dominiert 
noch immerein Verständnis des Handelns für 
und nicht mit behinderten Menschen und 
damit deren Verobjektung in ihren Lebens- 
und politischen Entscheidungsfeldern. Mit 
dem Blick auf die Parteien in Deutschland 
lässt sich in der Frage der Mitentscheidung 
behindertenpolitisch aktiver Menschen, ver-

einfacht gesagt, sogar von einer schwarzen, 
roten, grünen oder gelben Null sprechen. Di-
ese Nichtrepräsentanz kann auch als struk-
turelle Ausgrenzung bezeichnet werden.

Dies äußert sich besonders in der De-
batte um Quoten: Während für Zielgruppe 
A eine Quote eingeführt wird und für Ziel-
gruppe B Richtzahlen verwirklicht werden, 
so trifft für Zielgruppe C, die Menschen mit 
Behinderungen eine Quote oder ähnliches 
mit größter Selbstverständlichkeit auf Ab-
lehnung. Hier stellt sich die Frage: Braucht 
eine Partei gesonderte Zielgruppenange-
bote für die unter- bzw. nicht repräsentierte 
Bevölkerungsgruppe der Menschen mit 
Behinderungen? Diese Frage muss ebenso 
wie für die Frauen oder die Menschen mit 
Migrationshintergrund mit einem eindeu-
tigen „Ja“ beantwortet werden. Es gilt jetzt, 
die politischen Räume für mehr Autonomie, 
die Selbstvertretung sowie Selbstfindung 
zu öffnen. Hierfür brauchen wir inklusive 
Parteien. Die SPD sollte vorangehen und auf 
allen Ebenen im Rahmen dieser Zielgrup-
penarbeit Kontingente zur Mitentscheidung 
für Menschen mit Behinderungen vorsehen.

Wie hoch der Handlungsbedarf in der Fra-
ge der Partizipation von Menschen mit Be-
hinderungen ist, zeigt besonders folgendes 
Beispiel: Noch immer sind in Deutschland all 
diejenigen Personen, die für alle Bereiche un-
ter Betreuung gestellt sind, bei Bundestags-
wahlen und den meisten Landtagswahlen 
von dem Bürgerrecht der Wahl ausgeschlos-
sen. Eine Situation, die mit einem Urteil des 
EGMR von 2010 zum ungarischen Wahlrecht� 
kaum in Übereinstimmung zu bringen ist. 
Das passive Wahlrecht sollte von den Par-
teien für eine Übergangszeit so gestaltet 
werden, dass Menschen mit Behinderungen 
ihrem Bevölkerungsanteil entsprechend mit-
entscheiden können.

�	 EGMR v. 20.5.2010, Alajos Kiss gegen Ungarn, Atz. 38832/06.
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Partizipation bezieht sich heute im poli-
tischen Raum wesentlich auf die Vorberei-
tung und Begleitung von Aktionsplänen oder 
den breit angelegten Beteiligungsprozess 
beim Bundesteilhabegesetz. Die Aktionsplä-
ne, häufig begleitet mit Vereinbarungen zwi-
schen Partnern, haben zwar mehr Verbind-
lichkeit und Kontinuität in Abläufe gebracht, 
allerdings den großen Sprung nach vorn 
bei weitem nicht ergeben. So liegt in Nie-
dersachsen als letztem Bundesland bislang 
nicht einmal ein Aktionsplan vor. Angesichts 
derkonkreten Pläne für das Bundesteilhabe-
gesetz, gibt es von Seiten behinderter Men-
schen erhebliche Bedenken, ob es ein Schritt 
nach vorn oder eben eine Rolle rückwärts 
wird. Über 40 Personen aus Behinderten-
verbänden, Politik und Gesellschaft haben 
über einen langen Zeitraum Zeit, Arbeit und 
Geld investiert. Es bleibt zu befürchten, dass 
der kollektive Schritt nach vorn mit wesent-
lichen Verbesserungen zu Gunsten behin-
derter Menschen ausbleibt. Es sind eher Ein-
schränkungen zu befürchten. Partizipation 
definiert als ein neues Demokratieverständ-
nis, Menschen mit Behinderung in der Po-
litik nicht nur zu dulden, sondern gezielt zu 
fördern und politisch zu platzieren, stößt an 
die Machtinteressen Dritter. Ein von Wohl-
fahrt- und Wohlfahrtspflege organisiertes 
politisches Umfeld hat Eigeninteressen, die 
es verteidigt. In der Regel geht es bei Partizi-
pation um den Handlungsauftrag der Politik 
und nicht um die Verwendung von Geldern. 
Es geht um die Verschiebung von Kompetenz 
und Macht zu Gunsten behinderter Men-
schen. Gerade sie sind im hohen Maße auf 
gesellschaftliche und politische Freiräume 
und die Aufforderung zur politischen Mitent-
scheidung angewiesen.

Auf diese Weise können auch Menschen 
mit Behinderungen politische Identität ent-
wickeln, Selbstbewusstsein aufbauen und 
eigenständige Leitungs- und Entscheidungs-
funktionen übernehmen und in inklusiven 
Systemen einbringen.

Strömungen, politische Entscheidungen 
behinderter Menschen zu stärken, gibt es 
außerhalb des politischen Raums jetzt en-
gagierter denn je. Diejenigen, die sich vor 20 
Jahren für die Verfassungsergänzung und die 
neue Behindertenpolitik eingesetzt haben, 
haben jetzt zusammen mit ihren jüngeren 
Mitstreiterinnen und Mitstreitern die Liga 
Selbstvertretung behinderter Menschen ge-
gründet. Ihre Grundanforderung ist, dass in 
Vorstands- und Leitungsgremien behinderte 
Menschen vertreten sind, die ihre Interes-
senselbst nach außen vertreten.

Menschen mit Behinderungen müssen 
als fachkompetente Bürgerinnen und Bür-
ger in eigener Sache und mit ihrer behin-
dertenspezifischen Lebensgeschichte in Ent-
scheidungen einbezogen werden. Sie wollen 
Mitentscheiderinnen und Mitentscheider in 
allen gesellschaftlichen Bereichen sein.

Assistierte Autonomie und Entschei-
dungshilfen als ergänzende Mitarbeit und 
fachliche Unterstützung sind hier durchaus 
willkommen. Bei politischer Mitentschei-
dung von Menschen mit Behinderung muss 
jedoch von Anfang an die Vertretung durch 
Dritte oder Fremdbestimmung generell aus-
geschlossen werden. So darf keine neue Do-
minanz über Menschen geduldet werden, 
die sich nicht so gut artikulieren können. Es 
darf kein Ersetzen der alten fürsorglichen 
Systeme durch Helfer in modernem Gewand 
geben. Es gilt also, Abhängigkeiten abzubau-
en. Politik muss künftig nicht für Menschen 
mit Behinderungen gemacht werden, son-
dern mit ihnen.

Eine inklusive Politik ohne uns behinderte 
Menschen ist alter Wein in neuen Schläu-
chen.	 ó

û  Karl Finke ist Bundesvorsitzender von Selbstaktiv – Menschen mit Be-
hinderungen in der SPD. Er war Behindertenbeauftragter des Landes Nie-
dersachen von 1990 bis 2014. Er wurde für seine Kampagne gegen Gewalt 
gegen behinderte Menschen und andere Minderheiten mit der Karl von 
Carl-von-Ossietzky-Medaille ausgezeichnet.
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Die Nachfrage nach Gesundheits-, Rehabi-
litations- und Teilhabeleistungen wird in den 
nächsten Jahren stark ansteigen. Das Wachs-
tumspotential des Gesundheitssektors ist 
enorm. Die gesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Effekte dieses Wachstums werden aber 
nur positiv sein, wenn die Arbeitsbedingungen 
in der Gesundheitswirtschaft deutlich ver-
bessert werden, Gesundheitsleistungen in 
Zukunft gerecht finanziert werden und der 
Zugang für alle Bevölkerungsgruppen sicher-
gestellt wird. Die SPD muss sich in diesem Be-
reich dringend besser aufstellen. 

I.	 Nachfrage nach Gesundheits- und Teil-
habeleistungen steigt

Die Nachfrage nach Gesundheits-, Reha-
bilitations- und Teilhabeleistungen wird in 
den nächsten Jahren immer weiter steigen. 
Kennzeichnend dafür sind unter anderem drei 
Phänomene: die steigende Zahl der älteren 
Menschen, die zunehmenden Anforderungen 
der Arbeitswelt sowie die steigende Zahl der 
Menschen, die neu zu uns kommen.

I.1	 Immer mehr Ältere

Die Zahl der älteren Menschen an der Ge-
samtbevölkerung nimmt zu. Das hat Folgen. 
Immer mehr Menschen müssen mit chro-
nischen Erkrankungen, Multimorbidität oder 
Pflegebedürftigkeit versorgt werden. Allein der 
Anteil der Diabetikerinnen und Diabetikern an 
der Bevölkerung wird altersbedingt um rund 
3 Millionen zunehmen. Diese Menschen müs-
sen versorgt werden. Und zwar qualitativ so 
gut, dass sie weiterhin am gesellschaftlichen 
Leben teilhaben können.

„Gesundheit, Rehabilitation und Teilhabe:  
bald ein Luxusgut für Wenige?“ 
von Bettina Schulze

Die Gruppe der älteren Menschen über 65 
Jahre wird von gegenwärtig 15,8 Millionen bis 
zum Jahr 2030 auf 21,8 Millionen steigen. Ins-
besondere der Anteil der über 80-Jährigen wird 
deutlich größer werden, wenn die geburten-
starken Jahrgänge der 50er- und 60er-Jahre ab 
2030 in diese Altersgruppe hinein „wachsen“.

Dies sollte jedoch nicht als Drohkulisse, son-
dern als Herausforderung verstanden werden. 
Zum einen ist der demographische Wandel 
kein Naturereignis, sondern kann durch Zu-
wanderung und gute Integrationspolitik ge-
staltet werden. Zum anderen können auch für 
pflegebedürftige und kranke Menschen Struk-
turen bereitgestellt werden, die eine Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben weiterhin gestat-
ten. Diese Strukturen ermöglichen nicht nur ein 
Altern in Würde, sondern sind wiederum wirt-
schaftlich wertschöpfend und gesellschaftlich 
gewinnbringend. Das Konzept des Mehrgene-
rationenhauses, in dem ältere Menschen und 
Familien mit kleinen Kindern gemeinsam leben 
und sich gegenseitig unterstützen, zeigt auf, 
wie demographischer Wandel für alle gewinn-
bringend organisiert werden kann. 

I.2	 Entgrenzte Arbeitswelt

Unsere Arbeitswelt hat sich seit den 1990er 
Jahren rapide verändert. Der Anteil der  Be-
schäftigten, die mit hohem Termin- und Zeit-
druck konfrontiert sind, ist kontinuierlich an-
gestiegen. In den letzten 10-15 Jahren haben 
sich psychische Störungen und Erkrankungen 
ausgebreitet. Zunehmende Arbeitsplatzunsi-
cherheit, falsche Personalführung, die Zunah-
me innerbetrieblicher Konkurrenz sowie ein 
Anstieg des Arbeits- und Leistungsdrucks in 
der Arbeitswelt sind nachgewiesene Ursachen 
hierfür. Auch die Zahl der Menschen, die an 
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Rückenbeschwerden und Herz-Kreislauf Erkran-
kungen leiden, steigt. 

Diese neuen Erkrankungen müssen im Ge-
sundheitssystem aufgefangen werden. Besser 
wäre es, Maßnahmen zu ergreifen, die die Ge-
sundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in den Betrieben langfristig verbessern und er-
halten. Hierzu wären Prävention, Rehabilitation 
und Gesundheitsförderung, aber auch arbeits-
marktpolitische Maßnahmen vonnöten, die 
prekäre Verhältnisse eindämmen. Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer brauchen aus ar-
beitsrechtlicher und aus gesundheitlicher Sicht 
dringend bessere Arbeitsbedingungen. Nur 
dann kann Stress reduziert und betriebliche Mit-
bestimmung gestärkt werden. Erst ab einem be-
stimmten Maß an Sicherheit ist es zum Beispiel 
für Beschäftigte möglich, betriebliche Präven-
tions- und Gesundheitsförderungsprogramme 
im Betrieb zu erkämpfen. 

Die gesetzliche Anhebung des Rentenalters 
auf 67 Jahre trägt ebenfalls zu Veränderungen 
in der Arbeitswelt bei. Zum einen stehen nicht 
einmal ansatzweise ausreichend Angebote zur 
Gesundheitsförderung und Prävention in den 
Betrieben bereit, um die Arbeitskraft älterer 
Beschäftigter zu erhalten. Zum anderen sind 
Beschäftigte über 60 immer noch so selten 
sozialversicherungspflichtig beschäftigt, dass 
die Verlängerung der Lebensarbeitszeit bisher 
als Rentenkürzung wirkt. Diesem Phänomen 
wurde mit der Einführung der Rente ab 63 bei 
45 Beitragsjahren zum Teil begegnet. Struktu-
rell ändert es aber nichts daran, dass älteren 
Beschäftigten auch die Chance zur Teilhabe am 
Arbeitsmarkt gegeben werden muss, wenn es 
politisch gewünscht ist, dass sie länger arbeiten. 
Das ist bisher nicht der Fall.

I.3	 Migration und Integration

Deutschland ist ein Einwanderungsland. Ins-
gesamt wurden seit den 1990er Jahren etwa 23 
Millionen Zuzüge vom Ausland nach Deutsch-
land registriert. Im gleichen Zeitraum sind rund 

17 Millionen Menschen aus dem Bundesgebiet 
ins Ausland fortgezogen. Knapp 6 Millionen 
sind also zusätzlich zu uns gekommen (Migra-
tionsbericht BAMF). Menschen mit Migrations-
bezügen aus der Türkei stellen mit 2,8 Millionen 
in Deutschland die größte Gruppe mit auslän-
dischen Wurzeln dar. Mehr als die Hälfte von 
ihnen (1,5 Millionen) ist in Deutschland geboren. 
Insbesondere im Jahr 2015 sind viele Geflüchtete 
zu uns gekommen. Ihre gesundheitliche Versor-
gung ist bisher nicht ausreichend sichergestellt.

Für Migrantinnen und Migranten gibt es 
größere Barrieren beim Zugang zur gesundheit-
lichen Versorgung als für Menschen der Mehr-
heitsgesellschaft. Das gilt insbesondere für ge-
sundheitliche Leistungen, die Antragsleistungen 
sind –  wie zum Beispiel die Leistungen zur medi-
zinischen Rehabilitation. Diese werden von Men-
schen mit türkischem Migrationshintergrund 
viel seltener in Anspruch genommen, obwohl 
ein hoher Bedarf besteht. Hier wirkt insbesonde-
re der schwierige Antragsweg über komplizierte 
Formulare an den Leistungsträger gepaart mit 
einer hohen Ablehnungsrate der Krankenkassen 
leistungsvermeidend. Diese Zugangshürden 
müssen dringend abgebaut werden, um eine 
Versorgung sicher zu stellen, die den tatsäch-
lichen medizinischen Bedarfen entspricht. Auch 
für Geflüchtete müssen Konzepte entwickelt 
werden, wie ihre gesundheitliche Versorgung 
sichergestellt werden kann. Die Gesundheits-
karte ist ein guter Anfang, reicht aber nicht aus, 
um den tatsächlichen Zugang sicherzustellen.

I.4	 Alter, Beschäftigungsbedingungen und 
Migration: Die Nachfrage nach Gesund-
heitsleistungen wird steigen.

Der Bedarf an Gesundheitsleistungen wird 
in den nächsten Jahren nicht nur, aber auch auf-
grund dieser beschriebenen Entwicklungen stei-
gen. Prognosen zufolge wird die Nachfrage bis 
2030 um rund 2,9 Prozent wachsen. 

Schon jetzt steigt der Anteil des Gesund-
heitsmarktes am BIP seit Jahren. Er betrug 2013 
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11,5 Prozent. Trotz der guten Konjunktur steigen 
die Einnahmen der GKV jedoch weniger stark 
als die Ausgaben. Dies wird sich in zunehmend 
steigenden Beitragssätzen bemerkbar machen, 
die seit 2007 die Beschäftigten allein tragen 
müssen (Zusatzbeitrag). Die steigenden Ausga-
ben des Gesundheitswesens werden also nicht 
gerecht zwischen Beschäftigten und Arbeitge-
bern aufgeteilt, sondern belasten einseitig die 
Arbeitnehmerschaft. 

Die Zahl der Patienten wird sich immer wei-
ter erhöhen. Dabei ist die  medizinische Ver-
sorgung regional sehr unterschiedlich. In länd-
lichen Gebieten ist der Zugang insbesondere 
zur Facharztversorgung bereits jetzt schwierig, 
während in Ballungszentren, wie Hamburg oder 
Stuttgart, Überversorgung herrscht. Studien be-
legen zudem seit 30 Jahren übereinstimmend, 
dass Menschen mit einem geringen soziöko-
nomischen Status ein höheres Risiko für viele 
chronische Erkrankungen haben. Die stärkere 
Verbreitung von Krankheiten und Gesundheits-
beeinträchtigungen sowie diesen zugrunde 
liegenden Risikofaktoren schlagen sich letztlich 
in einer höheren vorzeitigen Sterblichkeit und 
einer um 5 bis 10 Jahre geringeren mittleren Le-
benserwartung bei Geburt nieder. 

II.	 Die Ökonomisierung des Gesundheits-
wesens

Das Gesundheitswesen ist Teil der wirt-
schaftlichen Wertschöpfung. Jedoch sind Ge-
sundheitsleistungen kein normales wirtschaft-
liches Gut, sondern Teil der Daseinsvorsorge, die 
alle Menschen gleich zugänglich sein muss. Der 
Wandel dieses Sektors in den letzten Jahren hat 
nicht nur positive Effekte für Versorgung und 
Beschäftigung. 

II.1	 Privatisierung der öffentlichen Daseins-
vorsorge

Die Privatisierung der öffentlichen Daseins-
vorsorge wie Strom, Energie oder öffentliche 
Dienstleistungen hat auch vor dem Gesund-

heitswesen nicht halt gemacht. Dabei hat vor 
allem die stationäre Krankenhausversorgung 
eine starke Veränderung durchlaufen. Waren 
bis zu den 1990er Jahren noch fast alle Kran-
kenhäuser in kommunaler, kirchlicher oder ge-
meinnütziger Trägerschaft, dominieren inzwi-
schen große private Ketten wie zum Beispiel 
Helios, Rhön oder Asklepios den Markt. Mit der 
Einführung der sogenannten Fallpauschalen 
(DRGs) 2004 wurde das Selbstkostendeckungs-
prinzip der Krankenhäuser abgeschafft und 
der Zugang privater Investoren auf dem Markt 
attraktiv. Bis heute hält dies Entwicklung an.

II.2	 Attraktive und nicht attraktive medizi-
nische „Fälle“ 

Mit der Einführung der Fallpauschalen 
wurden in den Krankenhäusern Prozesse in 
Gang gesetzt, die dazu führen, dass medizi-
nische Behandlungen der Kosten-Nutzen-
Logik unterworfen sind. Denn medizinische 
Leistungen werden pro Fall abgerechnet. Das 
bedeutet, dass lukrative Fallpauschalen wie 
Gelenkoperationen oder Herzeingriffe für 
Krankenhäuser sehr attraktiv sind und die 
Zahl der Operationen in diesem Bereich im-
mer mehr zunimmt. Auch bestehen für die 
Krankenhäuser dadurch Anreize die Verweil-
dauer im Krankenhaus möglichst gering zu 
halten, um für einen „Fall“ möglichst wenig 
Personal und Ressourcen einzusetzen. Zeit-
aufwändige Gespräche oder Pflegetätigkeiten 
sind rein betriebswirtschaftlich gesehen für 
Krankenhäuser unattraktiv. Zudem sind Kran-
kenhäuser dazu übergegangen, sämtliche 
Servicetätigkeiten an Tochtergesellschaften 
auszulagern um Kosten zu sparen.

Die Folgen sind für die Patientinnen und Pa-
tienten und vor allem für das Pflegepersonal 
sehr deutlich spürbar. Insbesondere beim Pfle-
gepersonal ist in den letzten Jahren eingespart 
worden. Das geht zu Lasten der Behandlungs-
qualität. Auch hat sich die Zeit, nach der die Pa-
tientinnen und Patienten im Krankenhaus ent-
lassen werden, extrem verkürzt. Sogenannte 
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„blutige Entlassungen“� aus dem Krankenhaus 
sind Ausdruck der Ökonomisierung des Kran-
kenhauswesens. 

II.3	 Marktkonzentration: Beispiel Rehabili-
tationsbranche

Einrichtungen der Gesundheitsversorgung 
geraten zunehmend unter Druck. Das wird 
zum Beispiel an Rehabilitations- und Vorsorge-
einrichtungen deutlich. Obwohl die Fallzahl für 
Patientinnen und Patienten in der Reha steigt, 
wurde die Bettenzahl der Rehabilitations- und 
Vorsorgeeinrichtungen in den letzten Jahren 
weiter verringert. Auch die Zahl der Häuser ist in 
den letzten Jahren kontinuierlich gesunken. Der 
steigende Kostendruck und die teilweise Unter-
finanzierung haben zur Folge, dass die Einrich-
tungen an die Grenzen der Belastbarkeit stoßen. 

Vielen Rehabilitationseinrichtungen ist es 
nicht möglich, mit den vorgegebenen Tages-
sätzen kostendeckend zu arbeiten. Das aktu-
elle „aktiva-Gutachten�“ zeigt, dass die Ver-
gütungssatzanpassungen zum Teil deutlich 
unter den ermittelten Kostensteigerungen 
lagen, was die Häuser dazu zwingt, an ihre 
Wirtschaftlichkeitsreserven zu gehen. Auch 
deshalb haben sich in der Vergangenheit Kli-
nikkonzerne zusammengeschlossen. Die Re-
haträger müssen sich darauf einstellen, dass 
dieser Trend sich in Zukunft fortsetzen und die 
Zahl kleiner Kliniken weiter sinken wird. 

II.4	 Wachstum, Wachstum, Wachstum

Das Gesundheitswesen ist heute, gemes-
sen an der Wertschöpfung und der Beschäfti-
gung, einer der größten Wirtschaftssektoren 
in Deutschland. Und sein Gewicht wird in den 
nächsten Jahren weiter zunehmen. Die Gesund-
heitswirtschaft gibt außerdem wichtige Impul-
se in viele andere Wirtschaftszweige hinein. 

�	 Gemeint ist eine vorzeitige Entlassung von Patienten aus dem Kranken-
haus aus wirtschaftlichen Gründen.
�	 „Gutachten zur aktuellen und perspektivischen Situation der Einrich-
tungen im Bereich der medizinischen Rehabilitation“ - Aktualisierung Ok-
tober 2015 
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Rund 4 Millionen Beschäftigte erbringen die 
Gesundheits- und Sozialdienstleistungen. Bis 
zum Jahr 2030 wird eine Erhöhung der Erwerbs-
tätigenzahl im Gesundheitswesen auf 4,7 Millio-
nen Beschäftigte erwartet. Der demographische 
Wandel, der medizinisch-technische Fortschritt 
sowie die hohe Personalintensität führen zu 
einer Erhöhung der Bruttowertschöpfung von 
1,7  Prozent. Der Gesundheits- und Sozialbereich 
ist damit einer der zukünftigen Wachstumsbe-
reiche in Deutschland.

III.	Die Gesundheitswirtschaft: Branche für 
nachhaltiges Wachstum und gute Be-
schäftigung?

Die Gesundheitswirtschaft hat gute Aus-
sichten: die Nachfrage steigt. Doch ob diese 
Nachfrage sich auch wirklich in einem im wahrs-
ten Sinne des Wortes „gesunden Wachstum“ 
niederschlägt, hängt von drei wichtigen Fak-
toren ab. Zum einen muss die dort geleistete 
Arbeit auch gute Arbeit sein, die den Menschen 
ein ausreichendes Einkommen und eine gute 
Gesundheit ermöglicht. Zum zweiten, muss das 
Gesundheitssystem sozial gerecht finanziert 
werden. Dies ist aufgrund der von schwarz-rot 
aufgekündigten Parität zwischen Arbeitgebern 
und Versicherten aktuell nicht der Fall. Zum drit-
ten, muss sichergestellt sein, dass alle Menschen 
uneingeschränkten Zugang zu Gesundheits- 
und Teilhabeleistungen haben. Ist der Zugang 
auf diejenigen mit hohem sozioökonomischen 
Status beschränkt, ist eine bedarfsgerechte Ver-
sorgung nicht gewährleistet.

III.1	 Gute Arbeit in der Gesundheitsbranche?

Insgesamt sind im Gesundheitswesen über 
fünf Millionen Menschen beschäftigt. Damit 
zählt der Gesundheitssektor zu den größten 
Branchen in Deutschland und wird oft schon 
als „Jobmotor“ gepriesen. Studien zeigen aller-
dings, dass es in der Gesundheitsbranche Be-
reiche mit sehr schlechten Arbeitsbedingungen 
gibt. Besonders schlecht sind die Arbeitsbedin-
gungen bei geringer qualifizierten Berufsgrup-

pen und in der Altenhilfe. Das Gesundheitswe-
sen ist vorrangig eine Frauenbranche. Gut drei 
Viertel aller Beschäftigten sind weiblich. Das 
schlägt sich auf das Lohnniveau nieder. Über 2,5 
Millionen Menschen arbeiten in Teilzeit oder 
geringfügiger Beschäftigung. Den höchsten 
Anteil an Teilzeitbeschäftigten gibt es in der 
ambulanten Pflege.

An vielen Stellen im Gesundheitswesen 
herrscht derzeit akuter Personalmangel. Eine 
wesentliche Ursache dafür ist, dass Gesund-
heitseinrichtungen unter einem enormen 
Wettbewerbsdruck stehen. Viele Arbeitgeber 
geben diesen Druck an die Beschäftigten wei-
ter. Vorherrschende Themen in den Betrieben 
und Einrichtungen sind Personalabbau, Dequa-
lifizierung durch Verschiebung von Tätigkeiten 
auf geringer qualifizierte und daher schlechter 
entlohnte Beschäftigte, Aufspaltung von Un-
ternehmen und Flucht aus Tarifverträgen. 

Nach Berechnungen der Gewerkschaft ver.
di fehlen allein in den Krankenhäusern derzeit 
162.000 Stellen. Dies gefährdet Patienten und 
die Gesundheit der Beschäftigten. Diejenigen, 
die sich tagtäglich rund um die Uhr um die Ge-
sundheit der Bevölkerung kümmern, laufen Ge-
fahr, durch diese Arbeit selbst krank zu werden.

Nicht nur die Gesundheitsforscher des 
Instituts für Arbeit und Technik (IAT) der Uni 
Duisburg plädieren dafür, dass die Arbeitsbe-
dingungen in der Gesundheitswirtschaft ent-
scheidend verbessert werden: Deutschland 
braucht ein Arbeitsgestaltungsprogramm für 
das Gesundheitswesen. Sonst wird der wach-
sende Sektor weder gute Arbeit noch eine gute 
Versorgung garantieren können.

III.2	 Gerechte Finanzierung? Fehlanzeige.

Die meisten Gesundheitsausgaben trägt 
die gesetzliche Krankenversicherung, in der 
rund 88 Prozent der Bevölkerung versichert 
sind. Doch das Beitragssystem könnte unge-
rechter nicht sein.
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Beiträge zur GKV werden bei den Pflichtver-
sicherten nur auf Löhne, Gehälter und Renten 
sowie Transfereinkommen erhoben. Kapitalein-
künfte bleiben außen vor. Zudem müssen Bei-
träge nur bis zur Beitragsbemessungsgrenze in 
die Gesetzliche Krankenversicherung eingezahlt 
werden. Für diejenigen, die über der Beitragsbe-
messungsgrenze verdienen, wird eine Privatver-
sicherung und damit der Entzug aus dem Soli-
darsystem möglich. Beamte und Selbstständige 
haben ebenfalls aufgrund unterschiedlicher ge-
setzlicher Regelungen hohe Anreize, sich privat 
zu versichern. 

Die Beschränkung auf bestimmte Einkom-
mensarten und die Beitragsbemessungs-
grenze verletzen die Solidarität. Einkommens-
schwächere zahlen de facto einen höheren 
Beitragssatz. In unserem aktuellen System gilt: 
Wer besonders viel verdient, wird relativ we-
niger belastet als ein GKV-Mitglied mit nied-
rigem Einkommen. Von dem aktuellen System 
profitieren die Bezieherinnen und Bezieher 
hoher Einkommen sowie Pflichtversicherte, 
die über Einkünfte aus Kapitalvermögen ver-
fügen. Wenn es diese Einschränkungen nicht 
gäbe, dann könnten die Beitragssätze sinken 
und die Bezieherinnen und Bezieher niedriger 
Einkommen würden entlastet. 

Noch ungerechter wird dieses System da-
durch, dass die aktuelle große Koalition die 
Parität in der Gesetzlichen Krankenkasse auf-
gegeben hat und den Beitrag der Arbeitgeber 
eingefroren hat. Damit tragen alle zukünf-
tigen Beitragssatzsteigerungen die Versicher-
ten der Gesetzlichen Krankenkassen allein. Die 
steigenden Kosten werden einseitig auf Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit ge-
ringen und mittleren Einkommens abgewälzt. 
Aus der Gerechtigkeitsperspektive ein Skandal 
sondergleichen. 

III.3	 Zugang zur Versorgung für alle? 

Noch immer sind im Gesundheitssystem so-
zial Schwache, die ländliche Bevölkerung und 

Menschen mit Migrationshintergrund benach-
teiligt. Auch Menschen mit Behinderungen ha-
ben oftmals Probleme, Zugang zu einer ange-
messenen und gleichberechtigten Versorgung 
zu erhalten. Pflegebedürftige und ältere Men-
schen müssen ebenfalls um ihre Rechte kämp-
fen. Flüchtlingen ist der Zugang oftmals sogar 
komplett verwehrt. 

Um Abhilfe zu schaffen, gilt es, gesellschaft-
lich gegen Diskriminierung und Ausgrenzung 
vorzugehen. Es muss aber auch darüber nach-
gedacht werden, ob die Effekte des Wettbe-
werbs im Gesundheitswesen nicht zu große 
Verwerfungen mit sich bringen. Wenn zum 
Beispiel aufgrund des Kassenwettbewerbs 
Krankenkassen anfangen bei der Qualität von 
Inkontinenzmitteln zu sparen oder Kranken-
häuser das Personal auf das niedrigste Level zu 
reduzieren, wird eine bedarfsgerechte Versor-
gung nicht möglich sein.

III.4	 Fazit: Aufgabe für die Sozialdemokratie

Die Gesundheitswirtschaft kann ein Mo-
tor für nachhaltiges und gutes Wachstum 
unserer Volkswirtschaft sein. Hierzu muss die 
Politik die Rahmenbedingungen aber deutlich 
verändern. Gute Arbeitsbedingungen und ge-
rechte Löhne, eine Finanzierung, die auch die 
Wohlhabenden mit einbezieht und eine Si-
cherstellung von Zugängen zur Gesundheits-
versorgung auch für schwächere Gruppen der 
Gesellschaft: Davon sind wir weit entfernt. 
Die SPD sollte sich auf die Fahnen schreiben, 
die Potenziale der Gesundheitswirtschaft zu 
nutzen. Hierfür muss sie aber besonders im 
Bereich der Finanzierung deutlichere Töne 
anschlagen und gesellschaftliche Mehrheiten 
für ein Reformprojekt werben. Hierzu braucht 
sie vor allem eines: den Mut, sich klar für sozi-
ale Gerechtigkeit einzusetzen. 	 ó

û  Bettina Schulze (34) war 2009-2013 stellv. Juso Bundesvorsitzende. 
Sie ist SPD-Abteilungsvorsitzende in Berlin Mitte und engagiert sich beim 
Politikdiplom des Juso-Bundesverbands. Sie arbeitet als Referentin im ge-
sundheitspolitischen Bereich. 
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Inklusion ist ein Menschenrecht 
von Horst Frehe

Mit der Verabschiedung des „Übereinkom-
mens über die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen – Behindertenrechtskonvention 
(UN-BRK)“ der Vereinten Nationen 2006 und 
ihrem Inkrafttreten nach Ratifizierung durch 
den Bundestag und Bundesrat 2009 hat die 
Diskussion um Inklusion neuen Schwung und 
eine neue Qualität gewonnen. Die UN-BRK ist 
damit für den Bund und die Länder zu einem 
verbindlichen Bundesgesetz geworden, das 
hinsichtlich der Diskriminierungsvorschriften 
unmittelbar anzuwenden ist und im Übrigen 
die Rechtsetzung und Rechtsprechung über 
das Benachteiligungsverbot Behinderter im 
Artikel 3 Absatz 3 Satz 2 Grundgesetz (GG) bin-
det. Dabei beschränkt sich die Debatte nicht 
nur auf eine inklusive Erziehung und Bildung. 
Es geht längst um die inklusive Gestaltung der 
gesamten Gesellschaft und ihrer sozialen In-
frastruktur.

Was bedeutet „Inklusion“ für die Gestaltung 
der Behindertenpolitik?

Die Forderung nach Inklusion – als Gegen-
satz von Ausschluss – reagiert auf eine immer 
noch gängige Praxis, Menschen mit Behin-
derungen aus dem öffentlichen Leben zu ver-
bannen, sie gesonderten und aussondernden 
Institutionen zu überantworten, physische 
und kommunikative Zugangsbarrieren für eine 
gleiche Teilhabe aufzubauen, die Beeinträchti-
gung behinderter Menschen als “vermeidbares 
Übel“ zu propagieren und ihnen Mitleid für ihr 
„schweres Schicksal“ und Fürsorge in einem 
(aus-)gesonderten Setting entgegenzubrin-
gen. Die UN-BRK selbst definiert nur indirekt 
den Begriff Inklusion, indem sie 

ò	 den Ausschluss Behinderter aus dem öf-
fentlichen Leben in Artikel 2 als Diskrimi-
nierung geißelt, 

ò	 die Barrierefreiheit als Zugangsvorausset-
zung für eine unabhängige Lebensfüh-
rung und volle Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben in Artikel 9 voraussetzt, 

ò	 die selbstbestimmte Lebensführung in 
einem inklusiven Gemeinwesen in Arti-
kel 19 mit dem Zugang zu den benötigten 
Unterstützungssystemen einfordert und 
das Verbot der Verweisung auf Sonderein-
richtungen ausspricht,

ò	 das Recht auf eine inklusive lebenslange 
Bildung in Artikel 24 verankert,

ò	 einen offenen, inklusiven und zugäng-
lichen Arbeitsmarkt in Artikel 27 einfor-
dert, auf dem behinderte Menschen ihren 
Lebensunterhalt verdienen können, 

ò	 das Recht auf eine gleichberechtigte Teil-
nahme am kulturellen Leben in Artikel 30 
zusichert 

ò	 und die Sicherstellung der Teilhabe am 
politischen und öffentlichen Leben in Ar-
tikel 29 vorschreibt.

In all diesen Bereichen haben wir in Deutsch-
land auf Grund unserer Geschichte des Aus-
schlusses Behinderter bis hin zu ihrer Vernich-
tung einen hohen Nachholbedarf an inklusiver 
und diskriminierungsfreier Ausgestaltung der 
Teilhabemöglichkeiten. Das bedeutet, dass 
eine auf die Organisation des Bildungssystems 
beschränkte Diskussion sich ebenso verbietet 
wie die alleinige Orientierung auf physische 
Barrieren oder andere Zugangshindernisse. 
Grundsätzlich ist „Inklusion“ auch kein be-
hindertenspezifisches Thema, sondern ein 
Strukturprinzip, das z.B. die Einbeziehung von 
Flüchtlingen, von Menschen unterschiedlicher 
Herkunft und Ethnie, von Alten und Pflegebe-
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dürftigen, von angestammten Bewohnerinnen 
und Bewohnern mit den Neuhinzugezogenen, 
die Berücksichtigung von Einkommensunter-
schieden und Lebenssituationen in den Quartie-
ren sowie die Gendergerechtigkeit voraussetzt. 
Dieses Gestaltungsprinzip ist aber besonders 
im Behinderungsbereich Neuland, der bisher 
von dem „Integrations- und Rehabilitationsan-
satz“ geprägt war. Danach erbringt die Mehr-
heitsgesellschaft Leistungen für behinderte 
Menschen, damit sie sich in die bestehende 
Gesellschaft eingliedern können. Sie sind es, die 
die Anpassungsleistungen zu erbringen haben. 
Ihr vorgängiger Ausschluss wird nicht in Frage 
gestellt. Dagegen fordert der Inklusionsansatz 
die Veränderung der gesamten Gesellschaft, 
ihrer tradierten Vorstellungen und Vorurteile, 
die Beseitigung von Zugangsbarrieren und 
Ausschlussmechanismen sowie die Berücksich-
tigung der Bedarfe von Menschen mit Beein-
trächtigungen und ihre Anforderungen an eine 
Gestaltung des sozialen Gemeinwesens. 

Welche vorrangigen Politikfelder müssen in-
klusiv umgestaltet werden?

Bereits bei der Definition der „Behinde-
rung“ in der Präambel unter e) und in Artikel 
1 Satz 2 legt die UN-BRK den Grundstein für 
eine andere Sichtweise auf dieses Phänomen: 
Behinderung ist danach die Wechselwirkung 
der Beeinträchtigungen Behinderter mit den 
einstellungs- und umweltbedingten Barrieren. 
Vereinfacht: Man ist nicht behindert, man wird 
behindert! Daraus folgt, dass nicht die behin-
derten Menschen im Fokus stehen, sondern die 
sie behindernden Vorurteile, Einschränkungen 
und Strukturen. Damit müssen abwertende 
Einstellungen, diskriminierende Verhaltenswei-
sen und ausgrenzende Strukturen sichtbar ge-
macht und überwunden werden.

Der Diskriminierungsschutz und die Barri-
erefreiheit müssen ausgeweitet werden.

Das bedeutet eine Ausweitung des Diskri-
minierungsschutzes, der sich nicht nur auf 

den öffentlichen Bereich beschränken darf. 
Das Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) 
beschränkt sich aber auf den öffentlichen 
Bereich. Nur eine weitgehend wirkungslose 
Bestimmung über die Zielvereinbarung (§ 5 
BGG) verpflichtet die Privaten mit den Behin-
dertenverbänden über die Beseitigung von 
Barrieren zu verhandeln. Zu einem Abschluss 
einer Vereinbarung sind sie nicht verpflichtet. 
Die UN-BRK sieht aber die Verpflichtung zu 
„angemessenen Vorkehrungen“ für alle An-
bieter von Leistungen vor, öffentliche wie pri-
vate. Bei den „angemessenen Vorkehrungen“ 
geht es nicht um ruinöse Anforderungen an 
die Barrierefreiheit. Es kann nur das gefordert 
werden, was den Verpflichteten nicht unbil-
lig belastet oder finanziell überfordert. Das 
können die Beseitigung einer Eingangsstufe 
bei einem Restaurant oder eines Drehkreuzes 
im Laden, die Mitnahmeverpflichtung von 
Blindenführ- und Assistenzhunden in Taxis, 
der Verzicht von Frames bei der Gestaltung 
einer Web-Site, die Stellung eines Gebärden-
sprachdolmetschers oder Schriftmittlers bei 
einer öffentlichen Veranstaltung, die Unterti-
telung oder Audiodeskription von Spielfilmen 
privater Fernsehprogramme, die Erläuterung 
und Übertragung schwieriger Texte in leich-
te Sprache etc. sein. Deutschland wurde nach 
dem ersten Staatenbericht über die Umset-
zung der UN-BRK von dem Ausschuss für die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen 
(UN-Ausschuss) in seinen „Abschließenden 
Bemerkungen“ vom 13.4.2015 dafür gerügt, 
dass der private Bereich bei der Verpflichtung 
zur Barrierefreiheit nicht einbezogen worden 
ist. Dieses ist auch im gegenwärtigen Novel-
lierungsgesetz zum BGG nicht vorgesehen. 
Dabei könnte die Verpflichtung Privater mit 
einer Aufnahme der Versagung „angemes-
sener Vorkehrungen“ als Benachteiligung 
Behinderter im Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG) und der Einführung des 
Schlichtungsverfahrens bei der Verweige-
rung angemessener Vorkehrungen im BGG 
ohne Risiko geregelt werden. Offensichtlich 
fehlt der Bundesregierung das Bewusstsein 
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für die Bedeutung der Barrierefreiheit der 
von Privaten beherrschten Infrastruktur. Ein 
inklusives Gemeinwesen setzt aber die voll-
ständig barrierefreie öffentliche Infrastruktur 
des Umfeldes voraus.

Der Arbeitsentwurf zum Bundesteilhabe-
gesetz überwindet nicht die Ausgrenzung.

Mit dem „Arbeitsentwurf für ein Bun-
desteilhabegesetz (BTHG)“ verspricht das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
eine „Stärkung der Teilhabe und Selbstbe-
stimmung von Menschen mit Behinderung“ 
– so der Untertitel des Entwurfes. Tatsächlich 
droht die Einschränkung der Teilhabe und 
Selbstbestimmung durch das neue Gesetz. 
Dort wird das Wunsch- und Wahlrecht für 
die Leistungen der Eingliederungshilfe einge-
schränkt, die Auswahlmöglichkeit verschie-
dener Unterstützungsleistungen auf den 
preisgünstigsten Anbieter beschränkt, eine 
Verpflichtung zur gemeinschaftlichen Orga-
nisation der Hilfeleistungen bei ehrenamt-
lichen Tätigkeiten und die Beschränkung auf 
den Kostenersatz für Angehörige eingeführt 
und damit die Möglichkeit der „Persönlichen 
Assistenz“ abgeschafft und mit Pauschal-
vergütungen eine individuelle und bedarfs-
gerechte Organisation der Hilfen durch die 
Bevorzugung heimähnlicher Strukturen ver-
hindert. Die vorgesehenen Regelungen ver-
stoßen eindeutig gegen Artikel 19 UN-BRK, 
der eine bedarfsgerechte individuelle Unter-
stützung in der eigenen Wohnung, insbeson-
dere in der Form der „Persönlichen Assistenz“, 
einfordert und die Verweisung auf eine Un-
terbringung in einer Behinderteneinrichtung 
gegen den eigenen Willen verbietet. Auch 
die Erbringung von Leistungen der sozialen 
Teilhabe ohne Anrechnung von Einkommen 
und Vermögen, die Behinderte erst in die 
Lage versetzt, in gleicher Weise am gesell-
schaftlichen Leben teilzuhaben, wird nicht 
eingelöst und bei einem zusätzlichen Pfle-
gebedarf auf das bisherige Sozialhilfeniveau 
zurückgeführt. Der Verzicht auf die Einkom-

mens- und Vermögensheranziehung würde 
nach Einschätzung der Unterarbeitsgruppe 
Quantifizierung ca. 200 Millionen Euro aus-
machen (vgl. Protokoll vom 5.2.2015 S. 2). Be-
rücksichtigt man, dass diese Summe nur ca. 
1,5 Prozent der Kosten der Eingliederungshil-
fe ausmacht, wird die kleinkarierte Haltung 
der Leistungsträger (Länder und Kommunen) 
deutlich. Der Entwurf setzt nicht Artikel 19 
UN-BRK um, sondern verstärkt die Benach-
teiligung und Ausgrenzung Behinderter. 

Die inklusive Lösung in der Kinder- und Ju-
gendhilfe ist noch nicht in Sicht

Gleichzeitig wird vom Bundesfamilienmi-
nisterium an einer inklusiven Lösung für die 
Eingliederungshilfe für Kinder und Jugend-
liche gearbeitet. Wenn Kinder nicht mehr 
in „Sonder“-Kindergärten sondern inklusiv 
gefördert und erzogen werden sollen, muss 
dieses verpflichtend und nicht nur als Option 
im Kinder- und Jugendhilferecht des SGB VIII 
verankert werden. Eine Trennung der Zustän-
digkeiten für behinderte und nichtbehinder-
te Kinder ist ebenso zu überwinden wie die 
Trennung zwischen geistig und körperlich 
und seelischbeeinträchtigten Kindern, wie sie 
derzeit geregelt ist. Eine inklusive Praxis der 
Kinder- und Jugendhilfe kann nur entstehen, 
wenn sie für alle Kinder und Jugendlichen zu-
ständig ist – unabhängig vom Vorliegen, der 
Schwere und Form der Beeinträchtigung. Das 
setzt auch eine enge Verzahnung der Hilfe zur 
Erziehung mit denen der Eingliederungshilfe 
voraus. Eine inklusive Jugendarbeit der freien 
Jugendhilfeträger muss gesetzlich verankert 
werden. Bisher sind diese Angebote weitge-
hend exklusiv. Da Kinder- und Jugendhilfe 
zum Schutz der Kinder in die Erziehungs-
hoheit der Eltern eingreifen kann, bedarf es 
einer klaren Abgrenzung der Vorschriften 
zur Inobhutnahme des Jugendamtes bei Ge-
fährdung des Kindeswohls zu dem zu kodifi-
zierenden Rechtsanspruch der behinderten 
Eltern auf Elternassistenz und begleitete El-
ternschaft. Es geschieht immer noch häufig, 
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dass insbesondere Eltern mit einer geisti-
gen Beeinträchtigung und reduzierter Erzie-
hungskompetenz das Kind weggenommen 
und Pflegeeltern übergeben wird. Der Unter-
stützungsanspruch der Eltern muss Vorrang 
vor externer Unterbringung haben und darf 
nur versagt werden, wenn das Kindeswohl 
es gebietet. Nach Artikel 23 Absatz 4 UN-BRK 
gewährleisten die Vertragsstaaten, dass ein 
Kind nicht gegen den Willen seiner Eltern von 
diesen getrennt wird, es sei denn mit einer 
gerichtlichen Entscheidung zum Kindeswohl. 
Zur Inklusion und Teilhabe gehört, dass be-
hinderte Menschen ohne Einschränkungen 
und Nachteile heiraten und eine Familie 
gründen dürfen. Das ist gegenwärtig nicht 
sichergestellt.

Inklusive Bildung setzt die Reform der Län-
der-Schulgesetze voraus.

Insbesondere bei der Regelung der Schul-
assistenz zum Besuch einer allgemeinen 
Schule muss sichergestellt werden, dass die 
inklusive Beschulung als Aufgabe und Fi-
nanzierung nicht auf die Sozial- und Jugend-
hilfeträger abgeschoben wird, sondern die 
Herstellung inklusiver Bedingungen für den 
gemeinsamen Unterricht eine Aufgabe der 
Schule wird. Die inklusive Ausrichtung der 
Schulorganisation und Anpassung der Schul-
gesetze auf Landesebene muss die Umwand-
lung aller Schulen zu inklusiven Schulen vor-
sehen. Z.B. muss eine enge Verknüpfung von 
inklusivem Unterricht und weiteren Förder-
angeboten in der Ganztagsschule erfolgen. 
Wenn der Unterricht in der gebundenen 
Ganztagsschule inklusiv ist, muss dieses auch 
für die erweiterten Angebote gelten, sowohl 
für die Freizeitangebote als auch für die „heil-
pädagogische“ Förderung. Eine solche Lösung 
kann nur parallel und verzahnt mit dem Ge-
setzgebungsverfahren zum BTHG erfolgen. 
Es liegt der Öffentlichkeit aber bisher nicht 
einmal ein Arbeitsentwurf für die Reform des 
Kinder- und Jugendhilferechts vor. Völlig un-
klar bleibt, wie die Länder bei der Reform ihrer 

Schulgesetze eingebunden werden. Der UN-
Ausschuss zeigte sich besorgt darüber, dass 
der Großteil der behinderten Schülerinnen 
und Schüler in segregierten Förderschulen 
unterrichtet wird und forderte eine Strate-
gie, in allen Bundesländern ein inklusives Bil-
dungssystem umzusetzen. Er empfiehlt, die 
Regelschulen sofort zu verpflichten, behin-
derte Kinder aufzunehmen und dieses Recht 
als klagbaren Anspruch auszugestalten. Die 
Verweigerung inklusiver Bildung ist eine Dis-
kriminierung und Verletzung von Artikel 24 
UN-BRK, gegen die auch ohne eine weitere 
Umsetzung in nationales Recht direkt geklagt 
werden kann. Eine Novellierung der Schulge-
setze der Länder ist daher eine vordringliche 
Aufgabe zur Umsetzung der Inklusion.

Menschen mit Behinderungen haben An-
spruch auf eine inklusive Beschäftigung.

In Art. 27 Abs. 1 Satz 1 UN-BRK wird ein 
weitreichender Anspruch behinderter Men-
schen auf Teilhabe am Arbeitsleben formu-
liert. Sie haben danach das gleiche Recht auf 
Arbeit mit einem Arbeitseinkommen, das für 
den Lebensunterhalt ausreicht, in einem of-
fenen, integrativen (inklusiven) und zugäng-
lichen Arbeitsmarkt. Der weitgehende Aus-
schluss vom allgemeinen Arbeitsmarkt und 
die Zuweisung zu Werkstätten für behinderte 
Menschen (WfbM) ohne Chance auf ein an-
gemessenes Einkommen sind damit konven-
tionswidrig. Der UN-Ausschuss fordert daher, 
dass Arbeitsplätze insbesondere für behin-
derte Frauen geschaffen und WfbM sukzessiv 
abgeschafft werden. Daher steht die Aufga-
be, die WfbM mindestens „nach oben“ zu öff-
nen und Instrumente für den Übergang auf 
den allgemeinen Arbeitsmarkt zu schaffen. 
Es wurde bereits die „Unterstützte Beschäf-
tigung‘“ im SGB IX eingeführt. Dieses Instru-
ment führt aber bisher ein Schattendasein, 
da die Anforderungen an die Förderung zu 
hoch sind und die finanzielle Ausstattung zu 
niedrig ist. Als weiteres Instrument soll mit 
dem BTHG das „Budget für Arbeit“ kodifi-
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ziert werden. Auch wenn die Einführung des 
Budgets für Arbeit ein deutlicher Fortschritt 
ist, bleibt es ein Einsparungskonzept. Es wird 
kaum wirksam sein, wenn die eingesparten 
Aufwendungen der Grundsicherung und der 
Rentenversicherungsbeiträge des Bundes, 
die er bei einer Beschäftigung in der WfbM 
zu leisten hätte, nicht in das Budget für Ar-
beit einfließen. Der Zuschuss an den Arbeit-
geber soll lediglich maximal 75 Prozent des 
Arbeitsentgeltes, maximal 1.200 € betragen, 
und nicht – wie bei den Modellversuchen –  
70 Prozent des Arbeitgeber-Bruttolohnes des 
behinderten Beschäftigten. Der Bund spart 
ein und nimmt den Fehlschlag dieses Instru-
ments in Kauf! Damit verfestigt er die Exklu-
sion aus dem Arbeitsmarkt. Der Ausschluss 
aus dem Arbeitsmarkt wird sogar erweitert, 
weil der Entwurf andere Beschäftigungsträ-
ger neu einbezieht, die behinderte Menschen 
nicht in einem sozialversicherungspflichtigen 
Arbeitsverhältnis beschäftigen, sondern ih-
nen nur den Werkstattstatus anbieten sollen.

Mindestlohn für Werkstattbeschäftigte

Auch bei einer Beschäftigung in der WfbM 
müsste über den Mindestlohn als Entgelt 
nachgedacht werden. Dieses ist auch finan-
zierbar! Der Bund leistet gegenwärtig ca. 1,1 
Milliarden Euro für Rentenversicherungsbei-
träge der WfbM-Beschäftigten und weitere 
1,2 Milliarden Euro für ihre Grundsicherung, 
soweit sie noch keine Erwerbsminderungs-
rente beziehen, die sie erst nach 20 Jahren 
WfbM-Beschäftigung erhalten. Würden die 
eingesparten Rentenversicherungsbeiträge 
und Grundsicherungsleistungen in einen 
Zuschuss zu einem sozialversicherungs-
pflichtigen Mindestlohn fließen, könnte mit 
einer geringen zusätzlichen Förderung der 
Mindestlohn für die ca. 260.000 WfbM-Be-
schäftigten gezahlt werden. Damit würde 
der Forderung der UN-BRK nach einem aus-
kömmlichen Lohn Rechnung getragen, auch 
wenn die Beschäftigung noch nicht inklusiv 
wäre.

Inklusion setzt eine barrierefreie Infra-
struktur voraus

Soziale Inklusion ist aber auch ein Thema 
des allgemeinen Wohnungsbaus, der Ver-
kehrsinfrastruktur, der kulturellen und Frei-
zeitangebote und der Unterstützung in der 
eigenen Wohnung. Sie ist ein Strukturprinzip, 
das in Zukunft in allen Lebensbereichen zu 
verwirklichen ist. Sie wird die Aufgabe der Po-
litik in den kommenden Jahren sein. Die Frage 
des „Ob“ ist spätestens durch die UN-BRK ent-
schieden, die als geltendes Recht umzusetzen 
ist. Die Frage des „Wie“ und der Beteiligung 
der Interessensverbände behinderter Men-
schen – wie es Artikel 29 vorsieht – wird eine 
politische Gestaltungsaufgabe der nächsten 
Jahre sein.	 ó
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Im Folgenden beschreibe ich Tendenzen bei 
der Berichterstattung über Behinderte und In-
klusion, so, wie ich sie seit drei Jahrzehnten be-
obachte. Dabei spreche ich, etwas verkürzend, 
von „den Medien“, und ich bin mir darüber im 
Klaren, dass es immer auch Ausnahmen geben 
mag. Die positiven Ausnahmen sind nur leider 
noch viel zu selten. 

1.	 Medienmacher sind meistens nicht behin-
dert – und sie wissen wenig über Behin-
derte. Sie wollen auch gar nicht unbedingt 
mehr erfahren, Behindertenpolitik ist kein 
aktuelles Pflichtfeld für Journalisten.

Vielfalt ist ein beliebter Begriff, auch bei Jour-
nalisten und Medienpolitikern. Doch die Zahl 
behinderter Journalisten ist verschwindend ge-
ring. Eine wichtige Nachrichtensendung, Tages-
schau, Tagesthemen oder heute-journal etwa, 
wurde noch nicht von behinderten Journalistin-
nen oder Journalisten präsentiert. „Dabei müs-
sen wir sehen, dass 90 Prozent all dessen, was 
Nichtbehinderte über uns wissen, aus den Leit-
medien kommt.“ So beschreibt es Raul Kraut-
hausen. Der 35jährige Aktivist und Kommunika-
tionswissenschaftler, der seit seiner Geburt auf 
den Rollstuhl und Assistenz angewiesen ist, hat 
einen guten Überblick über Bilder, die Massen-
medien von behinderten Menschen zeichnen. 
„Es geht mir nicht darum, dass nur behinder-
te Menschen über Behindertenpolitik berich-
ten können – das wollen wir ja selbst nicht“, dif-
ferenziert er. „Aber wenn beispielsweise täglich 
eine Rollstuhlfahrerin die Nachrichten präsen-
tieren würde, wäre das ein wichtiger Schritt, da-
mit Behinderung alltäglich wird. Und für Spiel-
filme wäre es gut, behinderte Protagonisten mit 
behinderten Schauspielern zu besetzen.“ 

Utopie, gesellschaftliches Ziel, oder einfach ein  
guter Gedanke?
Inklusion in den Medien 

von Gesa Rünker

Die meisten Journalistinnen und Journalis-
ten rechnen Berichterstattung über Menschen 
mit Behinderungen zu den „grauen“ Themen, 
im Gegensatz zu den bunten, unterhaltsamen, 
schönen. Zugleich werten sie es nicht als Pflicht-
thema, Behindertenpolitik brennt der Gesell-
schaft nicht auf den Nägeln, das ist nicht „aktuell 
relevant“. Ich kenne Journalistinnen und Journa-
listen, die mehrere Fremdsprachen beherrschen, 
die sowohl die Wirksamkeit des europäischen  
Leitzinses, als auch Pränataldiagnostik, erst 
recht Einsteins Relativitätstheorie erklären kön-
nen, und niemals zugeben würden, von Fußball 
nichts zu verstehen. Aber Behinderte? „Huch! 
Darüber weiß man ja so wenig!“

2.	 In Medien wirkt Behinderung als individu-
eller Schicksalsschlag, der das ganze Leben 
Betroffener negativbestimmt.

Was für ein schweres Schicksal! In einer Fol-
ge der Reihe „Morden im Norden“ reagieren 
der ermittelnde Kommissar und seine Kollegin 
entsetzt, denn der Reeder, den sie vernommen 
haben, sitzt im Rollstuhl. Gegenseitig versichern 
sich die beiden Polizisten ihre Freude darüber, 
dass sie laufen können – sie haben Glück gehabt. 

In mehrfacher Hinsicht scheint mir diese 
Szene typisch dafür, wie behinderte Menschen 
in deutschen Fernsehfilmen auftreten: Behin-
derung wird noch immer allzu oft als schweres 
Schicksal begriffen, alle nichtbehinderten Zu-
schauer sollen froh sein, dass es sie verschont 
hat. Und – dies gilt selbst dann, wenn ein Film 
aufklären will und das Schicksal deshalb gar 
nicht so schwer wiegt: Die Behinderung spielt 
für die Handlung des Films eine wesentliche Rol-
le, wenn ein Behinderter auftritt, geht es immer 
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irgendwie auch um die Behinderung selbst. Das 
ist beispielsweise auch im beliebten Münstera-
ner Tatort so: Silke Haller (gespielt von Christine 
Urspruch, einer behinderten Schauspielerin), die 
kleinwüchsige Stellvertreterin des Pathologen 
Karl-Friedrich Boerne, darf sich ständig Anspie-
lungen auf ihre Behinderung anhören. Sie tut 
das offenkundig gern, drückt ihr Chef auf diese 
Weise doch Respekt aus. Auch ist es tatsächlich 
eine gute Idee, Behinderung humorvoll zu be-
handeln, es darf gelacht werden, das entspannt 
bekanntlich. Aber alltäglich ist auch hier Behin-
derung nicht, die Pathologin Haller wird unauf-
hörlich damit konfrontiert.

In nichtfiktionalen Beiträgen, Reportagen 
etwa, beobachte ich, dass behinderte Prot-
agonisten oft nur dann als Expertinnen und 
Experten auftreten, wenn sie zum Thema Be-
hinderung befragt werden. Eine erfreuliche 
Ausnahme bildet Professor Ünür Güntürkün, der 
seit seiner Kindheit im Rollstuhl sitzt: Dem Bio-
psychologen ist es gelungen, Experte für viele 
andere Themen zu sein, seine Beeinträchtigung 
ist längst Nebensache – mehr davon! Die Be-
schränkung behinderter Protagonisten auf be-
hindertenspezifische Themen liegt noch zu oft 
in fehlender gesellschaftlicher Inklusion begrün-
det. Selten gelingt es, in Medienbeiträgen die 
Situation Behinderter als gesellschaftspolitische 
Fragestellung zu behandeln –meist finden wir 
Einzelporträts. Auch die aktuelle Inklusionsde-
batte hat daran noch nicht viel geändert.

3.	 Integration nehmen Medien inzwischen 
wichtig. Inklusion? Ganz schwierig!

„Bitte bedenken Sie, dass die Integration 
nicht für alle gleichermaßen gut ist.“

Als Eltern, Lehrer und Schüler sich vor 35 
Jahren dafür einsetzten, dass wir, eine Gruppe 
blinder Schülerinnen und Schüler, als erste in 
NRW ein Regelgymnasium  besuchen sollten, 
klang uns dieses Argument mit eben diesem 
Versprecher entgegen: „Integration“, das ging 
vielen nicht leicht von den Lippen. Schon damals 

argwöhnten wir, es könne auch am Zusammen-
hang zwischen Sprache und Bewusstsein liegen, 
dass vor allem Mitglieder der CDU-Fraktionen 
in Landtag und Landschaftsversammlung „In-
tegration“ nicht so gern aussprechen mochten. 
Viele Gegner des Projekts wollten Blinde nicht 
im „normalen“ Gymnasium sehen. „Wachsen 
Blinde nicht besser unter „ihresgleichen“ auf“? 
so lautete die rückwärtsgewandte Frage.

Dreieinhalb Jahrzehnte sind seitdem vergan-
gen, und im Verhältnis zur verstrichenen Zeit sind 
in der Bundesrepublik die Fortschritte im Zusam-
menleben von Behinderten und Nichtbehinder-
ten ernüchternd. Meilensteine sind in dieser Hin-
sicht das Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) 
vom 01.05.2002, das Barrierefreiheit im öffent-
lichen Raum festschreibt, und die die UN-Behin-
dertenrechtskonvention, die in Deutschland im 
März 2009 in Kraft trat. Sie benennt – für alle Le-
bensbereiche – als gesamtgesellschaftliches Ziel 
nicht mehr Integration, sondern Inklusion: Nicht 
mehr eine Minderheit soll – mehr oder weniger 
mühevoll  – integriert werden, sondern gefor-
dert ist ein gesellschaftlicher Lernprozess, in dem 
es normal ist, verschieden zu sein.  Der Begriff 
Inklusion betrachtet es als selbstverständlich, 
dass alle Menschen mit ihrer Unterschiedlichkeit 
zusammenfinden müssen. Inklusion ist eine ge-
meinsame Bewegung, Integration das Problem 
einzelner Gruppen.  Inklusion steckt insofern kein 
starres Ziel ab. Sie beschreibt eine Aufgabe, an 
der alle  gemeinsam arbeiten müssen.

Das sehen die meisten Nichtbehinderten, die 
Politik machen oder Medien gestalten, offen-
bar noch längst nicht. Vielleicht mögen sie sich 
selbst nicht als „inklusionsbedürftig“ betrachten. 

Der Begriff „Integration“ ist hingegen im Lauf 
der Zeit aufgewertet worden. Er wird nun meis-
tens verwendet,  um die – selbstverständlich auch 
aus meiner Sicht wichtige – gesellschaftliche Not-
wendigkeit zu beschreiben, das Zusammenleben 
von Menschen mit unterschiedlichem kulturellen 
Hintergrund zu organisieren. Integration wird 
inzwischen  in den Medien positiv konnotiert.
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Wer hingegen von Inklusion spricht oder 
schreibt, meint meistens das Zusammenleben 
mit Behinderten. Für die Einschätzung, dass 
dieses Zusammenleben „sehr sehr schwierig 
ist und nur langfristig möglich“, gibt es, so 
fürchte ich, in Deutschland eine große Mehr-
heit. Und diese Mehrheit vereint Menschen 
mit ganz unterschiedlichem politischem und 
kulturellem Hintergrund.

In einem WDR-5-Porträt beispielsweise 
spricht Daniela Schadt, die Lebensgefährtin von 
Bundespräsident Gauck, vom „Gedanken der 
Inklusion“. Für mich ist diese Wortwahl sympto-
matisch: Inklusion ist – dieser Aussage zufolge –  
„lediglich“ ein Gedanke, keine Aufgabe, erst 
recht noch kein greifbares Ziel.

Dass die Einschätzung von Inklusion zurzeit 
in den Medien eher eine negative Schlagseite 
hat, ist erkennbar, wenn es um das gemeinsame 
Lernen von Kindern mit und ohne Behinderung 
geht. Dann hören und lesen wir, wie problema-
tisch es ist: Lehrer fühlen sich überfordert, Schü-
ler fühlen sich zurückgesetzt, Politiker warnen, 
„das Kind nicht mit dem Bade auszuschütten“.

„Es geht nicht darum, Probleme zu verschwei-
gen“, stellt Raul Krauthausen klar. „Aber die nega-
tive Grundhaltung zur Inklusion nervt langsam. 
Und mein Mitleid mit den Lehrern hält sich auch 
in Grenzen. Kümmert euch! Geht die Bildungspo-
litiker an! Was braucht ihr?“ Krauthausens Forde-
rung, die er hier für die Berichterstattung über 
das gemeinsame Lernen formuliert, lässt sich für 
die gesamte Inklusionsdebatte erheben: „In an-
deren Ländern gelingt es längst. Lasst uns in den 
Medien danach fragen, unter welchen Voraus-
setzungen es auch bei uns gelingen kann!“

4.	 Chancen nutzen: Klischees bekämpfen: 
„Inklusion“ aufwerten!

Mehr und mehr nutzen behinderte Menschen 
das Internet, um in Blogs ihre Erfahrung weltweit 
lesbar zu machen. Das ist eine Chance, denke ich, 
solange die Websites barrierefrei gestaltet sind.

Vor rund 10 Jahren gründete Raul Krauthau-
sen mit seinem Cousin die „Sozialhelden e.V.“. 
„Ziel des Vereins ist es, soziales Handeln attrak-
tiv und sichtbar zu machen. Damit will er Auf-
merksamkeit für soziale Missstände wecken, 
Menschen für gesellschaftliche Probleme sen-
sibilisieren und Handlungsoptionen aufzeigen, 
anstatt Mitleid zu erregen“, so heißt es auf der 
Homepage der Sozialhelden.

Ein Projekt des Vereins ist der Blog leidme-
dien (www.leidmedien.de). Hier können Jour-
nalistinnen und Journalisten, die über Behin-
derte berichten wollen, sich kundig machen, 
beispielsweise auch über die stereotypen Wort-
wendungen, die sich hartnäckig halten. Einer 
der allerhartnäckigsten: „Er (oder sie) ist an den 
Rollstuhl gefesselt!“ Leidmedien zitiert dazu 
einen Betroffenen: „Ein Rollstuhl ist keine Ein-
schränkung, sondern ein Fortbewegungsmittel. 
Sollten Sie tatsächlich jemanden treffen, der an 
den Rollstuhl gefesselt ist, binden  Sie ihn los!“ 
Eine andere, immer wiederkehrende Redewen-
dung sagt, jemand leide unter Querschnitts-
lähmung oder Blindheit. „Ich leide selten unter 
meiner Beeinträchtigung selbst“, sagt Kraut-
hausen. „Ich leide unter den Barrieren, mit de-
nen ich es alltäglich zu tun habe, unter der Art 
und Weise, wie Gesellschaft mich behindert.“

Weil ich nicht sehen kann, nehme ich meine 
Umwelt anders wahr als Sehende – eben nicht 
visuell. Journalisten konstruieren daraus gerne 
eine „Welt der Blinden“. Die gibt es nicht, wir 
müssen unsere eine Welt gemeinsam gestal-
ten. Um das hinzubekommen, ist Inklusion eine 
geeignete Aufgabenstellung. Der Begriff weist 
nämlich eigentlich über das Zusammenleben 
zwischen Menschen mit und ohne Behinde-
rung hinaus: Inklusion ist für alle gut!	 ó

û  Gesa Rünker ist Redakteurin bei WDR 5 und lebt in Leichlingen. Sie 
ist von Geburt an blind.
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Stichwort  

Wirtschafts- 

politik

Grexit, Brexit, Swexit – Euroaustritt als 
wirtschaftspolitischer Plan B? 
von Arne Heise

Nachdem im Sommer 2015 der griechische 
Staatsbankrott – und damit auch der an-
sonsten wohl unvermeidliche Austritt Grie-
chenlands aus der Eurozone, der so genannte 
‚Grexit‘ – gerade noch einmal verhindert wer-
den konnte, drohen nun der „Brexit“ und der 
„Swexit“: Sowohl in Großbritannien als auch 
in Schweden ist eine ernsthafte Diskussion 
über den Verbleib des Landes in der Europä-
ischen Union (EU) ausgebrochen, zumindest 
Großbritannien hat mit dem Referendum im 
Sommer 2016 bereits ein festes Datum für 
eine Entscheidung über Verbleib oder Austritt 
festgelegt.

Euro als gesellschaftlicher Kitt oder Spreng-
stoff?

Zwar sind Großbritannien und Schweden 
keine Mitglieder der Eurozone, doch zeigt die 
Diskussion um den Brexit und Swexit – neben 
dem traurigen Bild der Uneinigkeit, den die EU 
in der Flüchtlingspolitik abgibt und nach dem 
„Griechenland-Drama“ im Sommer 2015 – 
dass die Einheit der EU keineswegs mehr gesi-
chert ist und auch Integrationsschritte wie die 
gemeinsame Währung, die noch vor kurzem 
als irreversibel galten, wieder zur Disposition 
stehen. Dies umso mehr, als die Europäische 
Währungsunion (EWU) immer auf politischen 
Vorgaben ruhte, deren ökonomisches Funda-
ment zumindest wackelig war. Nachdem aber 
der politische Kitt der europäischen Integra-
tion seit der Weltfinanz- und nachfolgenden 
Euro-Krise immer mehr und immer offensicht-
licher bröckelt, wird zunehmend fraglich, ob 
die gemeinsame Währung „den Laden zusam-
menhält“ oder vielleicht sogar zusätzlichen 
Sprengstoff birgt.

Ob der Austritt aus der Eurozone tatsäch-
lich zu einer ernstzunehmenden Option wird�, 
hängt davon ab, welche Integrationsrationa-
lität sich künftig durchsetzen wird.  Die Euro-
pawissenschaft unterscheidet grob zwischen 
zwei Großtheorien, die die Entwicklung regi-
onaler Integrationsräume wie der EU zu er-
klären versuchen: Der (Neo-)Funktionalismus 
geht davon aus, dass es letztlich die Anfor-
derungen der in erster Linie ökonomischen 
Funktionalität sind, die sich durchsetzen wer-
den. Hiernach war die Einführung einer ge-
meinsamen Währung der notwendige Schritt 
zur funktionalen Weiterführung einer Wirt-
schaftsunion (gemeinsamer Binnenmarkt), 
der früher oder später von weiteren Integrati-
onsschritten in Richtung einer politischen Uni-
on vervollkommnet werden muss (System-
rationalität). Der (Neo-)Realismus hingegen 
setzt darauf, dass es letztlich die nationalen 
Interessen der Mitgliedsländer und insbeson-
dere des (regionalen) Hegemons sind, die sich 
durchsetzen werden (Zweckrationalität). Eine 
gemeinsame Währung wäre hiernach nur auf 
Dauer zu halten, wenn sie den Interessen der 
beteiligten Länder und vornehmlich den Inter-
essen des Hegemons entspricht. Spätestens in 
ökonomischen Krisenzeiten aber driften Sys-
tem- und Zweckrationalität auseinander und 
es muss sich zeigen, wer die Oberhand behält.

Systemnotwendigkeit oder nationale In-
teressen?

Wenngleich es naheliegend erscheint, dass 
die Verfolgung von Interessen (die in Demokra-
tien in der Währung  „Wählerstimmen“ umge-
setzt werden) über unspezifische Systemnot-

�	 Gemeint ist der Plan B, den der damalige griechische Finanzminister Va-
roufakis in der Schublade gehabt haben soll.
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wendigkeiten triumphieren, deutet der Verlauf 
des „Griechenland-Dramas“ darauf hin, dass 
sich zunächst die Systemrationalität gegen die 
Zweckrationalität durchgesetzt hat. Fraglich 
bleibt allerdings, ob dies nur ein Etappensieg 
war oder ob damit die weitere Entwicklung 
der europäischen Integration präjudiziert ist. 
Die Prognose wird auch dadurch erschwert, 
dass die Bestimmenden in beiden Theorien 
– das nationale Interesse einerseits oder die 
Systemnotwendigkeit andererseits – keines-
wegs klar und unzweideutig umrissen werden 
können. Was z.B. kann als nationales Interesse 
Deutschlands definiert werden? Sind damit 
die Interessen der gesellschaftlichen Eliten 
gemeint oder die Interessen der Mehrheit der 
Bürger, die sich scheinbar immer weniger von 
den gesellschaftlichen Eliten vertreten seh-
en? Und was genau muss als Systemnotwen-
digkeit verstanden werden? Die Fähigkeit zur 
Aufrechterhaltung ökonomischer, politischer 
und sozialer Stabilität oder die Fähigkeit zur 
Durchsetzung ökonomischer Reformen, die 
Arbeitsmärkte, Sozial- und Tarifvertragssys-
teme so flexibilisieren, dass die ökonomische 
Verwertung des eingesetzten Kapitals in allen 
Teilökonomien des Integrationsraums gesi-
chert werden kann?

Im so genannten „inkonsistenten Dreieck“ 
sind Zweck- und Systemrationalität in einer 
Weise zusammengeführt�, dass sich daraus 
Anforderungen an einen Erhalt der Eurozone 
ableiten lassen und gleichzeitig die Bedin-
gungen ergeben, die einen Euro-Austritt als 
realistischen „Plan B“ erscheinen lassen: Es ist 
unmöglich, eine an den Interessen der wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Eliten ori-
entierte, neoliberale Wirtschaftspolitik wie sie 
gegenwärtig im Europäischen Governance-
System festgeschrieben ist (Fiskalpakt, Wett-
bewerbspakt) zu praktizieren, den Euro als Ge-
meinschaftswährung erhalten zu wollen und 

�	 Eine allgemeine Version dieses ‚inkonsistenten Dreiecks‘ geht zurück auf 
Rodrik, D.; The Globalization Paradox, New York 2011. Die ‚EU-Version‘ ist aus-
führlicher dargestellt in: Heise, A.; Das Inkonsistenzproblem, das Phänomen 
Syriza und die Perspektiven der Eurozone; in: Wirtschaft und Gesellschaft, 
41. Jg. H.2, 2015, S. 275 – 285.

gleichzeitig eine von den Beschäftigungs- und 
Einkommensinteressen der breiten Bevölke-
rungsmehrheit bestimmte politische Unter-
stützung der Währungsunion zu sichern. 

Plan B als gestalteter Prozess?

Wenn also die Systemnotwendigkeit einen 
politisch gewollten Erhalt der Eurozone als 
wahrscheinlichsten Entwicklungspfad erwar-
ten lässt, muss entweder die neoliberale Ori-
entierung der Wirtschaftspolitik einer an den 
Einkommens- und Beschäftigungsinteressen 
der (arbeitenden) Bevölkerungsmehrheiten 
in den Mitgliedsländern orientierten Stabi-
lisierungspolitik weichen oder die demokra-
tischen Zustimmungsprozesse müssen weiter 
beschnitten werden. Wenn andererseits die 
nationalen Interessen – egal, ob diese durch 
die Eliten oder populistische Strömungen be-
stimmt werden – eine koherente Neugestal-
tung der wirtschaftspolitischen Architektur 
im Sinne einer „genuinen Währungsunion“ 
(womit die Ergänzung der Währungs- durch 
eine Fiskalunion mit eigner Steuerhoheit und 
Verschuldungsmöglichkeit gemeint ist) nicht 
zulassen, muss „Plan B“ erwogen werden.

Der Politologe Colin Crouch sieht nicht nur 
die Demokratien Europas auf einem post-de-
mokratischen Weg�, der Systemnotwendig-
keiten mit zunehmender Machtlosigkeit de-
mokratischer Mehrheiten kombiniert – also 
den Erhalt von Währungsunion und neolibe-
raler Wirtschaftspolitik verknüpft mit einer 
zunehmend deformierten Demokratie. Wenn 
diese Zustandsbeschreibung für die EU akzep-
tiert wird, sollte „Plan B“ als gestalteter, nicht 
den Populisten überlassener Prozess ausgear-
beitet werden. 	 ó

�	 Crouch, C.; Postdemokratie, Frankfurt 2008.

û  Dr. Arne Heise ist Professor für Volkswirtschaftslehre an der Universi-
tät Hamburg.   
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14Die aktuelle Zahl 
von Michael Reschke

û  Michael Reschke ist Politikwissenschaftler, Mitglied der spw-Redakti-
on und lebt in Berlin.

14. Diese Platzierung erzielte Deutsch-
land im Gesamtranking der jüngst 

veröffentlichten UNICEF-Studie  Fairness for 
children �, die nach Ungleichheiten zwischen 
Kindern in verschiedenen Industriestaaten 
fragt. Das Gesamtranking begründet sich aus 
einem Index, der vier Dimensionen von Un-
gleichheit berücksichtigt: Haushaltseinkom-
men, Bildung, Gesundheit und Lebenszufrie-
denheit.

Dass Deutschland bei Rankings zu Sozialer 
Gerechtigkeit und wohlfahrtsstaatlicher Per-
formance unter Industriestaaten lediglich im 
Mittelfeld landet, ist nicht neu. Weniger em-
pörend und beschämend, da unter den Mög-
lichkeiten bleibend, wird es dadurch allerdings 
nicht. In der Regel bilden die skandinavischen 
Länder die Spitzengruppe und am anderen 
Ende folgen die südeuropäischen und angloa-
merikanischen Staaten. Bis auf die Ausnahme 
Schweden (Platz 23!) ist es auch hier so.

Aufschlussreich ist neben dem Gesamt-
ranking vielmehr der Blick in die einzelnen 
Dimensionen von Ungleichheit bei Kindern: 
Deutschland schneidet in Fragen des Gesund-
heitsniveaus noch sehr gut ab (Platz 2), jedoch 
nur mittelmäßig bei der Einkommensgleich-
heit der Haushalte (Platz 12) und   man muss 
es zum wiederholten Mal so sagen   versagt im 
Bildungssystem (Platz 28), welches die Schüle-
rinnen und Schüler eklatant in Gewinner und 
Verlierer aufteilt. 

Nicht minder schockierend wirkt Platz 
29 bei der subjektiven Lebenszufriedenheit. 
Schulpflichtige Kinder wurden hierzu gebeten, 
ihre persönliche Lebenssituation einzuschät-
zen und auch hier ist eine dramatische Polari-

�	  Insgesamt wurden 41 Staaten in die Analyse einbezogen. Download der 
Studie unter: https://www.unicef-irc.org/publications/830/.

sierung festzustellen. Die vorliegende Studie 
bescheinigt Deutschland noch einmal, dass 
das Maß an gesellschaftlicher Ungleichheit 
hoch und dysfunktional ist. Es wird deutlich, 
dass soziale Mobilität nur eingeschränkt mög-
lich ist. Das Versprechen sozialen Aufstiegs 
nach Leistung, unabhängig von der sozialen 
Herkunft gilt für viele nicht.

Deutlich wird anhand der Dimension sub-
jektiv empfundener Lebenszufriedenheit aber 
noch viel mehr: zum einen politische Legitima-
tionsprobleme unserer gesellschaftlichen Bil-
dungs- und Sozialstaatsinstitutionen, welche 
bereits Kindern Zugehörigkeiten entlang von 
Gewinnern und Verlieren vermitteln. Dieses 
Ungleichheitsmaß vermittelt dabei auch all-
tagsweltliche Ungleichheitserfahrungen von 
Kindern in ihren Peer-Groups. Ungleichheit ist 
ein relatives Maß und die hier erhobene sub-
jektive Einschätzung lässt erahnen, welche 
einschneidenden Erfahrungen Kinder unter 
anderen Kindern (und ihren Eltern) im Alltag 
erleben müssen. 8,4 Prozent der Mädchen und 
Jungen bewerten die Qualität ihrer eigenen 
Lebenssituation mit 4 oder weniger Punkten 
von 10! Es fällt nicht schwer anzunehmen, 
dass bei Kindern, die bereits so früh solche Ent-
täuschungen erleiden, die Identifikation mit 
der Gesellschaft leidet und abweichendem 
Verhalten nicht zuletzt in Richtung Entfrem-
dung von Gesellschaft und demokratischer 
Institutionen oder auch Kriminalität Vorschub 
geleistet wird.

Und so ist es nicht in einem sozialpädago-
gischen, sondern in einem gesellschaftsanaly-
tischen und demokratische Sinne gemeint: an 
der Ungleichheit unter Kindern, an mangeln-
der Teilhabe und materieller Armut erkennen 
wir nicht nur die Schwächen der Gegenwart, 
sondern erahnen auch den Zustand unserer 
Demokratie in der Zukunft.	 ó
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Wie kann die SPD wieder mehr Wähler 
gewinnen, über 25 Prozent hinaus sich der 
30 Prozent-Marke annähern oder sie sogar 
überschreiten, wie erstmals 1903? Um diese 
Frage ging es – nach dem Absturz auf 23 Pro-
zent 2009 – im Wahlprogramm 2013, bei vie-
len Stellungnahmen führender Sozialdemo-
kraten nach den enttäuschenden 25,7 Prozent 
2013, bei der Wahl von Beratern für den Vorsit-
zenden, und – besonders aufwändig –  beim 
Impulspapier „Starke Ideen für Deutschland 
2025, das im Sommer 2015 vom Parteipräsidi-
um veröffentlicht wurde.

Doch die darin enthaltenen Distanzie-
rungen vom „linken“ Wahlprogramm 2013, 
vor allem von den steuerpolitischen Forde-
rungen, und die Loblieder auf Agenda 2010 
und Hartz-IV, dürften der SPD nur helfen, sich 
noch weiter von ihren Wählern zu entfer-
nen.� Diese Befürchtung bestätigen fast alle 
Umfragen, und auch zwei der drei Landtags-
wahlen vom 13. März 2016.

Um aus diesen Landtagswahlen etwas zu 
lernen, ist hier keine umfassende Analyse al-
ler Aspekte der Wahlergebnisse notwendig. 
Einige zentrale Erkenntnisse sind aber hier 
zusammenzufassen, um vor allem beschöni-
gende Fehleinschätzungen zu vermeiden: Es 
wäre ein fataler Trugschluss, die Ursachen für 
die Verluste in Baden-Württemberg (von 23,1 
auf 12,1 Prozent, fast halbiert) und in Sach-
sen-Anhalt (von 21,5 auf 10,6 Prozent, mehr 
als halbiert) nur auf den unaufhaltsamen 
Aufstieg der AfD zurückzuführen, an dem die 
vielen Flüchtlinge schuld sind. Denn die dra-
matischsten Verluste erlitt die SPD schon im 

�	 Vergl. dazu ausführlich: Horst Heimann, Plädoyer für einen Politikwech-
sel 2017 – gegen „Weiter so!“ mit „Starken Ideen“, in: spw Heft 210, 5/2015

Wo, bitte, geht´s hier zu den Wählern?
Zur „produktiven Diskussion“ über „Politik und Strategie“ in spw und SPD 

von Horst Heimann

1. Jahrzehnt des neuen Jahrtausends, als sie 
von den 20 Millionen Wählern 1998 bis 2009 
zehn Millionen, also die Hälfte, verlor.

Diese 10 Millionen fühlten sich nicht von 
Flüchtlingen bedroht, sondern von der SPD 
nicht mehr vertreten. Das galt  vor allem für 
das traditionelle Stammwählermilieu der Ar-
beiter. Bei den drei Landtagswahlen im März 
2016 hat die AfD die höchsten Stimmanteile 
in den traditionellen SPD-Wählerschichten 
erhalten: 37 Prozent der Arbeiter und 38 Pro-
zent der Arbeitslosen wählten AfD.� In Ba-
den-Württemberg gewann die AfD eines 
ihrer zwei Direktmandate im traditionellen 
SPD-Wahlkreis Mannheim I, den die SPD auch 
noch 2011 geholt hatte. Vor der Agenda 2010 
hatte die SPD 2001 hier noch 47,7 Prozent er-
halten. Der 2016 unterlegene SPD-Kandidat 
Fulst-Blei erzählte im Gespräch mit der Frank-
furter Rundschau, er habe im Wahlkampf ge-
hört, „dass seine Partei ja nicht mehr die Inter-
essen der kleinen Leute vertrete.“ Und er zog 
daraus die Schlussfolgerung: „... man muss 
sehen, dass wir noch massiv am Markenscha-
den Agenda 2010 zu knabbern haben.“�

Eine scharfe Auseinandersetzung mit der 
rechtsradikal-rassistischen Ideologie von 
Pegida und AfD ist unbedingt notwendig. 
Aber allein eine Entlarvung der AfD wird der 
SPD keine neuen Wähler zuführen. Denn nur 
27 Prozent ihrer Wähler vom 13. März 2016 
haben die AfD gewählt, „weil ich von den In-
halten der AfD überzeugt bin“; dagegen hat 
eine große Mehrheit von 64 Prozent die AfD 
gewählt, „weil ich von den anderen Parteien 
enttäuscht bin.“� Die AfD hat also ihren ra-

�	 Die ZEIT, 17. März 2016, S. 2
�	 Frankfurter Rundschau, 17. März 2016, S. 20
�	 Die ZEIT, 17. März 2016, S. 2
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santen Aufstieg nicht ihrer eigenen anstei-
genden Attraktivität zu verdanken, sondern 
vor allem der rasant gesunkenen politischen 
Attraktivität der anderen Parteien, die alle 
Stimmen an die AfD verloren haben. Und sie 
hat von den Nichtwählern fast so viel Stim-
men erhalten wie von allen etablierten Par-
teien zusammen, in Sachsen-Anhalt sogar 
noch mehr: 101.000 von den Nichtwählern, 
95.000 von den etablierten Parteien.�

Auch die Ausnahmen von diesem dominie-
renden Trend, für die Grünen in Baden-Würt-
temberg und für die SPD in Rheinland-Pfalz, 
könnten sehr lehrreich sein für lernfähige 
Politiker. Die Gewinne für die Grünen in Ba-
den-Württemberg sind nicht nur Winfried 
Kretschmann zu verdanken, sondern auch 
Guido Wolf von der CDU. Und die Gewinne 
für die SPD in Rheinland-Pfalz sind nicht nur 
Malu Dreyer zu verdanken, sondern auch Ju-
lia Klöckner.

Für die SPD bedeutet das gute Ergebnis in 
Rheinland-Pfalz:

„Von Malu Dreyer lernen“, KÖNNTE hei-
ßen „siegen lernen“:

Im Vergleich mit den jeweils zweistelligen 
Verlusten der SPD in Baden-Württemberg 
(- 10,4 Prozent) und Sachsen-Anhalt (- 10,9 
Prozent) ist das Ergebnis in Rheinland-Pfalz 
ein großer Erfolg für die SPD. Aber der eher 
bescheidene Zugewinn von 0,5 Prozentpunk-
ten gegenüber 2011 zeigt nur unzureichend 
die fast an ein Wunder gleichende Leistung 
von Malu Dreyer. Denn sie hat ja nicht nur 0,5, 
sondern tatsächlich rund 15 Prozentpunkte 
aufgeholt. Sie lag ja vor einiger Zeit um etwa 
10 Prozentpunkte hinter Julia Klöckner, der 
„künftigen Bundeskanzlerin“.

Aber sie resignierte nicht und fragte be-
harrlich: Was ist die angemessene Politik, 

�	 Ebd., S. 2

um die Probleme in Übereinstimmung mit 
unseren sozialdemokratischen Grundwerten 
und Zielen zu lösen, und wie kann ich mög-
lichst viele Wähler mit guten Argumenten von 
meiner Politik überzeugen? Aber sie fragte 
nie gut bezahlte Berater um schlechten Rat, 
was sie denn sagen solle, um möglichst viele 
Wähler zu überreden, für sie zu stimmen. Sie 
lavierte, taktierte, trickste nicht. Sie sagte 
nicht, wir unterstützen zwar die Flüchtlings-
politik von Merkel, aber wir müssen auch die 
Sorgen des Volkes und seines höchsten Re-
präsentanten Seehofer verstehen und Merkel 
mit unserem Plan A 2 helfen und korrigieren.

Das tat ziemlich auffällig ihre Herausfor-
derin Klöckner: Mal so, mal so wollte sie ihren 
Vorsprung ausbauen und ihren Aufstieg zur 
Bundeskanzlerin absichern. Doch auch kluge 
CDU-Wähler bemerkten diese Absicht und 
waren verstimmt. Dank ihres „raffinierten“ 
Wahlkampfs schrumpfte ihr Vorsprung zu-
nächst, Malu Dreyer rückte näher an den 
neuen Super-Star der CDU heran. Dann sah es 
sogar nach einem spannenden Kopf an Kopf 
Rennen aus. Im letzten Politbarometer vom 
10. März, drei Tage vor der Wahl, lag sie sogar 
mit 36 Prozent um einen Punkt vor Klöckner 
mit 35 Prozent. Dieser Trend zugunsten von 
Gradlinigkeit und Standfestigkeit verstärk-
te sich noch bis zum 13. März zur Sensation: 
Malu Dreyer, die 10 Prozentpunkte hinter 
Klöckner zurückgelegen hatte, erreichte die 
Zielgerade mit einem Vorsprung von 4,4 Pro-
zentpunkten: SPD = 36,2 Prozent, CDU = 31,8 
Prozent.

Dass Malu Dreyers Strategie von Gradli-
nigkeit, Standfestigkeit und Sachkompetenz 
der Schlüssel zum Erfolg ist, weiß auch die 
SPD im Bund. Es besteht nur noch ein kleines 
Problem: Viele Wähler wissen noch nicht, 
dass das auch die SPD schon weiß. Und nur 
deshalb antworteten auf die Sonntagsfra-
ge nicht 36,2 Prozent wie in Rheinland-Pfalz, 
sondern nur 23 Prozent, dass sie SPD wählen 
wollen.
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Um glaubwürdig von Malu Dreyer zu ler-
nen, müsste die SPD erst einmal den Versuch 
beenden, mit „Starken Ideen“ von der FDP sie-
gen zu lernen. Es gibt also noch viel zu tun.

Da die Bundes-SPD bei den bisherigen Be-
mühungen um eine überzeugende program-
matische Profilierung versagt hat, wird es vor 
allem zur Aufgabe der Partei in den Ländern, 
und auch der SPD-Linken, sich stärker in der 
Theorie-, Strategie- und Programmdiskussi-
on zu engagieren. Denn nur in einem solchen 
Diskussionsprozess, in den Mitglieder und 
Wähler einbezogen werden, kann die Partei 
wieder glaubwürdig und nachhaltig vermit-
teln, für welche Politik sie eintritt und warum 
man eigentlich SPD wählen sollte, auch wenn 
man nicht – bei hohem Kapitaleinkommen 
– vom Wahlgeschenk Abgeltungssteuer von 
höchstens 25 Prozent profitiert.

Ein ermutigendes Beispiel dafür, dass 
linke Sozialdemokraten diese intellektuell 
anspruchsvolle Aufgabe erkannt haben, ist 
das Heft 6/2014 von spw, mit dem Schwer-
punktthema „SPD-Linke: Politik und Strate-
gie“. In der „Einleitung zum Schwerpunktthe-
ma“ verweisen Böhning, Burmeister und 
Stache ausdrücklich darauf, „dass verloren 
gegangenes Vertrauen in vielen Milieus nicht 
kurzfristig wiederhergestellt werden kann.“ 
(S. 17). Realistisch, und daher selbstkritisch, 
nehmen sie auch zur Kenntnis, dass der Ein-
druck entstanden ist, die SPD-Linke streite 
sich „vor allem über sich selbst“. (S. 16).

Und wenn sie „Orientierungspunkte für 
eine solidarische und produktive Diskussion 
der SPD-Linken aufzeigen (wollen)“ (S. 16), 
dann ist dies eine normative Zielbeschrei-
bung. Denn auch in der SPD-Linken ist eine 
produktive Diskussionskultur noch unter-
entwickelt. Vorherrschend ist in der gesam-
ten SPD eine Abneigung und Scheu vor kon-
troversen Debatten über unterschiedliche 
Inhalte innerhalb der eigenen personellen 
Gruppierung, weil man fürchtet, eine Kritik 

an inhaltlichen Positionen könne als Kritik an 
der Person verstanden werden, als Konkur-
renzkampf um persönliche Machtpositionen, 
also als das, was alle gut kennen. Kontroverse 
Diskussionen, nicht nur gegen „Rechte“, son-
dern auch innerhalb des linken Spektrums, 
könnten auch die konstruktive Funktion ha-
ben, inhaltliche Positionen zu präzisieren, 
Defizite zu erkennen und neue Erkenntnisse 
zu gewinnen. Nicht vorwiegend durch pro-
gressive Statements, sondern vor allem durch 
kontrovers-solidarische Diskussionsprozesse 
kann kritisches politisches Bewusstsein ge-
bildet und mobilisiert werden.

Der Beitrag von Gerd Mielke, mit dem Un-
tertitel „Anmerkungen zur gegenwärtigen 
Lage der SPD“, in spw Heft  205, (S. 20 – 27), 
enthält wichtige Erkenntnisse für eine solche 
weiterführende Diskussion: Er versucht, em-
pirische Ursachen für die Wahlniederlagen 
der SPD zu erkennen und daraus Schlussfol-
gerungen für eine neue Politik zu ziehen, die 
dazu beitragen kann, verlorenes Vertrauen 
zurückzugewinnen. Zur Ausgangslage, heute 
noch so zutreffend wie 2014, stellt er fest, dass 
„sich noch keine strategische Ausrichtung“ 
der SPD über die GROKO hinaus abzeichne 
und auch „keine Mehrheitsperspektive für 
die SPD“ erkennbar sei.

„Deutungsrahmen Wohlfahrtsstaat“ als 
sozialdemokratische Gesellschaftstheorie

Der anspruchsvolle „Begriff des Deutungs-
rahmens“ soll helfen, die Ursachen für die an-
haltende Schwäche der SPD und die fehlende 
„Mehrheitsperspektive“ zu erkennen. Er er-
läutert die Funktion des „Deutungsrahmens“ 
in Anlehnung an ein Konzept der Kommunika-
tionswissenschaften: „Die Rede ist vom soge-
nannten ‚framing‘, also der Einrahmung und 
Einbettung einzelner politischer Botschaften 
und Vorkommnisse, aber auch bestimmter 
Akteure in ein umfassendes Bedeutungsum-
feld.“ (S. 22)  Der Begriff „Deutungsrahmen“ 
entspricht weitgehend dem Begriff „Paradig-
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ma“ von Thomas S. Kuhn.� Kuhn sieht in sei-
nem wissenschaftstheoretischen Konzept in 
einem „Paradigma“ die notwendige Grund-
lage für normale Erkenntnisfortschritte, in 
einem „Paradigmenwechsel“ ein neues Mus-
ter, das den Erkenntnisfortschritt in eine an-
dere Richtung lenkt. Bei Mielke beinhaltet der 
Begriff „Deutungsrahmen“ auch ein werten-
des Bild, eine Interpretation der Gesellschaft, 
also Gesellschaftstheorie, eine Kennzeich-
nung ihrer Probleme und der Möglichkeiten 
für deren Lösung.

Bei der folgenden Zusammenfassung des 
Konzepts „Deutungsrahmen“ geht es nicht 
um simple Wiederholungen und Zitate, son-
dern um gezielte Wiederholungen, die Mutter 
aller produktiven Diskussionen in Richtung 
Erkenntnisfortschritt. Aufbauend auf dem 
Begriff Deutungsrahmen könnte die SPD-Lin-
ke beginnen – oder fortschreiten –, den von 
Böhning et alias formulierten Anspruch ein-
zulösen: „spw analysiert die Veränderungen 
im modernen Kapitalismus und zieht daraus 
Konsequenzen für die reformpolitische Pra-
xis.“ (S. 17). In einer solchen Diskussion könnte 
die Linke ihr gesellschaftstheoretisches Defi-
zit abbauen und wieder einen Deutungsrah-
men für ein linkes Reformprojekt entwickeln, 
ein erkennbares Profil.

In der Politik der SPD entsprach nach Miel-
ke die enge Zusammenarbeit zwischen SPD 
und Gewerkschaften zugleich dem „histo-
risch gewachsenen Deutungsrahmen einer 
am Arbeitnehmerwohl ausgerichteten sozi-
aldemokratischen Wohlfahrtstaatspolitik“ 
(S. 22). Aus dem historischen „Deutungsrah-
men“ der SPD, den man also „Wohlfahrts-
staat“ nennen könnte, folgte „140 Jahre lang“ 
die gesellschaftspolitische Zielsetzung: „Ge-
sellschaftliche Probleme wurden durch den 
Einsatz öffentlicher Gelder und (quasi-)staat-
licher Strukturen abgemildert oder gelöst.“ 

�	 Thomas S. Kuhn: Die Struktur wissenschaftlicher Revolutionen, Frank-
furt 1973

Diese Gesellschaftspolitik folgte aus der Ein-
sicht, dass jeweils ein erheblicher Teil der Be-
völkerung nicht in der Lage ist, sich in freier 
Wildbahn moderner Gesellschaften zu be-
haupten und somit der kollektiv-staatlichen 
Unterstützung bedarf.“ Daraus ergab sich 
das „Ziel, durch politische Vorgaben einen 
wesentlichen Teil der menschlichen Existenz 
den Risiken der freien Wildbahn moderner 
Gesellschaften zu entziehen.“  (S. 23).

Dieses gesellschaftspolitische Konzept 
entspricht auch weitgehend dem, was So-
zialdemokraten aller Flügel bis zur letzten 
Jahrhundertwende unter Demokratischem 
Sozialismus verstanden und auch dem, was 
viele irritierte Linke gerne als „Große Erzäh-
lung“ beschwören, die sie vermissen und her-
beisehnen, nachdem der neoliberale Tsuna-
mi auch aus ihrem Bewusstsein den Begriff 
Demokratischer Sozialismus gelöscht hat. 
Entscheidend für die anhaltende Stärke der 
SPD als Volkspartei war aber: Die Kerngedan-
ken des Deutungsrahmens Wohlfahrtsstaat 
entsprachen auch den verinnerlichten Erwar-
tungen der SPD-Wähler an ihre Partei.

Ergänzend zu Gerd Mielkes zutreffender 
Darstellung des Deutungsrahmens, der 
Grundlage für die Wahlerfolge der SPD war, 
sei hier aber auf eine politische Tatsache hin-
gewiesen, die weitgehend ignoriert wird: Der 
Deutungsrahmen Wohlfahrtsstaat entsprach 
nach dem 2. Weltkrieg auch dem Deutungs-
rahmen der CDU/CSU, ja aller christdemo-
kratischen Parteien in Westeuropa: Der west-
europäische Wohlfahrtsstaat – als Ausdruck 
eines „Klassen- und Sozialstaatskompro-
misses“ – wurde in einem breiten Konsens 
aufgebaut, unabhängig davon, ob Christ- oder 
Sozialdemokraten regierten. Neben den hu-
manistischen Werten der Aufklärung waren 
es vor allem die am Gemeinwohl und an der 
sozialen Gerechtigkeit orientierten Werte 
der christlichen und demokratisch-sozialis-
tischen Traditionen, die den europäischen 
Wohlfahrtsstaat begründeten. Und dieser 
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wird seit Jahrzehnten abgebaut durch eine 
Abkehr vom traditionellen Deutungsrahmen 
hin zur ökonomistisch-neoliberalen Ideologie. 
Dieser neoliberale Deutungsrahmen ergriff 
aber nur die Machteliten, nicht die Gesamt-
bevölkerung. Das führte zu einer Annäherung 
zwischen den konkurrierenden politischen 
Machteliten und zu einer sich vertiefenden 
Kluft zwischen den politischen Repräsentan-
ten – die da oben – und den Repräsentierten 
– wir hier unten – also zu der vieldiskutierten 
Krise der repräsentativen Demokratie.

In Deutschland führte der Vormarsch der 
neoliberalen Ideologie bei den Machteliten zu 
einer parteipolitisch paradoxen Konstellati-
on: Da der Deutungsrahmen Wohlfahrtsstaat 
auch Grundlage der CDU/CSU-Politik und 
ihrer Wahlerfolge war, zögerte Kohl die von 
den Machteliten in Wirtschaft, Wissenschaft 
und Medien gewünschte neoliberale Wende 
hinaus. Und so kam es zu einer politischen 
Entwicklung, welche die darunter leidende 
SPD nicht verarbeitet hat, und offensichtlich 
auch nicht verarbeiten möchte: SPD und auch 
Grüne führten einen erfolgreichen Wahl-
kampf mit dem offensiven Bekenntnis zum 
Deutungsrahmen Wohlfahrtsstaat. Nachdem 
sie auf diese Weise die Mehrheit gewonnen 
hatten und Oskar Lafontaine weggemobbt 
worden war, vollzogen ausgerechnet – nach 
kurzer Schamfrist – die zwei linken Parteien 
die neoliberale Wende, zu der der rechte Kohl 
keinen „Mut“ gehabt hatte.

Den neuen Deutungsrahmen der Agenda 
2010 charakterisiert Mielke zutreffend: „Präro-
gative des Marktes“ , Versuch, „die Lebens- und 
Arbeitsrisiken systematisch zu individualisie-
ren“. Agenda 2010 und Schuldenbremse führ-
ten „zu einer Verelendung des öffentlichen 
Raumes, ... (zur) Erosion von Strukturen der 
Jugend- und Sozialarbeit“. Diese Hinwendung 
zu einem neuen Deutungsrahmen war ver-
bunden „mit einer weitgehenden innerpar-
teilichen Dominanz des liberalen und wirt-
schaftsnahen Parteiflügels“ (S. 24 f.).

Für eine erfolgreiche programmatische Er-
neuerung der SPD reicht es nicht aus, bedau-
ernd zur Kenntnis zu nehmen, dass sie zwi-
schen 1998 und 2009 leider die Hälfte ihrer 
Wähler verloren hat, nämlich 10 Millionen von 
20 Millionen. Um erkennen zu können, wie sie 
Wähler zurückgewinnen kann, muss sie aus-
gehen von Mielkes gesellschaftstheoretischer 
Analyse: „Mit dem Schwenk zur Agenda-Po-
litik entstand zunächst eine Entfremdung 
zwischen der SPD mit ihrer neuen Ausrich-
tung und einem besonders auf den traditio-
nellen Deutungsrahmen ausgerichteten Teil 
der sozialdemokratischen Anhängerschaft.“ 
(S. 25). Dem ist noch präzisierend hinzuzufü-
gen: Mit dem Schwenk zu einem neoliberalen 
Deutungsrahmen hat die SPD nicht nur jene 
„unteren“ 40 Prozent des Volkes enttäuscht, 
die mit Einkommensverlusten von bis zu fast 
10 Prozent die Einkommenssteigerungen 
der obersten 10 Prozent um fast 20 Prozent 
„gegenfinanzieren“ mussten (Vergl. dazu 
meinen Beitrag in spw, Heft 204). Enttäuscht 
waren auch viele SPD-Wähler, die zwar keine 
Einkommensverluste hinnehmen mussten, 
deren Gerechtigkeitsgefühl aber durch mas-
sive Steuergeschenke für Superreiche, gegen-
finanziert durch Sozialabbau verletzt wurde. 
Bei einer ARD-Meinungsumfrage am Wahl-
sonntag im September 2009 sahen zwei Drit-
tel in der Agenda-Politik einen Bruch mit so-
zialdemokratischen Grundwerten, also dem 
traditionellen Deutungsrahmen der SPD.

Einen Teil dieses verlorenen Wählermilieus 
konnte zwar Die LINKE gewinnen, aber: „Ein 
anderer Teil dieser befremdeten und entfrem-
deten Wähler scheint sich ziemlich dauerhaft 
aus der politischen Arena in die Wahlenthal-
tung und darüber hinaus in eine politische 
Marginalisierung und Apathie zurückgezo-
gen zu haben.“ (S. 26)

Obwohl der Deutungsrahmen Wohlfahrts-
staat nach 1945 auch normative Grundlage 
der CDU/CSU-Politik war, hat ihr die neolibe-
rale Wende weniger geschadet als der SPD, 
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und zwar aus folgendem Grund: Die SPD-An-
hänger waren historisch viel länger und tief-
er  mit diesem Deutungsrahmen verbunden, 
während das rechte Wählerpotenzial erst 
nach der Katastrophe rechter Politik mit den 
neuen christdemokratischen Parteien nach 
links gerückt war. Und die soziale Interes-
senlage des SPD-Potenzials entsprach auch 
stärker dem Angebot des Wohlfahrtsstaa-
tes. CDU/CSU gingen außerdem geschickter 
mit der Abkehr vom Wohlfahrtsstaat um als 
die SPD: Als Merkel 2005 merkte, dass ihre 
Wähler eine neoliberale Zuspitzung (Kopf-
pauschale in der Krankenversicherung, wei-
tere Senkung des Spitzensteuersatzes) nicht 
honorierten, verschwanden diese asozialen 
Forderungen so sang- und klanglos wie ihre 
Hauptverfechter.

Das Wählerpotenzial von CDU/CSU ak-
zeptiert also Merkels „Neoliberalismus mit 
menschlichem Gesicht“. Für die SPD dagegen 
sieht Mielke – gestützt auch auf Ergebnisse 
der Wahlforschung – Chancen für bessere 
Wahlergebnisse in einer Wiederbelebung 
des Deutungsrahmens Wohlfahrtsstaat, der 
in der Bevölkerung noch stark verankert sei. 
Statt „innerparteiliche Geschlossenheit“ for-
dert er innerparteiliche Debatten: „Es wird 
nun darauf ankommen, Zug um Zug die un-
terbrochene Debatte über den Wohlfahrts-
staat ohne Denkverbote wieder in Gang zu 
bringen und dem klassischen Deutungsrah-
men wieder näher zu kommen.“ (S. 27).

Warum wiederhole ich hier so ausführlich 
das, was ein anderer ja schon geschrieben 
hat?  Weil der hier noch einmal dargestellte 
Deutungsrahmen Wohlfahrtsstaat gegen-
wärtig – weder innerparteilich noch außer-
halb der Partei – als eine theoretische Positi-
on der SPD, oder wenigstens der SPD-Linken, 
wahrnehmbar und wählerwirksam ist. Nur 
in einer Theoriediskussion, mit Wiederho-
lungen, Ergänzungen, kritischen Einwen-
dungen, könnte Wohlfahrtsstaat wieder zu 
einer für viele erkennbaren theoretischen Po-

sition oder Großen Erzählung werden. Mielke 
deutet die Hoffnung an, mit einer solchen 
Debatte „wird eine um lebendige Faktionen 
bereicherte SPD schon mittelfristig auch wie-
der die politische Führungsrolle einer plurali-
sierten Linken in Deutschland erringen kön-
nen.“ (S. 27).

Auf dem Weg zum Wahlprogramm 2013 
war „die unterbrochene Debatte über den 
Wohlfahrtsstaat ... wieder in Gang“ gesetzt 
worden. Die SPD hatte sich bemüht, ihr sozi-
ales Profil nicht nur im Text des Programms, 
sondern auch in einem problemorientierten 
Diskussionsprozess „ohne Denkverbote“ 
wieder glaubwürdig zu machen. Dagegen 
war die Abkehr von dieser „Linkswende“, 
vor allem von den steuerpolitischen Forde-
rungen, nicht Ergebnis einer ehrlichen Wahl-
analyse und einer inhaltlichen Debatte, son-
dern nur Beginn einer neuen „Basta-Politik“. 
Auf das unbefriedigende Wahlergebnis ver-
weisend, formulierte Thomas Kralinski: „Es 
ist nur folgerichtig, dass Sigmar Gabriel das 
Ende der Steuererhöhungspolitik verkündete 
und die Bereitschaft zu Steuersenkungen.“� 
Statt in einem sachlichen Diskussionspro-
zess über die angemessene Steuerpolitik zu 
entscheiden,

V E R K Ü N D E T  derjenige, der qua Amt 
in politischen Fragen unfehlbar ist, wie es ge-
macht wird. (Vergl. dazu auch SPD-Parteitag 
im Dezember 2015 in Berlin).

Die Loblieder auf die „Agenda-Politik“ in 
den „Starken Ideen“ demonstrieren, dass 
Teile der SPD-Führung auf keinen Fall mit 
Hilfe des traditionellen „Deutungsrahmens 
Wohlfahrtsstaat“ Wähler überzeugen möch-
ten, sondern – wie 2009 – mit dem „neolibe-
ralen Deutungsrahmen“ Agenda-Politik und 
Hartz IV. Wie dieser „Deutungsrahmen“ auf 
Wähler wirkt, erläuterte nach den Wahlen 

�	 Thomas Kralinski, Und was tut die SPD für mich? In: Berliner Republik, 3 
u. 4/2014, S. 16ff.
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in Bremen im Mai 2015 die Süddeutsche Zei-
tung am 11. Mai 2015: Die SPD „hat von allen 
Parteien die meisten Wähler ... verloren,“ und 
„in den vergangenen Jahren das Vertrauen 
der unteren Gesellschaftsschichten einge-
büßt“. Und zwar aus folgendem Grund: Sie 
gilt nun wieder „als Partei von Hartz IV und 
Agenda 2010, der sozialen Kälte und Gleich-
gültigkeit.“

Im Gegensatz zu dieser Deutung der Ur-
sachen für das Wahlergebnis in Bremen 
glaubten Teile der SPD-Führung weiterhin, 
sie könnten wieder Wahlen gewinnen, wenn 
die SPD „als Partei von Hartz IV und Agen-
da 2010“ gesehen wird. Und sie wollten die 
Warnung der Süddeutschen Zeitung nicht 
befolgen: „In Bremen zeigt sich nun, dass ein 
‚Weiter so‘ für die Sozialdemokraten keine 
Option ist.“

Nur mit Zeitverzögerung, plötzlich und 
unerwartet, Ende Februar 2016, zwei Wo-
chen vor drei Landtagswahlen, hat auch der 
SPD-Vorsitzende erkannt, dass ein „Weiter 
so für die Sozialdemokraten keine Option 
ist“. Am 26. Februar verlangte er bei Mayb-
ritt Illner eine Abkehr vom strikten Sparkurs, 
weil er glaube, „dass wir eigentlich ein neues 
Solidaritätsprojekt für unsere eigene Bevöl-
kerung brauchen“, nämlich mehr Geld für 
sozialen Wohnungsbau, für Kita-Plätze, für 
die Aufstockung geringer Renten.

Anlass für diesen „Linksschwenk“ war al-
lerdings nicht die Erinnerung an den „Deu-
tungsrahmen Wohlfahrtsstaat“ (oder, wie 
einer in den sozialen Medien fragte: „Hat 
Gabriel sein Parteibuch wiedergefunden?“), 
sondern die Angst vor der parteipolitischen 
Konkurrenz AfD: Er höre immer wieder aus 
der Mitte der Gesellschaft den Satz: „Für die 
macht ihr alles, für uns macht ihr nichts.“ Er 
will also vor allem Wähler überzeugen, dass 
nicht nur die AfD, sondern auch die SPD et-
was „für die eigene Bevölkerung“ mache, 
nicht nur für die vielen Flüchtlinge. Für diese 

forderte er am 28. Februar 2016 in „Bild am 
Sonntag“ Geld für ein „Integrationspaket“, 
ohne das die SPD dem Haushalt nicht zu-
stimmen werde.�

„Ein neues Solidaritätsprojekt“ wäre zwar 
objektiv eine gute sozialdemokratische For-
derung, die potenzielle SPD-Wähler anspre-
chen könnte. Aber alle Reaktionen auf Gab-
riels Spontan-Vorschlag deuten darauf hin, 
dass er die SPD bei den drei Landtagswahlen 
am 13. März 2016 kaum zu einem überwälti-
genden Sieg führen wird.

Aber wenn die SPD auf allen Ebenen der 
Organisation, und vor allem auch die SPD-
Linke (im weitesten Sinn dieses Begriffs), den 
objektiv sozialdemokratischen Gedanken 
Gabriels aufgreifen und in einem nachhal-
tigen Diskussionsprozess mit konkreten In-
halten füllen würde, dann könnte die Partei 
mittelfristig verlorenes Vertrauen zurückge-
winnen. Damit die SPD-Linke ihren Beitrag 
zu dieser Aufgabe leisten kann, braucht sie 
keinen Zweckoptimismus, sondern die selbst-
kritische Einsicht in ihre aktuelle Schwäche: 
Es gibt gegenwärtig noch nicht jenen leben-
digen und wachsenden linken Flügel, der wie 
Ende der sechziger und Anfang der siebzi-
ger Jahre im 20. Jahrhundert bald eine „Füh-
rungsrolle erringen“ könnte. Eine  notwendig 
selbstkritische Einschätzung, muss nicht100-
prozentig das plakative Urteil des Beitrages 
von Micus und Wirries (S. 34 – 41) teilen, aber 
sehr ernst nehmen:

„Die sozialdemokratische Linke ist ermat-
tet, angepasst, und ideenlos“ (S. 34).

In spw 205 gibt es erfreulicherweise auch 
jene produktiven Ansätze, die helfen könnten, 
den unbefriedigenden Zustand der SPD-Lin-
ken zu verbessern. Zu diesem Zweck müssten 
aber zentrale Aussagen aus der „Einleitung 
zum Schwerpunktthema“ nicht als „Zu-

�	 Frankfurter Rundschau, 29. 2. 2016, S. 1 u. S. 4; Internet
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standsbeschreibung“ gelesen werden, son-
dern als „Aufgaben- und Zielbeschreibung“, 
wie z. B.: „spw analysiert die Veränderungen 
im modernen Kapitalismus und zieht dar-
aus Konsequenzen für die reformpolitische 
Praxis. spw ist auf der Suche nach modernen 
Formen sozialistischer Politiken und sozialis-
tischen Wirtschaftens“ (S. 17). Diese „Aufga-
benbeschreibung“ und auch andere Formu-
lierungen, wie z. B. „kapitalismuskritische und 
gesellschaftsverändernde Grundüberzeu-
gung“, implizieren den Anspruch: Wir brau-
chen und suchen

a)	 eine Theorie der gesamtgesellschaft-
lichen Entwicklung, also des real existie-
renden Kapitalismus, und eine Theorie 
und langfristige Strategie für die Trans-
formation des Kapitalismus in Richtung 
der Alternative Sozialismus.

Und wir brauchen und suchen

b)	 ein reformpolitisches Konzept für die kon-
krete Praxis und Tagespolitik in Deutsch-
land, und noch kurzfristiger und enger: 
ein Wahlprogramm für 2017.

Gegenwärtig fehlt der SPD, auch der SPD-
Linken, aber auch den kapitalismuskritischen 
Gruppen und Bewegungen außerhalb der 
Parteien sowohl für a) als auch für b) ein er-
kennbares und werbewirksam kommuni-
zierbares Konzept. Die Vorarbeiten und Bau-
elemente sind noch nicht zu einer Synthese 
zusammengefügt.

Die Linke muss die Welt neu interpretieren, 
um sie zu verändern

Wenn die sozialdemokratische Linke in 
Europa nicht über eine empirisch begründe-
te Theorie der gegenwärtigen Gesellschaft 
und ein Reformkonzept zu ihrer sozialen Ge-
staltung verfügt, dann ist die Hauptursache 
dafür ein fatales Theoriedefizit: Während die 
an Theorie interessierte  Linke, also auch die 

marxistische Linke, im letzten Viertel des 19. 
Jahrhunderts die Welt falsch interpretierte, 
hat die pragmatische, oft auch regierende 
Linke, die Welt überhaupt nicht mehr inter-
pretiert. Sie hielt eine Theorie der Gesellschaft 
für überflüssig oder sogar praxisverhindernd. 
Die politische Praxis fast aller Parteien wurde 
daher immer mehr von der hegemonial ge-
wordenen neoliberalen Ideologie angeleitet.

Zum Problem dieses fatalen Theoriedefi-
zits enthält das Interview mit Uwe Kremer 
zum Thema: 25 Jahre „Projekt Moderner So-
zialismus – 53 Thesen“ (spw 205, S. 93 – 94) 
entscheidende Erkenntnisse, die alle Sozia-
listen, die künftig theoretische Irrwege, Sack-
gassen und Labyrinthe vermeiden möchten, 
beachten müssen. Er kritisiert, dass es „nicht 
zu einer wirklichen Verarbeitung des sowje-
tischen Desasters“ kam und konstatiert zu-
treffend, „dass in der marxistisch geprägten 
Linken bis dato eine Art epochales Denken 
wesentlich war. Man sah sich in einer Ära der 
großen Umbrüche und des Übergangs vom 
Kapitalismus zum Sozialismus und in diesem 
Kontext sind auch die 53 Thesen zu sehen“ (S. 
96). Aber dieses „epochale Element versch-
wand“ mit der Sowjetunion. „Plötzlich war 
der sozialistische Weltgeist verschwunden 
und hinterließ eine große Leere. Erlaubt mir 
bitte den kritischen Hinweis, dass diese Leere 
in der spw niemals mehr ausgefüllt worden 
ist.“ (S. 96).

„Diese Leere“ bedeutet mit anderen Wor-
ten: Die Linke hatte resignierend bemerkt, 
dass ihre Interpretation unserer Epoche als 
„Übergang vom Kapitalismus zum Sozialis-
mus“ leider falsch war.

Eine erneuerte linke Interpretation der 
gegenwärtigen Gesellschaft, als Alternative 
zur hegemonialen neoliberalen Ideologie, ist 
eine intellektuelle Herkulesaufgabe, die nicht 
allein durch viel beschäftigte und geschäf-
tige Politiker zu lösen ist. Für diese Aufgabe 
müsste die SPD-Linke, ob DL 21 oder Magde-
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burger Plattform, zum Diskurspartner jenes 
linksintellektuellen Milieus in Wissenschaft, 
Publizistik und sozialen Bewegungen wer-
den, das in den letzten Jahren wieder stärker 
geworden ist.

Besonders hilfreich wäre eine Beteiligung 
der SPD-Linken, und natürlich auch der ge-
samten SPD und der Grünen, an den bereits 
intensiven und produktiven Debatten über 
den Bestseller von Piketty: „Das Kapital im 21. 
Jahrhundert“. Dieses Buch enthält nicht nur 
eine Fülle von empirischen Daten über die 
Realität des Kapitalismus, sondern auch eine 
empirisch begründete Theorie des „Kapitalis-
mus im 21. Jahrhundert“, also auch eine Inter-
pretation unserer Epoche.

Wie das „Projekt Moderner Sozialismus“, 
meint auch Piketty, dass wir uns „in einer Ära 
der großen Umbrüche“ befinden, allerdings 
nicht in der „Epoche des Übergangs vom Ka-
pitalismus zum Sozialismus“, sondern der 
Rückkehr, oder Regression, vom Wohlfahrts-
staat „zu den Klassengesellschaften des 19. 
Jahrhunderts“.

Uwe Kremer begründet die Erschütterung 
des linken Geschichtsoptimismus, das plötz-
liche Verschwinden des „sozialistischen Welt-
geistes“ einerseits mit dem Ende der Sowje-
tunion, aber auch mit einem kritischen Blick 
auf den „Wohlfahrtsstaat“: „... zumal sich in 
den 90er Jahren auch mit dem Blick auf das 
wohlfahrtsstaatliche Projekt im Westen we-
nig Zukunftsweisendes ergab.“ (S. 96). Gera-
de weil er selbst es nicht so deutlich ausfor-
muliert,  muss man seine Aussage zuspitzen: 
Die Linke hat in den neunziger Jahren die 
Gefahren, die dem Wohlfahrtsstaat droh-
ten, nicht nur unterschätzt, sondern sogar 
weitgehend ignoriert. Und das auch deshalb, 
weil sie die protosozialistische Qualität des 
Wohlfahrtsstaates nicht erkannte oder ge-
ringschätzte, weil man in ihm, verglichen mit 
den erwarteten „Segnungen“ des unaufhalt-
sam nahenden Sozialismus, nur Peanuts sah. 

(Der politisch erfolgreichen ideologischen 
Offensive der Neoliberalen gegen den Sozi-
alstaat war eine politisch ineffektive „Sozial-
staatskritik“ der Neolinken vorausgegangen, 
die die Verteidigung des Wohlfahrtsstaates 
erschwerte.)

Wenn die sozialistische Linke wieder mit 
Hilfe eines Reformprogramms „die Welt ver-
ändern“ will, muss sie zunächst realistisch 
erkennen, dass wir uns in einer Epoche der 
sozialen Regression befinden, die verursacht 
wurde durch einen radikalen Richtungswech-
sel im ideologisch-politischen Überbau: Die 
Hegemonie der neoliberalen Ideologie be-
deutete Aufkündigung des „Klassen- und 
Sozialstaatskompromisses“, der nach 1945 
die Grundlage für den Ausbau des Wohl-
fahrtsstaates war, durch den die „Klassenge-
sellschaft des 19. Jahrhunderts“ weitgehend 
überwunden wurde.

Der neoliberale Politikwechsel seit mehre-
ren Jahrzehnten hat diesen Wohlfahrtsstaat 
bereits schwer beschädigt, so dass wir zügig 
zur „Klassengesellschaft des 19. Jahrhun-
derts“ zurückkehren: Dramatische Zunahme 
der Ungleichheit, schnell wachsender exzes-
siver privater Reichtum einer kleinen Minder-
heit, öffentliche Armut zu Lasten der großen 
Mehrheit, immer mehr Menschen in Armut 
und ausgegrenzt. Krise der repräsentativen 
Demokratie (Postdemokratie), weil immer 
mehr Menschen sich nicht mehr repräsen-
tiert fühlen. Wenn in Bremen im Mai 2015 die 
Wahlbeteiligung in „gutbürgerlichen“ Vier-
teln bei 75 Prozent lag, in Präkariatsvierteln 
bei nur noch 35 Prozent, so dokumentiert das 
die bereits vollzogene Spaltung unserer Ge-
sellschaft, in der Solidarität zur Mangelware 
geworden ist.

Aus diesem Grund brauchen wir „ein 
neues Solidaritätsprojekt“, nicht nur, um 
endlich einmal etwas „für unsere eigene Be-
völkerung“ zu tun, sondern um auf eine his-
torische Herausforderung zu antworten: Den 
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û  Dr. rer. pol. Horst Heimann veröffentlichte zahlreich zur Theorie und 
Geschichte des Demokratischen Sozialismus. Er ist Beisitzer im Vorstand 
des SPD-Ortsvereins Dortmund-Barop und Mitglied im Vorstand der 
Hochschulinitiative Demokratischer Sozialismus.

Wohlfahrtsstaat erneuern, um die endgül-
tige Rückkehr zur „Klassengesellschaft des 19. 
Jahrhunderts“ zu verhindern. Die SPD könnte 
dazu einen wertvollen Beitrag leisten, wenn 
sie Gabriels spontanen Einfall eines „neuen 
Solidaritätsprojektes“ aufgriffe und zu einem 
Reformprojekt für einen radikalen Politik-
wechsel in Richtung mehr Gerechtigkeit und 
Solidarität ausbaute.

Ein solches „Solidaritätsprojekt“ müss-
te „für die eigene Bevölkerung“ u. a. die von 
Sozialverbänden schon seit längerer Zeit er-
hobenen Forderungen nach „armutsfesten 
Renten, Erhöhung der Hartz-IV-Sätze sowie 
nach ausreichender und kostenloser Kinder-
betreuung“ enthalten.� Dieses „neue Soli-
daritätsprojekt“ würde für andere Teile der 
„eigenen Bevölkerung“ aber auch bedeuten, 
höhere Steuern zu bezahlen, um soziale Re-
formen und notwendige öffentliche Investi-
tionen zu finanzieren und der weiter wach-
senden Ungleichheit und Ungerechtigkeit 
entgegenzuwirken.

Ein Politikwechsel in Richtung Gerechtig-
keit und Solidarität wäre 2017 möglich, wenn 
die drei relativ linken Parteien, wie 2013, mit 
Wahlprogrammen für einen Politikwechsel 
antreten, und, anders als 2013, den Willen 
haben, die Kernforderungen für einen Poli-
tikwechsel gemeinsam umzusetzen. Haupt-
instrumente und Ziele eines solchen Politik-
wechsels sind: Wiederherstellung des Primats 
der Politik durch Regulierung der Wirtschaft 
und Steuererhöhungen für Superreiche, um 
die weitere Zunahme der Ungleichheit auf-
zuhalten, die das Gerechtigkeitsgefühl der 
großen Mehrheit verletzt und so die notwen-
digen Zukunftsinvestitionen zu finanzieren.

Für die SPD ginge es bei einem solchen 
Programm für einen Politikwechsel nicht nur 
darum, diese konkreten sozialen Forderungen 

�	 Frankfurter Rundschau, 2. 6. 2015: „Verband der Tafeln fordert Einsatz ge-
gen Armut“

einzeln aufzuzählen. Sie müsste sich auch 
bemühen, in einem nachhaltigen und glaub-
würdigen Diskurs mit der „eigenen Bevölke-
rung“, auch mit den verlorenen Wählern,  den 
„Deutungsrahmen Wohlfahrtsstaat“ und der 
sozialen Gerechtigkeit wieder zum attrak-
tiven und „werbewirksamen“ Markenkern der 
SPD zu machen. Ohne die Wiederbelebung 
dieses „Deutungsrahmens Wohlfahrtsstaat“ 
dürfte es ihr nicht gelingen, sich wieder der 
30-Prozent-Marke zu nähern, oder sogar wie-
der einmal zu überspringen.

Wie stehen die Chancen für bessere 
Wahlergebnisse der SPD und für einen Poli-
tikwechsel 2017? Im unübersichtlichen poli-
tischen Bewusstsein der Machteliten in der 
SPD und bei den Grünen gibt es Indizien für 
den Willen zu einem Politikwechsel 2017, aber 
noch stärkere Indizien für ein „Weiter so!“ mit 
der Union. Von einer Repolitisierung und Mo-
bilisierung der Partei, auch bei den Grünen, 
wird es abhängen, ob es 2017 auch um mehr 
geht als um die Alternative: Darf wieder die 
SPD, oder dürfen die Grünen mit der Union so 
weiter machen wie bisher? 	 ó
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Nach über einem Jahr beklemmender Er-
fahrungen mit dem Anwachsen völkischen Be-
wegungen in Deutschland und Wahlerfolgen 
der nationalistischen AfD blickt die politische 
Linke immer noch erstaunt auf das Treiben in 
Dresden und anderswo. Die sogenannten „Patri-
otischen Europäer gegen die Islamisierung des 
Abendlandes“ haben die politische Diskussion 
vor allem in Dresden und anderen Teilen Sach-
sens spürbar und nachhaltig verändert. Zudem 
haben die jüngsten Wahlerfolge der AfD noch 
einmal gezeigt, dass ein mit Ressentiments ge-
ladener, völkischer Populismus bundesweit mo-
bilisierungsfähig ist.

PEGIDA ist eine sich selbst perpetuierende 
Kampagne, die im völkisch-nationalen Denken 
eines spezifisch regionalen Milieus wurzelt, dies 
aber überschreitet. Sie mobilisiert dabei Einstel-
lungsmuster, deren Verbreitung seit Jahren be-
kannt ist und sattsam diskutiert wird. Gruppen-
bezogene Menschfeindlichkeit und autoritäre 
Gesellschaftsmuster sind in der gesamten deut-
schen Gesellschaft verbreitet; national-chau-
vinistischen und ausländerfeindlichen Aus-
sagen stimmen unabhängig von temporären 
Schwankungen regelmäßig 20 bis 30 Prozent 
der deutschen Bevölkerung zu (Heitmeyer 2012; 
Zick/Klein 2014; Decker/Kiess/Brähler 2014). Die-
se Einstellungsmuster kommen bei PEGIDA-An-
hängern häufiger vor als bei der Durchschnitts-
bevölkerung (Vorländer/Herold/Schäfer 2016: 
71-105).� Das allein erklärt aber noch nicht die 
Größe und Permanenz der Demonstrationen 
selbst. Wie kam es dazu, dass – in den Worten 
eines sächsischen Beratungsnetzwerks gegen 
Rechtsextremismus – mit PEGIDA eine „Gele-
genheitsstruktur entstanden [ist], die Einstel-

�	 Bei aller Vorsicht, mit der derartige Aussagen angesichts der metho-
dischen Schwierigkeiten der empirisch Forschenden vor Ort zu genießen 
sind.

Regressiver Stolz und das Verstummen der Politik – Zum 
sozialen Identitätsangebot von PEGIDA, AfD und Co. 
von Matthias Ecke

lungen Einzelner in einer Handlungsebene bün-
delt“ (Kulturbüro Sachsen 2014: 4)?

PEGIDA – Lokale Ursachen einer rassistischen 
Gelegenheitsstruktur

Die Antwort auf diese Frage in lokalen und 
regionalen Ursachen zu suchen liegt nahe. 
Nicht nur die dramatische Diskrepanz zwischen 
den Teilnehmerzahlen an den PEGIDA-Demons-
trationen in Dresden einerseits und der diversen 
bundes- und europaweiten Ableger anderer-
seits lenkt den Blick auf Sachsen, auch weitere 
rechte Ausschreitungen in den letzten Monaten 
(in Freital, Heidenau, Clausnitz usw.) deuten auf 
Fehlentwicklungen vor Ort (dazu ausführlich 
Demuth 2016: 13-16).

Dresden hat es PEGDIA leichtgemacht. Eine 
gut organisierte rechte Szene in Dresden und 
den umliegenden Landkreisen traf auf eine 
mobilisierungsschwache und -unwillige Dres-
dner Stadtgesellschaft mit einem traditionell 
obrigkeitsorientierten Bürgertum. Schon die 
jährlichen Neonazi-Aufmärsche rund um den 
13. Februar (Jahrestag der Bombardierung Dres-
dens im Zweiten Weltkrieg) wurden erst mit 
Hilfe deutschlandweiter Gegenmobilisierung 
in die Schranken gewiesen. Das liberale Bür-
gertum der Stadt hat PEGIDA den öffentlichen 
Raum überlassen, sei es aus Sympathie, Desin-
teresse oder einer allgemeinen Aversion gegen 
das sichtbare Zurschaustellen der eigenen poli-
tischen Überzeugungen. 

Denn Demokratie und Streitfähigkeit sind in 
Sachsen nach 25 Jahren CDU-Herrschaft weiter-
hin unterentwickelt. Ein beteiligungsfeindliches 
und konformistisches politisches Klima hat 
auch die Auseinandersetzung mit sich verfesti-
genden rechten Strukturen erschwert. Zugleich 
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hat die regierende Union dazu beigetragen, den 
Stolz der Sachsen auf ihre Geschichte und die 
vergleichsweise erfolgreiche Bewältigung der 
Transformation zu einem ausgrenzenden Hei-
matdiskurs zu verweben, der im Chauvinismus 
von PEGIDA durchscheint.

Dazu kommen die für den ganzen Osten 
Deutschlands typischen Transformationser-
fahrungen. Die Nachwendezeit, mehr noch als 
die Zeit des Existierens der DDR selbst, hat den 
Wahrnehmungsrahmen der gegenwärtigen 
politischen und gesellschaftlichen Verhält-
nisse für viele Menschen im Osten geprägt. 
Ökonomische Verunsicherungs- und Depriva-
tionserfahrungen wie Arbeitsplatzverlust, Sta-
tusdegradierung, die Entwertung von Berufs-
biographien und die zunehmende und sich 
verfestigende soziale Ungleichheit haben sich 
bei vielen Menschen stärker im Bewusstsein 
verankert als der kontinuierlich (und im glo-
balen Maßstab erstaunlich rasant) wachsende 
durchschnittliche Wohlstand. 

Hinzu kommt: Die demokratischen Instituti-
onen der Bundesrepublik Deutschlands wurden 
übertragen und in großen Teilen nicht selbst 
geschaffen. Viele gesellschaftliche Eliten, ge-
rade in den staatsnahen Bereichen der Politik, 
Verwaltung, Justiz, Wissenschaft, öffentlich-
rechtlichen Medien oder öffentlichen Unter-
nehmen wurden aus der alten Bundesrepublik 
gleichsam „importiert“. Das demokratische 
System und seine RepräsentantInnen wurden 
und werden von vielen als etwas Äußerliches 
empfunden. Zivilgesellschaftliche Strukturen, 
die das eigene Erleben demokratischer Selbst-
organisation und zivilen Interessenausgleichs 
gewährleisten, bleiben bis heute unterent-
wickelt und sind weniger wirkmächtig. In der 
Summe führen diese Entwicklungen nicht 
zwangsläufig zu Demokratieablehnung. Aber 
sie markieren das bestehende politische Sys-
tem als etwas Uneigenes, nicht per se Schüt-
zenswertes, demgegenüber Loyalität und Zu-
stimmung primär auf Basis der Zufriedenheit 
mit seinen Ergebnissen zugebilligt werden.

„Sonst geh‘ ich zu Pegida“: Selbstwirksam-
keit und Resonanzverlangen

Die begünstigenden Umstände gerade in 
Dresden erklären aber noch nicht die Motive der 
Akteure, die für die Mobilisierungsdynamik letzt-
lich ausschlaggebend sind. Was motiviert Men-
schen Woche für Woche zu einer Demonstrati-
on zu gehen, auch wenn sie wissen, dass die dort 
erhobenen sachpolitischen Forderungen unspe-
zifisch, widersprüchlich und faktisch ohne Chan-
ce auf Umsetzung sind? Eine Antwort darauf 
ist die soziale Dimension des rechten Wutbür-
gertums, die mir bisher unterbelichtet scheint.

Zu den Dynamiken dieser Mobilisierung 
beobachtete die Göttinger Forschungsgruppe, 
dass PEGIDA „sich als Solidargemeinschaft an-
bot, in den wöchentlichen Protesten den einzel-
nen das Erlebnis von Zugehörigkeit vermittelte 
und sonst wenig erlebten Gleichklang mit vie-
len anderen herstellte“ (Geiges/Mark/Walter 
2015: 192). Eine solche Gemeinschaft stellt keine 
Solidarität im demokratischen und inklusiven 
Sinne her, aber sie schafft eine nach außen ab-
gegrenzte Form von Zusammengehörigkeit. 
PEGIDA wirkt augenscheinlich als kollektives 
Identitätsangebot in einer fragmentierten und 
entsolidarisierten Gesellschaft und schafft 
eine selbstbezogene Wirksamkeitserfahrung 
in einer Gruppe politisch zuvor oft apathischer 
Menschen. Mit der bloßen Teilnahme an einer 
von der Mehrzahl politischer und medialer Eli-
ten als mindestens anstößig bezeichneten De-
monstration hebt sich der oder die einzelne Teil-
nehmende über eine empfundene politische 
Ohnmachtsschwelle und macht sich politisch 
hörbar. Hier vollzieht sich im regressiven Sinne 
eine Form von Empowerment, ein subjektiv 
erlebter Austritt aus politischer Wirkungslosig-
keit. Nicht selten werden Schreiben und Wort-
beiträge an Verantwortungsträger gerichtet, in 
denen eine Demonstrationsteilnahme ange-
droht wird, falls die eigenen Forderungen nicht 
umgesetzt werden. „Sonst geh‘ ich zu PEGIDA“ 
dient den Machtlosen als neu gewonnenes po-
litisches Druckmittel.
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Die Demonstrationen zogen eine bewegte 
öffentliche Debatte nach sich, in deren Verlauf 
viele progressive SpitzenpolitikerInnen die De-
monstrationen und ihre Anführer verurteilten. 
Wer allerdings glaubte, mit moralischer Grenz-
ziehung ließe sich der Zustrom zu dieser Bewe-
gung verlangsamen oder gar umkehren, hat 
sich hinsichtlich der Mechanismen ihrer Mo-
bilisierung getäuscht. Die Ingroup-Formation 
der PEGIDA wird bestärkt durch ein kollektives 
Aus-der-Gesellschaft-Treten – einer als fremd 
und steril empfundenen Gesellschaft. Eine Ge-
sellschaft, aus der man sich verabschiedet hat, 
kann einen nicht verstoßen. Nur so konnte aus 
der „Schande für Deutschland“ und dem „Pack 
von Heidenau“ eine heroische Selbstzuschrei-
bung der Bezeichneten werden. „Wir sind das 
Pack!“ – das Schmieröl der PEGIDA-Mobilisie-
rungsmaschine ist der regressive Stolz.

Dahinter steckt weit mehr, als klassischer-
weise mit Politikverdrossenheit bezeichnet 
wird. Es geht nicht nur um Vertrauensverlust 
und Mitwirkungsverweigerung gegenüber 
den Akteuren der institutionellen Demokra-
tie. Es geht nicht um ein Abwenden aus Ver-
ärgerung über Vorschläge, mit denen man 
nicht (mehr) übereinstimmt. Vielmehr wer-
den Responsivität und Reaktivität der demo-
kratischen Akteure und Institutionen grund-
sätzlich in Zweifel gezogen. Der Humus der 
PEGIDA-Demonstrationen ist nicht Politikver-
drossenheit, sondern Politikentfremdung.

Hartmut Rosa (2015) hat darauf hingewie-
sen, dass Bewegungen wie PEGIDA oder Par-
teien wie die AfD oft an durchaus reale Ent-
fremdungserfahrungen in kapitalistischen 
Gesellschaften anknüpfen, auch wenn sie da-
für fiktive Schuldige suchen. Auch eine kri-
tische Perspektive müsse sich mit politischer 
Entfremdung auseinandersetzen, die als Ver-
stummen der repräsentativdemokratischen 
Politik erfahren wird. „Das Problem […] liegt 
darin, dass die Resonanzachse zwischen der 
etablierten Politik und weiten Teilen der Be-
völkerung gebrochen ist, dass ihnen die Politik 

nicht mehr zu antworten scheint“ (ebd.). Da-
gegen bedeute „[d]emokratische Resonanz […], 
dass die eigene Stimme im politischen Konzert 
zur Geltung gebracht werden kann, dass sie 
sich mit den anderen Stimmen vereinigt und 
dass sie auf einen Widerhall stößt, der oft ge-
nug auch ein scharfer Widerspruch sein kann, 
dass sie Folgen hat“ (ebd.).

Die dauerhafte Mobilisierung von PEGIDA 
ist ohne diesen Aspekt nicht zu erklären. Mit 
der Teilnahme an diesen Demonstrationen und 
dem Meinungsaustausch über sie hatte für viele 
Menschen die eigene politische Stimme plötz-
lich Geltung und Widerhall (zurück)gewonnen. 
Jedoch geht es den PEGIDA-Demonstranten 
augenscheinlich nicht um eine so verstandene 
„demokratische Resonanz“. Sie streben keine 
Mitbestimmung und Teilhabe an, keine „verei-
nigten Stimmen“, sondern wollen gehört wer-
den im Sinne eines imperativen Eingabewe-
sens. Unter grober Missachtung der Idee eines 
regulativen Interessenausgleichs werden un-
mittelbar einzulösende Ansprüche gegenüber 
„der Politik“ erhoben. Ein Pluralismus legitimer 
Interessen ist unbekannt, der „Volkswillen“ hin-
gegen imperativ. Die Politik müsse nur machen, 
was das Volk will – konsequenterweise verzich-
tet PEGIDA weitgehend auf das Erheben zu-
sammenhängender sachlicher Forderungen.

Entleerung repräsentativer Demokratie 

Die Voraussetzung für die Legitimation re-
präsentativer Demokratie ist das grundsätz-
liche Einvernehmen von WählerInnen und 
Gewählten, dass die Auswahl politischer Al-
ternativen auf Basis politischer Mehrheitsent-
scheidungen erfolgt, die der Souverän trifft. 
WählerInnen äußern sich politisch in Wahlen 
oder Abstimmungen, gewählte PolitikerInnen 
„antworten“ durch die Bereitstellung (kon-
flikthaft ausgehandelter) Lösungen, die auf 
diesen Präferenzen beruhen. Wer mit diesen 
Lösungen unzufrieden ist, kann entlang der 
politischen Konfliktlinien eine andere Präfe-
renz (Programm, Partei) auswählen. 
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Ein wachsender Teil der Bevölkerung findet 
sich in seiner politischen Binnensicht offen-
sichtlich nicht mehr durch traditionelle poli-
tische Konfliktlinien repräsentiert. Das Unbe-
hagen dieser Menschen lässt sich kaum noch 
in programmatische Differenzen zwischen Par-
teien oder politischen Bewegungen überset-
zen. Eine solche amorphe Form der politischen 
Konflikthaftigkeit drängt konsequenterweise 
die sozialen und institutionellen Träger dieser 
Konfliktlinien – Parteien, Gewerkschaften, Ver-
bände, Religionsgemeinschaften etc. – an den 
Rand. Dass diese Milieus mit politischen Ange-
boten von links (bessere Arbeitsbedingungen, 
höhere Renten oder mehr demokratische 
Bildung) oder von rechts (Sicherheit und Ord-
nung, härtere Migrationsregimes, konserva-
tive Familienpolitik etc.) wieder an etablierte 
politische Akteure rückgebunden werden kön-
nen, ist denkbar, aber sehr voraussetzungsvoll. 
Daher teile ich auch nicht die Auffassung, dass 
mit PEGIDA, AfD und anderen rechtspopulis-
tischen Gelegenheitsstrukturen ein soziales 

Protestbedürfnis im klassischen Sinne auf-
gegriffen wird, so dass man „die Bearbeitung 
der Gerechtigkeitslücke den rechten Politik-
projekten […] entwinden“ und in „emanzipa-
torische, solidarische Perspektiven“ einbinden 
könne (Kaindl 2015: 29)

Um nicht falsch verstanden zu werden: es 
geht hier um Verstehen im analytischen, nicht 
um Verständnis im normativen Sinne. Die Vor-
stellung, man müsse die vielzitierten „Sorgen 
und Nöte“ dieser Menschen ernst nehmen 
und ihnen eine inhaltlich-politisches Angebot 
machen, ist angesichts der politischen Einstel-
lungsmuster dieser Milieus falsch und fatal. 
Wer an rassistischen Demos teilnimmt, han-
delt rassistisch. Dies zu relativieren oder zu 
entschuldigen verbietet sich. Tatsächlich ernst 
nehmen muss man hingegen die Bereitschaft 
eines wachsenden Teils der Bevölkerung, sich 
an einer derartigen sozialen Desintegration 
und Verrohung zu beteiligen, weil sie offenbar 
das Gefühl haben, sich politisch abseits eines 
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destruktiven Wutschreiens kein Gehör mehr 
verschaffen zu können. Diese Entwicklung ist 
ein zentraler Faktor des Aufstiegs von PEGIDA, 
und weist über diesen konkreten Fall hinaus.

Jenseits von PEGIDA: Die Politik des antwor-
tenden Sprechens 

Bei PEGIDA handelt es sich zwar vordergrün-
dig um eine regionale Kampagne völkischer 
und neurechter Kräfte, die in einer konserva-
tiven Stadtgesellschaft und der politischen 
Kultur Sachsens auf günstige Rahmenbedin-
gungen stießen. Die dauerhafte und zeitwei-
se weit über klassische nationalkonservative 
und rechtsextreme Milieus hinausreichende 
Mobilisierung konnte aber nur daher gelingen, 
weil viele Menschen darin eine Möglichkeit 
sahen, sich gegenüber einer als stumm und 
entschwunden empfundenen Politik Gehör 
zu verschaffen. Dieser Befund gilt unabhän-
gig von politischen Mobilisierungsthemen� 
und wurde durch die Wahlerfolge der AfD und 
die Wahlmotive bestätigt. Er mag im Osten 
Deutschlands aus einer Reihe von Gründen 
ausgeprägter sein als im Rest des Landes, aber 
es spricht in dieser Frage mehr für eine „Ver-
ostung des Westens“ (Hoffmann 2016) als für 
das Gegenteil. 

Auf das fundamentale Gefühl des Unver-
standenseins lässt sich nicht allein durch poli-
tische Angebote entgegnen. Vielmehr ist eine 
Voraussetzung dafür, dass die politische Aus-
einandersetzung überhaupt auf dieser Ebene 
ankommen kann (und dass mithin für emanzi-
patorische Lösungen geworben werden kann), 
dass – mit Rosa gesprochen – die „Beziehung 
des antwortenden Sprechens“ zwischen ins-
titutionalisierter Politik und großen Teilen der 
Bevölkerung wiederhergestellt wird. 

Diese Wiederaneignung der Demokratie 
braucht eine sinnhafte Erzählung kollektiver 

�	 Auf dem Höhepunkt der PEGIDA-Demonstrationen Anfang 2015 war 
beispielsweise von einer Flüchtlingskrise noch keine Rede.

Selbstwirksamkeit, in der die Menschen ihre 
vielfach fordernde Alltagsbewältigung und 
ihren Beitrag zu einem gedeihlichen gesell-
schaftlichen Zusammenleben anerkannt und 
mit der demokratischen Gesellschaftsform 
verbunden sehen. Paradoxerweise könnten 
gerade die Aufgaben, die mit der Integration 
vieler Geflüchteter verbunden sind, als Fanal 
eines neuen aktiven Miteinanders dienen, 
dass die Bereitschaft der Bevölkerung stärkt, 
spürbare Verantwortung für das Miteinander 
zu übernehmen. Das Land besitzt die norma-
tiven und materiellen Ressourcen dafür. Und 
die Sozialdemokratie kann der zentrale Akteur 
sein, in dem eine so verstandene Bürgerbewe-
gung ihren politischen Widerhall erkennt. 	 ó

û  Matthias Ecke ist Politikwissenschaftler. Er lebt in Dresden und arbei-
tet als Referent im Sächsischen Wirtschafts- und Arbeitsministerium.
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In seinem Beitrag� stellt Ulrich Brand zwei ka-
pitalismuskritische Alternativkonzepte vor: „De-
Growth“ und „Postextraktivismus“. Während 
das erste eher ein Konzept für den globalen Nor-
den (man denkt an „Überflussgesellschaften“) 
ist, bezieht sich das zweite mehr auf den glo-
balen Süden und dort wiederum vor allem auf 
die Rohstoff exportierenden Länder. Beide Kon-
zepte werden im Folgenden kritisch beleuchtet, 
um abschließend einige fundamentalere Fragen 
kapitalistischen Wachstums aufzuwerfen.

1.	 Wachstum im globalen Norden

Die Logik einer schrumpfenden Wirtschaft 
in den reicheren Ländern ergibt sich aus den of-
fensichtlichen Problemen des gegenwärtigen 
Wachstumsmodells: Klimawandel, Umweltbe-
lastungen durch sonstige Emissionen und Ab-
fall, Naturverlust (Artensterben, Zersiedelung, 
Betonierung etc.), Demographie und Überkon-
sum. Letzterer äußert sich in der Vernichtung 
von Lebensmitteln und Fettleibigkeit, schnel-
lerer Umschlagsgeschwindigkeit von (nicht 
mehr so) langlebigen Konsumgütern (Klei-
dung, Haushaltsgeräte, Elektronik etc.) und der 
Dominanz sozialer Distinktion als Konsummo-
tiv. Steigende Einkommen, die für immer mehr 
Konsumgüter ausgegeben werden, repräsen-
tieren immer weniger steigenden Wohlstand, 
wenn man darunter auch eine nachhaltige Na-
turbasis, Gesundheit und Glück versteht.

Aber dieses Bild der nordwestlichen Wohl-
standsgesellschaften blendet eine Reihe von 
Aspekten aus: Vor allem die ungleiche Einkom-
mens- und Vermögensverteilung und die sich 
daraus ergebenden Diskrepanzen im Lebensstil 

�	 Ulrich Brand: Alternative Perspektiven auf der Höhe der Zeit: Debatten 
um Degrowth und Post-Extraktivismus, in: spw 212 (1/2016)

Perspektiven kapitalistischen Wachstums 
Ein Kommentar zu Ulrich Brand

von Michael Dauderstädt

und Konsumverhalten, aber auch die ungedeck-
ten Bedarfe in Sektoren wie Pflege, Gesundheit 
und Bildung und die mangelnden öffentlichen 
Investitionen. Im Zuge der Flüchtlingszuwan-
derung nehmen diese Defizite in den Auf-
nahmeländern noch zu. Bezeichnenderweise 
sind es eher die ärmeren Menschen, die z.B. an 
Übergewicht leiden, während der Konsum, der 
auf die eigene Gesundheit und auf soziale und 
ökologisch gute Produktionsherkunft achtet, 
eher ein Privileg der reicheren bzw. gebildeteren 
Schichten ist. Die Unterschiede liegen also weni-
ger in der Quantität als in der Qualität des Kon-
sums. Je höher das Einkommen, desto höher ist 
außerdem die Sparquote, also der Teil vom Ein-
kommen, der nicht konsumiert, sondern inves-
tiert bzw. angelegt wird und so das Vermögen 
und künftiges Einkommen mehren kann.

Was bedeutet das für die Wachstumspers-
pektiven? Aus sozialdemokratischer Sicht 
sollten die Qualität des privaten Konsums der 
bisher benachteiligten Schichten, der Konsum 
an öffentlichen Dienstleistungen und die öf-
fentlichen Investitionen wachsen. Wie kann 
das finanziert werden bzw. woher kommen 
die entsprechenden Einkommen? Umvertei-
lung durch höhere und effizientere Besteue-
rung von Vermögen, Erbschaften und hohen 
Einkommen spielt eine wichtige Rolle. Aber 
Einkommen entstehen primär aus und bei der 
Produktion des entsprechenden Angebots. Es 
ist dieser Kreislauf aus erhöhter Beschäftigung 
und Produktivität sowie wachsenden, besser 
verteilten Einkommen, den die Friedrich-Ebert-
Stiftung in ihrem Konzept des „sozialen Wachs-
tums“ detailliert entwickelt und vorgestellt hat 
(FES 2011; Gramke u.a. 2012; Dauderstädt 2012).

Es ist im Kern eine Neuauflage des fordisti-
schen Wachstumsmodells der drei „glorreichen“ 
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Dekaden nach dem Zweiten Weltkrieg, aller-
dings ohne deren ökologisch problematischen 
Fokus auf die industrielle Massenproduktion von 
langlebigen Konsumgütern. Von diesem Modell 
zu übernehmen wären aber: Vollbeschäftigung, 
Ausbau des Sozialstaats, hohe Besteuerung am 
oberen Ende, streng regulierte Kapitalmärkte 
und produktivitätsorientierte Lohnpolitik.

Dieses Modell wurde mit der neoliberalen 
Wende untergraben mit der Folge stärkerer 
Krisenanfälligkeit, wachsender Ungleichheit 
und langsameren Wachstums. Piketty (2013) 
hat Umfang und Folgen dieses neuen Kapita-
lismus umrissen: Zunehmendes Gewicht und 
Konzentration der Vermögen sowie die Aus-
höhlung der meritokratischen und demokra-
tischen Grundlagen erfolgreicher kapitalisti-
scher Gesellschaften.

Verstärkt wird dieser Prozess durch tech-
nologische Entwicklungen und die Globalisie-
rung, die die Nachfrage nach einfacher (und 
perspektivisch auch schon weniger einfacher) 
Arbeit in den reicheren Ländern und damit de-
ren Lohnwachstum bremst und die Einkommen 
der Kapitalbesitzer (auch als Lohneinkommen 
der Eigentümer von speziellem Humankapital) 
erhöht. Bei diesen Einkommen handelt es sich 
zunehmend um Oligopolrenten, die sich aus 
steigenden Skalenerträgen, sinkenden Grenz-
kosten und Netzwerkeffekten ergeben. Google, 
Facebook, Apple, aber auch die Topverdiener in 
der Finanzwelt, im Showgeschäft, Kunst, Kultur 
und Sport sind die Nutznießer. Sie alle bedie-
nen globale Märkte zu Preisen, die kaum mehr 
etwas mit den Kosten (auch der Ausbildung) 
zu tun haben, aber nur schwer durch Wettbe-
werbsmärkte zu kontrollieren sind.

2.	 Wachstum im globalen Süden

Im globalen Süden ist – wie Ulrich Brand 
auch sagt – ein allgemeines Schrumpfen oder 
schwaches Wachstum von Produktion und Kon-
sum angesichts von über einer Milliarde armer 
Menschen und relativ starkem Bevölkerungs-

wachstums weder eine politisch noch mora-
lisch akzeptable Perspektive. Vielmehr braucht 
der Süden Entwicklung, wenn auch nicht im 
gleichen Muster „fossiler Industrialisierung“ 
wie der Norden. Man findet im Süden neben 
einem (leider) überwiegend verbreiteten Mo-
dell von Rohstoffexportwirtschaften (Extrak-
tivismus) auch Beispiele für relativ erfolgreiche 
Entwicklung, wozu – in historischer Perspektive 
– Japan, Korea, Taiwan, Singapur, seit 1990 auch 
China und weitere asiatische Länder zählen.  Di-
ese Länder zeichnen sich typischerweise nicht 
durch große Rohstoffvorkommen aus.

Rohstoffökonomien unterliegen einem 
Fluch („resource curse“), der sich ökonomisch in 
der holländischen Krankheit („Dutch disease“ = 
geringe Wettbewerbsfähigkeit und Deindus-
trialisierung wegen überbewerteter Währung) 
und politisch in autoritärem Klientelismus 
ausdrückt, da sich der Staat kaum aus Steuern, 
sondern aus den Rohstoffrenten finanziert, die 
über Patronagenetze verteilt werden. Solche 
Gesellschaften (siehe Irak) sind schwer zu de-
mokratisieren und wirtschaftlich diversifiziert 
zu entwickeln (Dauderstädt/Schildberg 2006). 
In Zeiten hoher Rohstoffpreise und damit re-
aler Kaufkraft der Exporteure (bessere terms 
of trade) lassen sich Entwicklungsfortschritte, 
die aber meist sehr ungleich verteilt sind, fest-
stellen. Argentinien etwa kam zwischen 1850 
und 1930 zu beachtlichem Wohlstand. Danach 
dominierte der von vielen kritischen Entwick-
lungsökonomen beklagte „ungleiche Tausch“ 
zwischen Industrie- und Entwicklungsländern 
mit der Folge hartnäckiger globaler Wohl-
standsgefälle. Die relativ hohen Preise seit 1990 
ermöglichten dagegen Aufholprozesse auch im 
notorisch wachstumsschwachen Afrika.

Kernproblem bleibt auch und gerade im 
Süden die Einkommensverteilung. Die frü-
hen erfolgreichen Ostasiaten zeichneten sich 
durch eine relativ egalitäre Verteilung aus. 
Chinas Wachstum war dagegen trotz starker 
Abnahme der Armut von einer dramatischen 
Zunahme der Ungleichheit begleitet. Es bleibt 
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abzuwarten, inwieweit sich dies im Zuge der 
gegenwärtigen Kursänderung zu einem mehr 
binnenmarkt- und konsumorientierten Modell 
ändert. Rohstoffökonomien sind notorisch 
sehr ungleiche Gesellschaften. Geringe Mas-
seneinkommen behindern die Entfaltung einer 
diversifizierten Angebotsstruktur.

Letztlich müssen diese Länder die eigene 
Bevölkerung beschäftigen, um die Güter und 
Dienstleistungen zu produzieren, die deren rie-
sigen Bedarf decken können. Es geht also – ähn-
lich wie im Modell des sozialen Wachstums 
– um die Etablierung produktiver Kreisläufe, 
die Beschäftigung, Einkommen und dadurch 
mögliche Nachfrage verbinden, was auch aus 
kapitalistischer Perspektive die Ausweitung 
der Produktion ermöglicht. Das ist in kleineren 
Ländern mit problematischen naturräumlichen 
Bedingungen sicher schwerer als in größeren 
Ländern mit ordentlichen Böden und Klimabe-
dingungen. Zu flankieren ist ein solcher Prozess 
durch eine vorsichtige Integration in die inter-
nationale Arbeitsteilung, auf die kleinere Länder 
stärker angewiesen sind. Ein Freihandel, der be-
stehende komparative Vorteile (z.B. bei Rohstof-
fen) zementiert, bremst Entwicklung und war 
nicht Teil erfolgreicher Aufholstrategien von 
Nachzüglern wie Deutschland und USA vor 1914 
oder Japan und Korea nach 1945.

3.	 Kapitalistisches Wachstum und Un-
gleichheit

Für einen der profunderen Analytiker des glo-
balen Kapitalismus, Hartmut Elsenhans, war die 
Entfaltung der Massennachfrage durch kräftige 
Lohnentwicklung die zentrale Bedingung für die 
kapitalistische Entwicklung (Elsenhans 2012). 
Dieser auf und durch Demokratie, starke Ge-
werkschaften und Wohlfahrtsstaat gestützte 
und gezähmte Kapitalismus scheint heute ge-
fährdet. In postdemokratischen Gesellschaften 
dominieren vom Kapital diktierte „Sachzwänge“ 
die Politik, während Gewerkschaften an Einfluss 
verlieren und der Wohlfahrtsstaat unter ständi-
gem „Reform“-Druck steht.

Mit der Digitalisierung der Produktion ver-
ändert sich der Kapitalismus erneut. Maschinen 
(Computer) sind zunehmend in der Lage, auch 
komplexe menschliche Tätigkeiten zu erset-
zen, womit nicht nur Güter, sondern auch viele 
Dienstleistungen ohne bzw. mit viel weniger 
direkter menschlicher Arbeit erbracht werden 
können. Dieser Produktivitätszuwachs eröff-
net vor allem dann neue Wohlstandschancen, 
wenn er in die Preise weitergegeben würde. 
Zwar würden erst mal Arbeitsplätze wegfal-
len, aber die Realeinkommen steigen, was neue 
Nachfrage nach neuen Angeboten erlauben 
würde. Aber der fordistische Zusammenhang 
von Massenproduktion und Massennachfra-
ge verändert sich, da bei digitalen Produkten 
die Grenzkosten null sind und der Absatz (z.B. 
Verkauf von Videos, Musikdownloads oder E-
Books) unmittelbar (ohne Produktionsverzug) 
mit der Nachfrage wächst. Wird ein Produkt 
eine Million Mal gekauft, so ist praktisch der Er-
trag jeder über die gesamten Grundkosten zu-
sätzlich verkauften Einheit reiner Gewinn. Das 
hat Auswirkungen auf die Verteilung, da diese 
Einnahmen keinen in der Massenproduktion 
beschäftigten Arbeitern zufließen (die es kaum 
mehr gibt, geschweige denn kollektiv organi-
siert sind), sondern den Eigentümern des im-
materiellen Kapitals (intangible capital), dem in 
der modernen Wachstumszerlegung (Growth 
accounting) eine zunehmende Rolle bescheini-
gt wird. Der „neue“ Kapitalismus ist eben nicht 
mehr primär die maschinelle Güterproduktion, 
sondern die zunehmend hybride und demate-
rialisierte Produktion von Produkten, die eine 
Mischung aus klassischen „Gütern“ und Dienst-
leistungen (hardware und software) darstellen. 
Dieses technologische Phänomen ist einer der 
Faktoren, die die zunehmende Ungleichheit des 
heutigen Kapitalismus erklären.

Ist dieser neue, ungleichere, digitale Kapita-
lismus langfristig überlebensfähig? Oder wird er 
mangels gesicherter Massenkaufkraft zusam-
menbrechen? Welche Kreislaufzusammenhän-
ge müssen gewahrt bleiben, damit es nicht zu 
häufigen Rezessionen und Krisen kommt? Bei 
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Marx, Keynes und Elsenhans konsumieren die 
Arbeiter ihre Löhne, während die Kapitalisten 
ihre Profite investieren, solange sie neue Profi-
te erwarten. Die Lohnsumme entspricht dann 
dem Output des Konsumgütersektors, wäh-
rend die Profitsumme dem Output des Investiti-
onsgütersektors entspricht, dessen immer wei-
teres Wachstum allerdings nicht sinnvoll bzw. 
rentabel sein kann. Aber was passiert, wenn ein 
großer Teil des Einkommens eine Mischung aus 
Löhnen und Profiten (von Spitzenverdienern 
wie Stars, erfolgreichen IT-Unternehmern etc.) 
ist? Und wenn sich diese Kaufkraft nur partiell 
auf Investitionsgüter und vielmehr auf Luxus-
güter richtet?

In einem Dreisektorenmodell mit einfacher 
Konsumgüter-, Investitionsgüter- und Luxusgü-
terproduktion wäre dann die Lohnsumme (im 
engeren Sinne ohne die Spitzeneinkommen) 
aller drei Sektoren gleich dem Output des ers-
ten Sektors und die Profitsumme gleich dem 

Output der beiden anderen Sektoren. Da der 
Kapitalstock nur in dem Maße wächst, wie sich 
die Nachfrage aus den Profiteinkommen nicht 
auf Luxusgüter ausrichtet, können die von Marx 
und Keynes befürchteten Folgen unbegrenzter 
Kapitalakkumulation (tendenzieller Fall der Pro-
fitrate, sinkende Grenzleistungsfähigkeit des 
Kapitals) schwächer ausfallen. Es würde auch 
das aus der Finanzkrise und danach bekannte 
Problem entschärfen, dass immer mehr Erspar-
nis (dank höherer Einkommenskonzentration) 
hektisch nach Anlagen sucht – mit der Folge von 
Vermögensblasen und Schuldenkrisen.

Für das 21. Jahrhundert sieht Piketty voraus, 
dass die Ungleichheit des 19. Jahrhunderts noch 
übertroffen wird. Zwei Mechanismen treiben 
den Prozess: 1. Da die Wachstumsraten langfris-
tig sinken, wird die Kapitalrendite spürbar über 
der Wachstumsrate des Bruttoinlandsproduktes 
(BIP) liegen. 2. Die Verteilung des Einkommens 
zwischen Kapital und Arbeit, die sich schon ver-
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schlechtert hat, wird sich weiter zugunsten des 
Kapitals verändern. Es bleibt abzuwarten, wie 
sich der neue, ungleichere Kapitalismus aus-
prägen wird. Aber er könnte sich mangels Mas-
senkaufkraft mehr durch eine Expansion der 
Produktion von Luxusgütern (Jachten, Privatjets 
etc.) auszeichnen sowie durch eine Preis- oder 
Wertsteigerung von Positionsgütern (z.B. Immo-
bilien in besonderer Lage) und von Vermögens-
werten allgemein.

In der Realität des von globalen Vermögens-
märkten dominierten Kapitalismus droht die 
zunehmende Ungleichheit in der Tat das System 
zu gefährden, weil die Kapitalverwalter eher auf 
Rendite und Kapitalvermehrung drängen und 
die monetären Überschüsse auch angesichts der 
schon vorhandenen hohen Verschuldung der 
Staaten immer schwerer zu investieren sind. Da-
mit gehen sie bei der Suche nach Rendite in im-
mer riskantere Anlagen, bis es zu einem Wechsel 
in der Marktstimmung  kommt. Die Krise von 
2007-2009 war ein Vorgeschmack davon. 

4.	 Transformation des globalen digitalen Fi-
nanzkapitalismus

Was bedeutet dieses Szenario für die von Ul-
rich Brand angesprochenen Konzepte? „Degrow-
th“ könnte die (bittere?) Realität stagnierender 
oder sinkender Einkommen der unteren 80 oder 
gar 99 Prozent der Bevölkerung beschreiben, 
wie sie etwa in den USA seit längerem zu beob-
achten war. Ein stagnierender (Summers 2016) 
und zunehmend digitaler Kapitalismus würde 
weniger Rohstoffe benötigen und dem „Post-
extraktivismus“ eine neue Bedeutung verleihen, 
die mit sinkenden Einkommen im globalen Sü-
den verbunden wäre. Vielleicht sollte man vor-
sichtig sein, was man sich wünschen sollte. Man 
könnte es bekommen!

Aber vielleicht sind ja auch rot-grüne glo-
bale Koalitionen vorstellbar und machbar. In 
ihnen könnten sich die verschiedenen Kritiker 
des kapitalistischen Wachstumsmodells dar-
auf konzentrieren, die Wohlstandspotenziale, 

die Digitalisierung und andere technologische 
Entwicklungen bieten, für alle Menschen zu er-
schließen und sie aus den Fesseln ungleicher Ei-
gentumsverhältnisse zu befreien.

Denn politökonomisch wären eventuell auch 
andere Krisenentwicklungen als das bedrohliche 
Piketty-Szenario denkbar oder wahrscheinlich: 
Die Masse der teils aus dem Produktionsprozess 
ausgeschiedenen oder nur noch spärlich ent-
lohnten Arbeiter(innen) werden angesichts der 
explodierenden Einkommen der Vermögens-
besitzer und ihres Luxuskonsums rebellisch. 
Werden sie nicht mittels eines immer effek-
tiveren Repressionsstaates und medialer Ver-
dummungssysteme entmachtet, können sie in 
noch halbwegs funktionierenden Demokratien 
mit kritischer Öffentlichkeit ein neues (altes) so-
zialdemokratisches und wohlfahrtsstaatliches 
Umverteilungssystem etablieren. Dies würde ei-
nen Teil der – ohnehin kaum zu legitimierenden 
– Vermögenseinkommen wegsteuern, um da-
mit teils mit öffentlichem Angebot kollektive 
Bedürfnisse, teils mit umverteiltem Einkommen 
individuelle Bedürfnisse zu befriedigen, denen 
bisher der Rückhalt der Kaufkraft fehlte.	 ó
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û  Thilo Scholle ist Mitglied der spw-Redaktion, Jurist und lebt in Lünen.

Hoffnung des Autors aus, dass die Ziele der 
kommunistischen Bewegung eines Tages doch 
noch verwirklicht werden könnten. Für Magri 
besteht der Reiz des politischen Projekts der KPI 
im – weder vollständigen noch kontinuierlichen 
–Versuch eines „dritten Weges“, das heißt die 
überzeugte Anwendung parlamentarischer De-
mokratie mit erbitterten Kämpfen und Kritik an 
der kapitalistischen Gesellschaft zu verbinden. 
Der für diese Ansätze im deutschen Kontext 
meist verwendete Begriff des „Eurokommunis-
mus“ taucht bei Magri allerdings nicht auf. Brei-
ten Raum nehmen die Beschreibungen der Zeit 
des italienischen Wirtschaftswunders ab etwa 
Mitte der 1950er Jahre sowie der Studentenbe-
wegung etwa ab Mitte der 1960er Jahre ein. Die 
Auseinandersetzungen die er und andere in der 
Partei geführt hätten, hätten sich vor allem auf 
drei Fragen konzentriert: Die Suche nach einem 
alternativem ökonomischen Entwicklungsmo-
dell, die Forderung nach politischen Struktur-
reformen und die Bewertung des politischen 
Mitte-Links-Projektes.

Ambivalent bewertet Magri die Bilanz der 
Studentenbewegung. Kritisch sieht er insbe-
sondere Versuche, jenseits des Partei- oder Ge-
werkschaftsspektrums Arbeiter in den Fabriken 
zu organisieren. Zwar steht er der Ausgangs-
motivation der Studenten positiv gegenüber 
– zugleich hätte die KPI politisch gegenhalten 
und durch die Unterstützung klassischer Ge-
werkschaftsanliegen politisches Terrain zu-
rückgewinnen müssen. Letztlich habe die KP 
in Bezug auf die Studentenbewegung eine his-
torische Chance verpasst: Das materielle und 
geistige Unbehagen der Studenten hätte in 
eine allgemeine Kritik der Gesellschaft umge-
setzt und mit den Bedürfnissen und Kämpfen 
der unteren Klassen in Verbindung gebracht 
werden sollen. Ausgesprochen kritisch fällt 
auch Magris Beurteilung des von Parteichef 
Berlinguer angestrebten „historischen Kom-
promisses“ –  einer Tolerierung christdemo-
kratischer Regierungen durch die KPI – aus. 
Dieser sei letztlich nicht an der Entführung 
und Ermordung des christdemokratischen Po-

litikers Aldo Moro durch die „Roten Brigaden“ 
gescheitert, sondern an grundsätzlich anderen 
politischen und strategischen Interessen von 
Christdemokraten und wirtschaftlichen In-
teressengruppen. Gesellschaftlich legitimiert 
worden sei im Ergebnis nicht die KPI, sondern 
die Christdemokratie. Zudem habe der histo-
rische Kompromiss die Partei weiter von den 
Ausläufern der Studentenbewegung entfernt, 
für die dies kein Kompromiss sondern ein Kuh-
handel gewesen sei. Berlinguers erneuter Stra-
tegiewechsel Anfang der 1980er Jahre hin zu 
einer stärker auf klassische Arbeitnehmerthe-
men ausgerichteten Politik habe Aussicht auf 
Erfolg gehabt, sei aber letztlich vor allem am 
zunehmenden Verlust einer aktiven und viel-
fältigen Parteibasis in der KPI gescheitert.

In den Anhang des Bandes aufgenommen 
ist ein längeres Strategiepapier Magris aus dem 
Jahr 1987, in dem er u.a. festhält, im „realen Mar-
xismus“ habe eine ökonomistische Sicht des 
Fortschritts und eine Überbewertung der Rolle 
des Staates als einzig mögliche Alternative zur 
Herrschaft des Marktes bestanden. Des Wei-
teren hält er dort fest: „Eine andere Gesellschaft 
kann nicht durch einen plötzlichen Umsturz oder 
eine Revolution von oben entstehen, sondern 
muss sich in einem langen Prozess der Transfor-
mation der Produktions- und Konsumtionswei-
se, der Technologien, der Ideen, der individuellen 
und kollektiven Lebensstile herausbilden.“ Für 
Magri war die Entwicklung der KPI-Mehrheit hin 
zu einer sozialdemokratischen Partei keinesfalls 
zwangsläufig. Eher hätte er sich eine Weiterent-
wicklung der KPI im Sinne des oben beschrie-
benen Anspruchs vorstellen können.

Da nicht alle zeitgeschichtlichen Hinter-
gründe erläutert werden, muss sich der mit den 
italienischen Verhältnissen weniger vertraute 
Leser manchmal einige Zusammenhänge aus 
dem Kontext des Dargestellten erschließen. 
Lucio Magri ist ein äußerst spannendes Buch 
gelungen.	 ó
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DL21 Forum demokratische Linke
Die Linke in der SPD.

DL 21 Aktuell

Mehr Sozialdemokratie wagen! 
von Hilde Mattheis

Nicht einmal 20 Prozent der Wahlberech-
tigten würden – wenn jetzt Wahlen wären 
– der SPD ihre Stimme geben. Dass dies Reali-
tät werden könnte, hat sich bei den Landtags-
wahlen im März gezeigt. Die SPD verlor im 
Vergleich zur letzten Landtagswahl in Baden-
Württemberg und Sachsen-Anhalt die Hälfte 
ihrer WählerInnen! Sie ist in Baden-Württem-
berg sogar nur noch viertstärkste Partei. Das 
ist in einem westdeutschen Flächenland eine 
historische Niederlage.

Dieses Ergebnis zeigt: der Partei gelingt 
es nicht mehr, ihre Kernklientel anzuspre-
chen. In Baden-Württemberg beispielsweise 
haben nur noch 37 Prozent der WählerInnen 
der SPD Kompetenzen auf dem Feld der sozi-
alen Gerechtigkeit zugeschrieben. Das macht 
deutlich, dass wir kein für BürgerInnen klar 
erkennbares Profil haben. 

Die DL 21 hat in Baden-Württemberg einen 
inhaltlichen, strukturellen und auch perso-
nellen Erneuerungsprozess gefordert. Viele 
der nachfolgenden Thesen lassen sich auch 
auf den Bund übertragen:

Wir wollen eine inhaltlich, strukturelle und 
personelle Erneuerung der Partei.

1.	 Die SPD definiert sich als linke Volkspar-
tei. Das muss sich konsequent in allen 
Inhalten wiederfinden. Wir sind eine 
Partei, die Gerechtigkeit insbesondere 
als Verteilungsgerechtigkeit definiert. 
Die Bedürfnisse der Zielgruppen, die die 
SPD vertritt, müssen erkennbar Grund 
für politisches Handeln sein.

2.	 Glaubwürdigkeit lässt sich ausschließ-
lich durch klare, konsequente und in sich 
schlüssige inhaltliche Botschaften und 
Positionen erreichen. Die Ausrichtung un-
seres politischen Handelns muss wieder 
auf der Beschlusslage und dem Grundsatz-
programm unserer Partei fußen. Inhaltliche 
Positionierungen und Botschaften dürfen 
weder auf Bundes- noch auf Landesebene 
der Beliebigkeit der Vorsitzenden und wei-
terer führender AkteurInnen obliegen.

3.	 Auch oder gerade in Regierungsverant-
wortung besteht die Notwendigkeit, we-
sentliche Entscheidungen, die nicht vom 
Koalitionsvertrag getragen sind, weil sie 
nicht aufgeführt sind oder von ihm ab-
weichen, in der Partei zu diskutieren und 
zu entscheiden.

4.	 Wir sind Mitgliederpartei, kein Machter-
haltungsinstrument für politische Eliten. 
Die politische Willensbildung in der Par-
tei vollzieht sich von Unten nach Oben 
– dieser Grundsatz muss wiederbelebt 
werden. Anträge aus den Ortsvereinen 
und Kreisverbänden oder Arbeitsgemein-
schaften sind generell Grundlage von Be-
schlüssen. Diese politische Kultur muss 
wieder gepflegt werden. Weichenstellun-
gen müssen in der Partei debattiert wer-
den, dafür muss es z.B. auf Parteitagen 
ausreichend Raum geben. Es darf keine 
wesentlichen Entscheidungen geben, 
die diskussionslos von Oben nach Unten 
durchgedrückt werden.

5.	 All unsere Debatten müssen in dem Be-
wusstsein geführt werden, dass in einer 
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Partei Meinungsvielfalt der natürliche 
und Polarisierung ein guter Ausgangs-
punkt für einen Meinungsfindungspro-
zess sind, an dessen Entscheidungsende 
Klarheit und Beschlüsse stehen.

6.	 Gute Personalpolitik orientiert sich 
an Pluralität und Kompetenz, nicht an 
Netzwerken. Gezieltes Ausspielen von 
VertreterInnen einzelner Flügel wirkt an 
der Basis und auf unsere WählerInnen 
abstoßend. Das hat die Partei entschei-
dend geschwächt.

7.	 Wir brauchen Unterstützung für die eh-
renamtliche Parteiarbeit in der Fläche. 
Wir brauchen politische Bildungsarbeit, 
um uns der eigenen politischen Haltung 
fundiert zu vergewissern. Wir brauchen 
eine Stärkung der Zielgruppenarbeit 
durch die Arbeitsgemeinschaften. Un-
sere Mitglieder sind die VertreterInnen 
unserer Politik, nicht von der Partei be-
auftragte Politik- und Kommunikations-
beraterInnen.

8.	 Wir brauchen wieder eine stärkere poli-
tische Anschlussfähigkeit an Organisa-
tionen, Verbände und Gewerkschaften. 
Ein Ergebnis von 12,7 Prozent zeigt, dass 
wir nicht unbedingt Ansprechpartner 
für den vorparlamentarischen Raum 
sind. Wir müssen das Vertrauen, dass die 
SPD tatsächlich richtiger und wirksamer 
Ansprechpartner für ihre Belange ist, 
kontinuierlich aufbauen und an gute Zu-
sammenarbeit anknüpfen. Zum Beispiel 
wie bei der Erarbeitung der Sozialcharta, 
die vor einigen Jahren mit Sozialverbän-
den, Kirchen, Gewerkschaften, Natur-
schutzverbänden und anderen erarbei-
tet wurde.

Input für einen inhaltlichen Erneuerungs-
prozess haben wir mit dem Papier „Profil 
schärfen – sozialdemokratischen Aufbruch 
gestalten“ gegeben. Dieses Papier, dem sich 

bereits über 1500 Genossinnen und Genos-
sen angeschlossen haben, ist unter www.
aufbruch-spd.de zu finden. Wir werben für 
die Inhalte! Sie werden Grundlage eines An-
trags für den nächsten Konvent sein.

Auch bei unserer Frühjahrstagung, die am 
1. und 2. April in Frankfurt/Main stattfand, war 
eine Wahlnachlese zu den Landtagswahlen 
Ausgangspunkt der inhaltlichen Debatte. 
Der neue Fraktionsvorsitzende der SPD Sach-
sen-Anhalt, Andreas Steppuhn, betonte, dass 
nun ein inhaltlicher Neubeginn notwendig 
sei. Scharfe Kritik übte er an dem so kurz vor 
den Wahlen ins Spiel gebrachten Vorschlag 
eines Sozialpakets. Durch die Terminierung 
sei diese Forderung unglaubwürdig gewesen. 
Michael Simon, der in Rheinland-Pfalz als Ge-
genkandidat der CDU-Spitzenkandidatin Ju-
lia Klöckner für den Landtag kandidiert hatte, 
hat in seinem Wahlkampf festgestellt, dass 
gerade Menschen in einer prekären sozialen 
Lage nicht selten mit der Politik abgeschlos-
sen haben. Sie glaubten auch nicht mehr an 
Veränderungen zu ihren Gunsten.

Die inhaltliche Antwort haben wir am 
nächsten Tag mit mehr als 100 Mitgliedern 
der DL 21 diskutiert. Sie lässt sich zusammen-
fassen in: Wir müssen mehr Sozialdemokratie 
wagen! Wir müssen uns wieder auf unseren 
Markenkern „Soziale Gerechtigkeit“ besin-
nen. Das bedeutet, eine glaubwürdige Abkehr 
von der Agenda-Politik. Solange wir die Feh-
ler aus dieser Zeit nicht beheben, helfen uns 
auch einzelne gute Projekte wie der Mindest-
lohn nicht nachhaltig. Das machte der Partei-
enforscher Professor Gerd Mielke in seinem 
Statement in Frankfurt deutlich. Da die SPD 
mit der Agenda 2010 ihren Frame (also den 
kommunikativen und politischen Rahmen) 
der sozialen Gerechtigkeit verlassen hat, sind 
einzelne sozialpolitische Maßnahmen nicht 
geeignet, um das Vertrauen der WählerInnen 
zurück zu gewinnen, da sie nicht mehr zu ih-
rem Frame passten.
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û  Hilde Mattheis (MdB) ist Bundesvorsitzende des Forums DL21, den 
Linken in der SPD.

Hier gilt es, wieder an den Reformprozess 
von 2009 bis 2013 anzuknüpfen. So müssen 
wir uns bspw. weiter für die Schaffung einer 
Bürgerversicherung, die Sicherung des Ren-
tenniveaus oder die Umverteilung durch ge-
rechtere Steuern für GutverdienerInnen ein-
setzen.

Für mehr Umverteilung sprach sich auf 
unserer Tagung auch der Vorsitzende der SPD 
Hessen-Süd und stellvertretende Landesvor-
sitzende der SPD Hessen, Gernot Grumbach 
aus. Er stellte klar, dass die Forderung nach 
Steuererhöhung keine wilde linke Idee sei und 
erinnerte daran, dass sogar Helmut Schmidt 
einstmals im Wahlkampf die Anhebung der 
Steuersätze verlangt hätte, um damit sozial-
politische Projekte finanzieren zu können.

Um den Menschen in unserem Land mehr 
Mitgestaltungs- und Mitbestimmungs-
möglichkeiten zu geben aber auch um die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu ge-
währleisten, wäre eine Verkürzung der Ar-
beitszeiten durchaus sinnvoll. Der Publizist 
Helmut Martens stellte auf unserer Tagung 
dar, dass dies aufgrund der Verdoppelung des 
gesellschaftlichen Reichtums seit den 1970er 
Jahren durchaus auch möglich wäre. Man 
muss es nur wollen. Diese Forderung unter-
strich auch die ihm nachfolgende Rednerin, 
Professor Gabriele Winker.

Aber mehr Sozialdemokratie müssen wir 
nicht nur innerhalb Deutschlands wagen, 
sondern auch global. Das heißt in der EU, 
Solidarität mit den Ländern Südeuropas und 
eine Abkehr von der Austeritätspolitik; eine 
humane Flüchtlingspolitik mit der Schaf-
fung legaler Zuwanderungswege; ein Stopp 
von Rüstungsexporten in politisch instabi-
le Regionen und Länder. Diese Forderungen 
erhob auch Jörg Nowak von Oxfam auf un-
serer Tagung. Er brandmarkte darüber hinaus 
Grenzkontrollen als unsozial. Denn sie ma-
nifestierten die Lohnunterschiede zwischen 
der EU auf der einen und Entwicklungs- und 

Schwellenländern auf der anderen Seite. Zu-
dem dienten sie der Gewinnsicherung großer 
Unternehmen.

Um diese Forderungen in praktische Poli-
tik umzusetzen, brauchen wir PartnerInnen. 
Und aktuell sieht es danach aus, dass wir 
auf zwei Koalitionspartner angewiesen sein 
werden. Die einzigen Parteien, die für das 
von uns angestrebte Reformprojekt in Frage 
kommen sind Grüne und Linke. Weder mit 
der CDU noch mit der FDP werden Steuerer-
höhungen, Bürgerversicherung oder ein si-
cheres Rentenniveau umsetzbar sein. Damit 
eine progressive Koalition zustande kommen 
kann, ist es die Aufgabe der SPD, wieder echte 
sozialdemokratische Politik zu betreiben. Das 
forderte in Frankfurt auch der Chefredakteur 
des Neuen Deutschland, Tom Strohschneider. 
Es könne nicht angehen, dass eine Regierung 
mit SPD-Beteiligung dazu beitrage, dass etwa 
in Griechenland keine sozialdemokratische 
Politik gemacht werden könne.

Die Ergebnisse der Tagung bestätigen die 
inhaltlichen Forderungen der DL 21. Sie wer-
den in unsere Positionierung für ein sozial-
demokratisches Regierungsprogramm 2017 
einfließen.

Allerdings werden Wählerinnen und Wäh-
ler in den jetzigen politischen Krisensituati-
onen sich nicht von Forderungen für ein Re-
gierungsprogramm 2017 überzeugen lassen. 
Eventuell ist es auch an der Zeit, sich an eine 
existierende parlamentarische Mehrheit von 
320 zu 310 im Bundestag zu erinnern.	 ó
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Digitales Arbeiten und 
Wirtschaften 
spw-Frühjahrstagung vom 06.-07. Mai 2016 
im  Kolpinghaus Dortmund

Die Digitalisierung von Arbeit und Wirt-
schaft schreitet qualitativ und quantitativ 
voran. Der Begriff umfasst die beschleunigte 
Wechselwirkung von „virtuellen“, datenba-
sierten digitalen- und „realen“, physischen 
Systemen. Unabhängig von Ort und Zeit 
prägt diese Vernetzung Lebens-, Arbeits-, 
Wirtschafts- und Technikwelt. So stehen In-
formationen und Kommunikationswege mit 
Smartphones ständig zur Verfügung, einige 
Roboter verlassen ihre Käfige, neue digital 
getriebene Dienstleistungen wie der Trans-
portdienst Uber setzen etablierte Strukturen 
unter Druck, Medien der Netzöffentlichkeit 
fordern Print, Fernsehen und Radio heraus 
oder Kühlschränke bestellen autonom Le-
bensmittel. Städte und Kommunen entwi-
ckeln zudem neue Mobilitätskonzepte, die 
auf der app-basierten Vernetzung aller Ver-
kehrsträger beruhen.

Technologischer Fortschritt kann die Au-
tonomie des Individuums entweder stärken 
oder zur Kontrolle und Überwachung miss-
braucht werden. Wir wollen auf der Tagung 
diskutieren, vor welchen Herausforderungen 
die Beschäftigten stehen und wie der Wandel 
gestaltet werden kann. Wesentliche Stich-
worte hierfür sind die Humanisierung der Ar-
beit im Kontext von Industrie 4.0, gute digi-
tale Arbeit, Qualifizierung, Autonomie sowie 
eine Stärkung kollektiver Mitbestimmung 
und individueller Partizipation. Darüber hin-
aus nehmen wir die Innovationsfähigkeit von 
Netzwerken in den Blick. Am Freitagabend 
diskutieren wir die Situation der SPD nach 
den Landtagswahlen 2016.

Anmeldung:

˘	Anmeldungen bitte umgehend an:  
redaktion@spw.de. 

	 Der Teilnahmebeitrag beträgt 25 Euro mit 
und 10 Euro ohne Übernachtung.  
Tagesgäste, die keine Verpflegung wollen, 
zahlen keinen Beitrag. Der Beitrag wird vor 
Ort eingesammelt.

Tagungsort: 

˘	Jugendgästehaus Adolph Kolping,  
Silberstraße 24-26, 44137 Dortmund.  
Anreisehinweise:  
www.djhwl.de/de/jugendherbergen/ 
jugendgaestehaus-dortmund/anreise

Programm 
Freitag, 06.05.16

18.00 Uhr 	 Anreise 
	 Abendessen 

19.00 Uhr	 Begrüßung 
	 Stefan Stache,  

spw-Chefredakteur

19.10 bis 21.00 Uhr 	 Volkspartei SPD – wie 
weiter nach den Land-
tagswahlen 2016?

	 Dr. Max Reinhardt, 
Publizist, Mitglied 
der spw-Redaktion 

Samstag, 07.05.16

8.30 Uhr 	 Frühstück 

9.00 bis  10.00 Uhr	 Netzwerke im digitalen 
Kapitalismus –Innovati-
onsökonomische Perspek-
tiven in der Wirtschaft 4.0
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	 Dr. Arno Brandt,  
Institut für Regionalwirt-
schaft CIMA, Hannover

10.00 bis  11.45 Uhr	 Neue Anforderungen 
und Belastungen durch 
digitale und mobi-
le Technologien

	 Dr. Manuela Maschke, 
Leiterin Archiv betrieb-
liche Vereinbarungen, 
Hans-Böckler-Stiftung

11.45 bis 12.45 Uhr	 Digitalisierung gender-
gerecht gestalten 

	 Christina Schildmann, 
Leiterin wiss. Sekretariat  
Arbeit der Zukunft, 
Hans-Böckler-Stiftung

12.45 bis 13.45 Uhr	 Mittagessen

13.45 bis 15.00 Uhr	 Fortsetzung der Diskus-
sion und Ausblick auf 
die Arbeit von spw

15.00 Uhr	 Ende der Tagung

Das Flüchtlingsdrama: ein Appell zum Um-
steuern in Europa und in Deutschland

Die Flüchtlingskrise offenbare die poli-
tischen Fehler der Vergangenheit und man-
gelnde Solidarität in Europa, so die über 
70 ErstunterzeichnerInnen des Appells aus 
Wissenschaft, Politik, Verbänden, Gewerk-
schaften sowie Publizistik und Kultur. In Eu-
ropa herrsche Konkurrenz statt Kooperation 
zwischen den Staaten, die Politik habe die 
Spaltung zwischen schwächeren und stärke-
ren Mitgliedern vertieft. Europa fehle ein so-
ziales und solidarisches Fundament. Neolibe-
rale Regeln wie der Fiskalpakt hätten soziales 
und ökologisches Unheil angerichtet  und 

bestärkten Zweifel an der demokratischen 
Legitimation von Politik.

Die UnterzeichnerInnen kritisieren die ab-
schottende Flüchtlingspolitik und fordern ein 
humanitäres Sofortprogramm für Existenz-, 
Erwerbs- und Bildungsmöglichkeiten in den 
Herkunftsregionen der Flüchtlinge sowie die 
Öffnung legaler Fluchtwege nach Europa. Vor 
allem Gemeinden, die Flüchtlinge aufneh-
men möchten, wollen sie mit einem Investi-
tionsprogramm für Schulen, Arbeit, Kranken-
häuser und Wohnungen unterstützen, das 
z.B. mit Projektbonds finanziert werden soll. 
Ein solches Programm solle Teil einer euro-
päischen Investitionsinitiative u.a. in den Kli-
maschutz sein, von der vor allem die von der 
Krise betroffenen Länder Europas profitieren 
könnten. Anstelle der Sparpolitik in Deutsch-
land plädieren die UnterzeichnerInnen für 
Zukunftsinvestitionen in Bildung, ökologische 
Erneuerung und den Ausbau von besser be-
zahlten Stellen für Fachkräfte im öffentlichen 
Sektor. Die Integration der Flüchtlinge könne 
gelingen, wenn sie Teil der Erneuerung der 
sozialen Infrastruktur für alle hier lebenden 
Menschen sei.

Unter den ErstunterzeichnerInnen des am 
14. April veröffentlichten Aufrufs sind Kai Bur-
meister, Klaus Dörre, Björn Hacker und Stefan 
Stache aus dem spw-Zusammenhang. 

Der Aufruf kann unter http://www.europa-
neu-begruenden.de unterzeichnet werden.
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Last Call for Solidarity
Perspektiven grenzüberschreitenden Handelns 
von Gewerkschaften

Sarah Bormann / Jenny Jungehülsing / Shuwen Bian / 
Martina Hartung / Florian Schubert (Hrsg.)

Work around the clock?
Industrie 4.0, 
die Zukunft der Arbeit,
und die Gewerkschaften

Marcus Schwarzbach

Karl Georg Zinn
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Vom Kapitalismus
ohne Wachstum

zur Marktwirtschaft
ohne Kapitalismus


